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Vertragliche Vereinbarungen über die gemeinsame Nutzung der Primärenergie-
träger Steinkohle und Uran sowie der Nuklearforschung standen am Beginn des eu-
ropäischen Integrationsprozesses. Beide Energieträger haben im Integrationsprozeß
jedoch keine strategische Bedeutung erlangt: Die Steinkohle verlor ihre Schlüssel-
stellung und die Bedeutung der Nuklearenergie differierte erheblich nach Maßgabe
nationaler Energiepolitiken bei der Elektrizitätserzeugung. Diese und die daraus re-
sultierenden Unterschiede in dem Ressourceneinsatz der Elektrizitätserzeugung
werden für die Mitgliedsländer der Europäischen Union ausführlich in Kapitel B
dargestellt. Ähnlich stark differieren auch die nationalen Organisationsstrukturen
der Elektrizitätsmärkte von voll vertikal und horizontal integrierten Staatsmonopo-
len bis hin zu „pluralistischen" Strukturen von staatlichen und privaten Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen.
Bei allen Unterschieden in der Organisationsstruktur der nationalen Elektrizi-
tätsmärkte zeigt die Untersuchung in Kapitel B eine Gemeinsamkeit: In fast allen
Ländern ist der brancheninterne Wettbewerb auf dem Strommarkt durch Gesetz
oder privatwirtschaftliche Absprachen ausgeschlossen; eine Ausnahme hiervon bil-
den nur jene Mitgliedsländer, in denen schon mit einer Transformation hin zu wett-
bewerblichen Strukturen begonnen wurde (insbesondere im Vereinigten König-
reich).
In Kapitel B wird auch untersucht, wie sich diese Markt- und Eigentumsstruktu-
ren auf die Preisdifferenzen zwischen den nationalen Strommärkten und den inner-
gemeinschaftlichen Handel mit Elektrizität ausgewirkt haben.
Die Tatsache einer Gemeinsamkeit des Ausschlusses wettbewerblicher Struktu-
ren in den Mitgliedsländern der EU — ebenso wie in fast allen anderen Industrie-
ländern — wird für sich allein genommen sowie zusammen mit anderen Argumen-
ten von den Stromanbietern darauf zurückgeführt, daß eine wettbewerbliche Orga-
nisation des Strommarktes entweder nicht möglich oder gesamtwirtschaftlich
schädlich sei. Diesen Argumenten wird in Kapitel C nachgegangen. Tragfähige Ar-
gumente gegen eine wettbewerbliche Transformation des Strommarktes treten bei
dieser Prüfung nicht zutage.
Erste Anstöße auch für eine wettbewerbliche Organisation des gemeinschaft-
lichen Marktes für leitungsgebundene Energieträger bildeten sich im Zuge der
Schaffung eines Binnenmarktes innerhalb der Europäischen Union. Kapitel D zeigt
auf, wie die zunächst antagonistischen Konzepte eines Common-Carrier-Modells
und eines Alleinabnehmermodells anfänglich einen Einigungsprozeß blockierten
und welche Kompromißlösungen ihn weiterbrachten.In Kapitel E wird dann aufgezeigt, welche Elemente und Instrumente einer
schrittweisen zwischenstaatlichen Marktöffnung in die endgültige Stromrichtlinie
von 1996 eingeflossen sind. Bei dieser Analyse wird auch aufgezeigt, wo Unklar-
heiten und Unzulänglichkeiten in einzelnen Artikeln der Richtlinie bei der Umset-
zung in nationales Recht, die bis 1999 in allen Mitgliedsländern abgeschlossen sein
muß, auftreten könnten. Ausführlich werden die Grundelemente der Reformkon-
zeption dargestellt und analysiert. Besonderes Augenmerk kommt auch den Über-
gangsvorschriften und der sogenannten Reziprozitätsklausel zu. Grundsätzliche
Anmerkungen zu dem gewählten Verfahren der Kommission schließen sich an.
Kapitel F faßt die wichtigsten Ergebnisse und Schlußfolgerungen zusammen.Die Stromversorgung in der Europäischen Union
und Deutschland
I. Von der Montanunion bis zur Stromrächtlinie
Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs war die Steinkohle der dominierende
Energieträger der westeuropäischen Länder, während andere Energieträger lind
Energieimporte nur von nachrangiger Bedeutung waren (Neu 1980). Das durch
diesen Umstand bedingte Interesse vieler europäischer Länder an einem möglichst
ungehinderten Zugang zu den europäischen Steinkohlenreserven führte 1951 zum
Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(EGKS, Montanunion). Diese Gemeinschaft für Kohle und Stahl schuf die Grund-
lagen einer Freihandelszone und eines gemeinsamen Marktes in zwei Sektoren, die
in der Wiederaufbauphase von überragender Bedeutung für die westeuropäischen
Länder waren. Die Vertragsunterzeichnung markierte den Beginn des europäischen
Binnenmarktgedankens, noch begrenzt auf einen eng abgegrenzten Bereich des in-
nereuropäischen Handels.
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Bereits gegen Ende der fünfziger Jahre hatten sich die bei der Gründung der
Montanunion herrschenden Voraussetzungen nachhaltig geändert: Zum einen wur-
de gegen Ende der fünfziger Jahre importierte Steinkohle kostengünstiger an-
geboten als die innergemeinschaftliche Steinkohle; Zum anderen drängten neue
Produktionskapazitäten für Erdöl verstärkt auf die Energiemärkte Westeuropas.
Hinzu kam, daß die Kernenergie zum Hoffnungsträger für eine kostengünstige und
sichere Stromerzeugung wurde; die Schwelle zur kommerziellen Nutzung war er-
reicht.
 n
Daher wurde 1957 — zeitgleich mit dem Vertrag zur Gründung der Europäi-
sehen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) — der Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Atomgemeinschaft (EAG, Euratom) unterzeichnet. Der letztgenannte Ver-
trag regelt den Zugang zu den Uranressourcen sowie zu den sich entwickelnden
Technologien im Bereich der friedlichen Nutzung der Kernenergie. Zusammen mit
dem EGKSV enthält er die wesentlichen sektoralen Vorschriften für den Energie-
Vgl. zu einem Überblick über die allgemeine Energiepolitik der Europäischen Gemeinschat-
ten auch Klodt, Stehn et al. (1992: 136 ff.); Nugent (1994: 38-56; 285 f.); McGowan
(1989) und Padgelt (1992).bereich innerhalb der Europäischen Gemeinschaften. Der EWG-Vertrag selber
enthielt keine energiewirtschaftlichen SpezialVorschriften.
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Insofern begann der europäische Integrationsprozeß im Rahmen der Europäi-
schen Gemeinschaften (EG) zwar mit
4 gemeinsamen Regeln für zwei wichtige
Energiesektoren — Kohle und Kernenergie. Von einer umfassenden Energiepolitik
der Union, die auch die Sekundärenergien umfaßte, konnte aber zumindest bis zur
ersten Ölpreiskrise in 1973 kaum die Rede sein.
Diese Entwicklungen in 1973 und die damit einhergehenden Ölpreiserhöhungen
führten dazu, daß die Gemeinschaft gemeinsame Maßnahmen beschloß, die die
Auswirkungen der Ölpreiskrise begrenzen sollten. Zu diesem Zweck wurden ins-
besondere Maßnahmen zur Senkung der Abhängigkeit von außergemeinschaftli-
chen Primärenergien ergriffen und der Einsatz von Steinkohle als Substitut für
Erdöl gefördert. Es sei exemplarisch die bis heute gültige Richtlinie über das Ver-
bot des Einsatzes von Öl in neuen Kraftwerken genannt (Rat 1975).
3 Eine Energie-
politik, die auch die Schaffung eines grenzüberschreitenden Binnenmarktes im Be-
reich der Stromwirtschaft als eine gemeinschaftliche Aufgabe begriff, kann aber
auch nach 1973 nicht erkannt werden. Das Ziel der Energiepolitik war überwie-
gend das der Versorgungssicherheit, also nicht das denkbare Ziel einer Effizienzer-
höhung durch zunehmenden innergemeinschaftlichen Handel auch mit Strom. Aus
diesem Grund folgern einige Autoren, daß die bisherige Energiepolitik der EG ins-
gesamt als einer der wesentlichen Mißerfolge bei der Schaffung eines einheitlichen
Binnenmarktes bezeichnet werden kann (z.B. Padgett 1992: 55). Dies kann in der
Rückschau für den Elektrizitätssektor bis Mitte der achtziger Jahre uneinge-
schränkt bestätigt werden: In diesem Bereich wurden keinerlei Maßnahmen ergrif-
fen, die eine Integration der nationalen Strommärkte zum Inhalt hatten.
Erst die vom Rat der Europäischen Gemeinschaften 1986 verabschiedeten
„neuen energiepolitischen Ziele der Gemeinschaft" (Rat 1986: 2) wiesen darauf
hin, daß eine „bessere Integration des von Handelshemmnissen befreiten Energie-
binnenmarktes" notwendig ist, um „die Versorgungssicherheit zu erhöhen, die Ko-
sten zu verringern und die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit zu verstärken".
Die Ziele der Energiepolitik selber — Versorgungssicherheit und Preiswürdigkeit
— waren aus der Vergangenheit bekannt, neu war die Betonung des Binnenmarkt-
gedankens für die Energiemärkte in ihrer Gesamtheit.
Dies bedeutet freilich nicht, daß der EG nur eine energiewirtschaftliche Regeiungskompe-
lenz für die Energieträger Steinkohle und Kernenergie zuerkannt werden kann, da die Ge-
meinschaft nach Art. 235 EGV (Generalermächtigung) in jedem Bereich tätig werden kann,
in dem die Verwirklichung der Ziele des gemeinsamen Marktes dies erfordert.
Vgl. Kommission (1996a), in dem eine Abschaffung dieser Richtlinie vorgeschlagen wird.
Eine ähnliche Richtlinie für Erdgas wurde im Oktober 1990 vom Rat aufgehoben (BMWi
1991: 20).5
Dieser Willensbekundung des Rates folgten aber zu diesem Zeitpunkt noch keine
konkreten Festlegungen, wie diese Integration der nationalen Märkte in einem ge-
meinsamen Binnenmarkt zu erreichen ist. Insbesondere wurden keine expliziten
Zwischenziele für die Schaffung eines Binnenmarktes für Elektrizität gesetzt. Im-
merhin wurde aber in diesem Dokument der Energiemarkt als Ganzes— ein-
schließlich der Stromversorgung — als Gegenstand der Gemeinschaftspolitik auf-
gefaßt und nicht mehr nur einzelne Primärenergien.
Der Maastrichter Vertrag zur Gründung der Europäischen Union behandelte den
Stromsektor wiederum nicht. Zwar war in den Entwürfen des Vertragstextes zur
Gründung der Europäischen Union noch im November 1991 ein Kapitel zu den
Energiesektoren vorgesehen. Dieses Kapitel war dann aber im Dezember 1991 er-
satzlos entfallen. Die Widerstände von Seiten nationaler Regierungen gegen EU-
weite Bestimmungen für den Elektrizitätssektor, die bereits wiederholt Fortschritte
blockierten (Padgelt 1992), hatten ein weiteres Mä» konkrete Maßnahmen izur
Schaffung eines Energiebinnenmarktes — einschließlich eines gemeinsamen
Marktes für Elektrizität — verhindert.
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Die Europäische Kommission verstärkte allerdings im Gefolge der Einheitlichen
Europäischen Akte und den neuen energiepolitischen Zielen ihre Aktivitäten zum
Energiebinnenmarkt. Auf die Maßnahmen, die sie im Bereich der Stromwirtschaft
initiierte und die ihren vorläufigen Endpunkt in der Verabschiedung der Strom-
richtlinie fanden, wird in den Kapiteln D und E ausführlich eingegangen, An dieser
Stelle sollen kurz die derzeit gültigen energiepolitischen Ziele betrachtet werden,
die die Kommission in 1995 vorstellte (Kommission 1995a; 1995c). .;.. > ..••> .;;;•
In ihrem Grünbuch zur Energiepolitik der Europäischen Union (Kommission
1995a: 4) stellte die Kommission fest, daß die Schaffung des EnergiebinnenV
marktes weiterhin oberste Priorität hätte. Die Aufgabe, zur Bewältigung der ge-
nannten Herausfordemngen die erforderlichen Anpassungsmaßnahmen zu finden,
ist aus Sicht der Kommission eine Gemeinschaftsaufgabe. Dies läge darin begrün-
det, daß sich die „EG als Ganzes denselben Herausforderungen'- stellen muß; de-
nen auch die einzelnen Staaten ausgesetzt sind. Als Ziele einer Energiepolitik der
Europe (1991a; 1991b). Daraus könnte gefolgert werden, daK der Rat den Energiesektor
als wenig wichtig für die Erreichung der Ziele der Gemeinschaft einstufte. Eine solche Ar-
gumentation übersieht, daß der Rat zu diesem Zeitpunkt bereits mehrere Male die Wichtig-
keit und Vordringlichkcit der Schaffung eines Binnenmarktes für Energie betont halte. Vgl.
hierzu etwa Kommission (1990b: 2). Anzumerken ist, daß die Einfügung eines Energiekapi-
tcls in der Vergangenheit insbesondere von denjenigen Regierungen gefordert wurde, die
Wettbewerb in den Energiesektoren eher kritisch gegenüberstehen und beispielsweise die
Notwendigkeil der Berücksichtigung von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der Ver-
sorgungsunternehmen (Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse) beto-
nen. Jüngst hat sich aber auch der für Energiefragen zuständige EU-Kommissar Papoutsis
für die Einfügung eines eigenständigen Encrgiekapitels ausgesprochen (Europe 1997).Europäischen Union, hält die Kommission (1995a: 5) fest, daß die Energieversor-
gung zum einen die Bedürfnisse der Verbraucher mit geringstem Kostenaufwand
befriedigen soll und daß zum anderen die Versorgungssicherheit gewährleistet
werden muß. Schließlich soll auch den Erfordernissen des Umweltschutzes ent-
sprochen werden. In dem so durch die Kommission definierten Zielvektor der ge-
meinschaftlichen Energiepolitik ist also als grundsätzlich gleichrangiges Ziel das
des Umweltschutzes enthalten. Insofern geht es über das Zielbündel hinaus, das im
bisherigen deutschen Energierecht alleine die Preiswürdigkeit und die Versor-
gungssicherheit umfaßt. Dies hat sich erst durch die jüngsten Novellierungsvor-
schläge zum Energiewirtschaftsrecht geändert.
5 Im Weißbuch der Kommission
(1995c: 1) wird als Mittel zur Erreichung dieser Ziel insbesondere eine Deregulie-
rung der leitungsgebundenen Energiewirtschaft betont. Nur dann sei die Wettbe-
werbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft auf Dauer zu gewährleisten. Diese
Ziele der Energiepoiitik, die im Grundsatz seit einigen Jahren unverändert sind,
stellen den Hintergrund dar, vor dem die Kommission ihre Vorschläge für eine
Richtlinie zum europäischen Strombinnenmarkt präsentierte.
Der Vollständigkeit halber seien an dieser Stelle die im Maastrichter Vertrag
enthaltenen Bestimmungen über Transeuropäische Netze für verschiedene Wirt-
schaftssektoren (EGV Titel XII) genannt. Dort wird festgelegt, daß die Gemein-
schaft zum Auf- und Ausbau transeuropäischer Netze in den Bereichen der Ver-
kehrs-, Telekommunikations- und Energieinfrastruktur beitragen soll (vgl. auch
Gowans 1994b; Papoutsis 1996; Welfens 1996 und Europe 1995c). Zum Zwecke
der Schaffung „eines Raums ohne Binnengrenzen" will sie beispielsweise Maß-
nahmen im Bereich der Harmonisierung technischer Normen und der finanziellen
Unterstützung des Ausbaus von Verbindungsleitungen auch aus Mitteln des Kohä-
sionsfonds ergreifen.
-Für die in diesem Beitrag zu behandelnden Fragen der Reform der Strommärkte
in Deutschland und der Europäischen Union sind die Maßnahmen, die bisher unter
Bezug auf die Schaffung von Transeuropäischen Netzen ergriffen worden sind, von
untergeordneter Bedeutung. Es ist bisher nicht zu erwarten, daß europäische Maß-
nahmen zum Aufbau von Transeuropäischen Netzen mittelfristig nennenswerte
Auswirkungen beispielsweise auf die deutsche Stromversorgung haben werden. Im
folgenden wird daher auf Maßnahmen unter Bezug auf EGV Titel XII nicht einge-
gangen, auch wenn Maßnahmen zum Ausbau der europäischen Stromübertragungs-
Auf diese jüngsten Reformvorschläge aus dem Bundeswirtschaftsministerium (BMWi 1996)
und die darauffolgende Diskussion wird in diesem Beitrag nicht eingegangen. Das durch das
Bundeswirtschaftsministerium eingeleitete Gesetzgebungsverfahren ist zum Zeitpunkt der
Drucklegung dieses Beitrages noch nicht abgeschlossen, die endgültige Form der Ener-
gierechtsnovelle noch nicht eindeutig erkennbar. Vgl. zur Stellung der Bundesländer Bun-
desrat (1996), zur Gegenäußerung der Bundesregierung BMWi (1997).7
leitungen langfristig die generelle Situation insbesondere durch die Einbindung der
mittel- und osteuropäischen Reformländer in die ehemals westeuropäischen Strom-
verbünde verändern könnte.
II. Die Elektrizitätswirtschaft in der Europäischen Union — Kei-
ne Merkmale eines Binnenmarktes
1. Die nationalen Märkte
Die Stromversorgung in den einzelnen Ländern der Europäischen Union ist bis
heute durch die Existenz stark divergierender OrdnuFigsmodelle gekennzeichnet.
Bedingt durch unterschiedliche nationale Primärenergieverfügbarkeiten, abwei-
chende Marklgrößen sowie diverse politische Einflußnahmen weichen die histo-
risch gewachsenen Markstrukturen erheblich voneinander ab. Bei der folgenden
Untersuchung der nationalen Strommärkte wird zunächst auf die Struktur des Pri-
märenergieeinsatzes und dann auf die nationalen Ordnungsmodelle eingegangen.
a. Struktur des Primärenergieeinsatzes bei der Stromerzeugung
Betrachtet man zunächst das empirische Bild der Stromerzeugung in den Mitglied-
staaten der Europäischen Union, fallen beträchtliche Unterschiede beim Pri-
märenergieeinsatz auf (Tabelle 1). Bei den Ursachen für diese unterschiedlichen
nationalen Strukturen der Stromerzeugung sind im wesentlichen zwei Gründe zu
nennen: nationale Primärenergieverfügbarkeiten und nationale Ziele der Energie-



































































































































































tromerzeugung in den Kraftwerken der öffentlichen Stromversorgung




























































0,2 0,2 . 0,2
. —
























































































Torf). — 'Einschließlich Pumpspeicherkraftwerke. —



















Quelle: IEA (a 1996), eigene Berechnungen.Das klassische — und heute nahezu singuläre — Beispiel für den Einfluß der
Primärenergieverfügbarkeiten ist der unterschiedliche Anteil der Wasserkraft an
der Stromgewinnung, der innerhalb der Europäischen Union von Österreich mit
knapp 60 vH bis zu 0,1 vH in Dänemark und den Niederlanden reicht. Der
schwankende Anteil der Windenergie und anderer regenerativer Energien ist nur
zum Teil auf nationale klimatische und geographische Besonderheiten zurückzu-
führen, er spiegelt in stärkerem Maße den Einfluß nationaler Fördermaßnahmen
wider.
Unterschiede bei der Verfügbarkeit traditioneller fester Brennstoffe wie der
Kohle haben dagegen im Fall der meisten Länder an Bedeutung verloren. Das Ent-
stehen weltweit integrierter Märkte für Steinkohle führte dazu, daß beispielsweise
Dänemark ausschließlich Importkohle vom Weltmarkt zur Stromerzeugung ein-
setzt, während traditionelle europäische Kohleproduzentenländer noch stark auf
den Einsatz heimischer Kohle setzen. Der Anteil der Kohle (einschließlich Braun-
kohle) an der Stromerzeugung beträgt in Dänemark ohne heimische Kohlevor-
kommen über 80 vH. Damit weist ausgerechnet ein Mitgliedsland, das über keine
eigene Förderung von Steinkohle verfügt, den mit Abstand größten Anteil dieses
Energieträgers bei der Stromerzeugung auf. Dieser Anteil liegt in Spanien*
Deutschland und dem Vereinigten Königreich — mit eigenen Vorkommen — zwi-
schen knapp 40 und 56 vH. Zu nennen ist in diesem Zusammenhang auch Grie-
chenland, dessen Stromerzeugung in 1994 zu 73 vH auf heimischer Braunkohle
basierte. ..-••.-. ; . ,.
Bei den letztgenannten Beispielen ist festzuhalten, daß der Einsatz der Pri-
märenergien Braun- und Steinkohle zu einem guten Teil die Verfolgung nationaler
Ziele der Energiepolitik., also politische Entscheidungen widerspiegelt. Die ver-
schiedenen Maßnahmen zur Unterstützung heimischer Primärenergien sind in star-
kem Maße auf regional- und strukturpoiitische Zielsetzungen zurückzuführen und
basieren in den seltensten Fällen alleine auf Wirtschaftlichkeitsüberlegungen. Als
Reflexion dieser unterschiedlichen Energiepolitiken kann auch der Anteil des Erd-
gases an der Stromerzeugung genannt werden. Bis heute setzt nur die Niederlande
diesen Energieträger in starkem Umfang ein. Der Anteil des Erdgases lag in 1994
bei knapp 55 vH, er ist damit gegenüber 1973 zwar zu Lasten des Anteils der
Kohle gesunken, der Einsatz hat sich aber absolut nicht verringert. Eine Entwick-
lung hin zu einem stärkeren Einsatz zeichnet sich im Vereinigten Königreich ab:
Neue Erzeugungskapazitäten basieren seit 1990 fast ausschließlich auf dem Einsatz
von Erdgas (Kumkar 1994: 108). Gegen den Einsatz dieses Energieträgers spre-
chen beispielsweise im Fall Deutschlands und Spaniens die politischen Vorgaben
hinsichtlich des Einsatzes heimischer Primärenergien. Es ist aber absehbar, wenn
auch in den Zahlen für 1994 noch nicht erkennbar, daß der Anteil des Erdgases an
der europäischen Stromerzeugung in den nächsten Jahren zunehmen wird (vgl. et-10
wadie von der EU-Kommission (1992a) und der IEA (1994b) vorgelegten Projek-
tionen). Ein Grund für diese Beurteilung liegt in der Verfügbarkeit des Erdgases,
die sich durch Erschließung umfangreicher neuer Vorkommen und den Aufbau ei-
ner internationalen Transportinfrastruktur erheblich verbessert hat. Für eine Zu-
nahme des. Einsatzes dieses Energieträgers sprechen auch Entwicklungen in der
Kraftwerkstechnologie, die den Einsatz von Erdgas wegen relativ geringer Anla-
genkosten in Verbindung mit hohen Wirkungsgraden und kurzen Bauzeiten der
Kraftwerke begünstigen.
Auch der Einsatz der Kernenergie schwankt zwischen den Ländern der Europäi-
schen Union erheblich. Der Anteil reicht von gut 75 vH in Frankreich und 56 vH in
Belgien bis hin zu einem Wert von 0 vH beispielsweise in Dänemark, Griechen-
land, Irland, Italien, Luxemburg, Österreich und Portugal. Der Anteil in Deutsch-
land von knapp 29 vH ist vergleichbar mit dem Anteil in Finnland, Spanien und
dem Vereinigten Königreich. Im Bereich der Kernenergie gilt, daß die nationale
Verfügbarkeit des Primärenergieträgers — Uran — keinerlei Rolle bei der Ent-
scheidung über den Einsatz spielt. Im wesentlichen sind politische Gründe für die
Unterschiede beim Einsatz der Kernenergie verantwortlich zu machen: Als promi-
nentestes Beispiel setzte Frankreich nach den Ölkrisen auf den Ausbau der Kern-
energie, auch um von Primärenergieimporten weitgehend unabhängig sein zu kön-
nen. In anderen Ländern führten politische Entscheidungen zu einem Nichteinsatz
der Kernenergie oder beispielsweise in Italien zu einem Stopp des bereits angelau-
fenen nationalen Kernenergieprogramms. Insgesamt stieg der Anteil der Kernener-
gie an der Stromerzeugung in der Europäischen Union von 1973 bis.1994 von 5 vH
auf knapp 35 vH.
Die national differierenden Kernenergiepolitiken waren ein Teil der energiepoliti-
schen Reaktionen auf die beiden Erdölpreiskrisen. Der Anteil von Erdöl in der
Stromerzeugung ist — spiegelbildlich zur Entwicklung bei der Kernenergie — von
28,9 vH in 1973 auf 8,6 vH in 1994 gesunken. Die in den sechziger Jahren einge-
leitete Entwicklung hin zum Erdöl wurde also als Reaktion auf die Ölpreiserhöhun-
gen umgekehrt. Auch nach den massiven Senkungen der Weltmarktpreise für Erdöl
in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre nahm dessen Anteil an der europäischen
Stromerzeugung nicht wieder zu. Es kann festgestellt werden, daß die Anpas-
sungsmaßnahmen auf der Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich
verlief: In den meisten der Länder ist der Anteil des Erdöls an der Stromerzeugung
massiv gesunken, beispielsweise in Belgien von 53,1 auf 2,2 vH, in Dänemark von
64,1 auf 7,6 vH; in Frankreich auf bedeutungslose 1,2 vH. Es gibt jedoch Ausnah-
men: In Italien lag der Anteil in 1994 mit 50,2 vH immer noch sehr hoch, in Portu-
gal hat er sogar von 19,1 vH in 1973 auf 25,7 vH in 1994 zugenommen.
Die anderen Energieträger spielen bei der Stromerzeugung in der Europäischen
Union nur eine geringe Rolle. Erwähnenswert ist die Biomasse, die insgesamt ei-11
nen Anteil von 1,2 vH hat; Erdwärme und Windenergie tragen jeweils nur zu 0,2
vH zur Stromerzeugung bei.
b. Die nationalen Ordnungsmodelle: Zwischen Staat und Markt
Die bereits bei der Betrachtung des Primärenergieeinsatzes in der Stromerzeugung
auffallenden Unterschiede zwischen den Ländern der Europäischen Union finden
sich auch bei den nationalen Ordnungsmodellen im Bereich der Elektrizitätsversor-
gung. Sie sind ein weiterer Aspekt, der die unterschiedlichen energie- und wettbe-
werbspolitischen Ziele in den Staaten der Europäischen Union widerspiegelt. Die
wesentlichen Charakteristiken der nationalen Marktstrukturen sind in Übersicht 1
zusammengefaßt. .
Bei den Eigentums- und Unternehmensstrukturen sind in der Realität alle denk-
baren Kombinationen zu beobachten: Das Bild der Eigentumsstrukturen reicht von
Staaten, in denen die Unternehmen im überwiegenden Besitz von privaten Eignern
sind — etwa im Fall des Vereinigten Königreichs oder Belgiens — bis hin zu voll-
ständig verstaatlichten Systemen in Frankreich, Griechenland, Irland, (noch) Italien
und Portugal. In Dänemark und den Niederlanden sind die in der Stromversorgung
engagierten Unternehmen im Besitz untergeordneter Gebietskörperschaften.
Mischformen finden sich beispielsweise in Deutschland, Finnland, Luxemburg,
Österreich, Schweden und Spanien. Die Unternehmenskonzentration als Ausdruck
der Unternehmensstrukturen ist unabhängig von der dominanten Eigentumsform in
den einzelnen Ländern ebenfalls deutlich unterschiedlich ausgeprägt. In Frankreich
entstand beispielsweise 1946 die Electricite de France (EdF) als Staatsmonopol,
das von der Erzeugung über die Übertragung bis hin zur Verteilung an Endkunden
den gesamten Elektrizitätssektor dominiert (Frost 1991). Die EdF besitzt darüber
hinaus das Ein- und Ausfuhrmonopol. Traditionell wurde die EdF als wirtschafts-
politisches Steuerungsinstrument im Sinne sozial- und strukturpolitischer Ziele —
etwa durch die Art und Weise der Preisbildung — in Anspruch genommen. Der
Anteil der Erzeugung in der Industrie in eigenen, nicht zur EdF gehörenden Kraft-
werken ist gering. Auf die Investitionsplanung der EdF, also etwa den massiven
Ausbau der Kernkraftwerkskapazität, wird erheblicher politischer Einfluß genom-
men. Die EdF besitzt das Monopol in der Stromerzeugung, der Übertragung, der
Verteilung und dem Endverkauf. Es stellt somit ein vollständig vertikal und hori-
zontal integriertes Monopol dar. Das Extrem der vollständig integrierten Systeme
findet sich innerhalb der Europäischen Union neben Frankreich in Irland, Italien,
Belgien und Griechenland.12







Das belgische System wird
von der privaten Erzcu-
gungsgesellschaft Electrabcl
dominiert. Daneben existiert
ein relativ kleiner staatlicher
Erzeuger. Elcctrabel betreibt
auch das Übertragungsnetz
und besitzt Anteile an den
rund 40 regionalen Vertci-
lungsgesellschaften. In der
Verteilung sind ferner rund
600 kommunale Unterneh-
men tätig
Das dänische System ist in
zwei Versorgungssysteme
geteilt: Elkraft (Seeland)
und Elsam (westlicher Lan-
desteil). Diese beiden Ge-
sellschaften kontrollieren in
ihren jeweiligen Gebieten
die Übertragung und koor-
dinieren die Erzeugung in
zwei getrennten Pools. Die
beiden Gesellschaften sind
im Eigentum der neun Er-
zeugungsgesellschaften, die
wiederum überwiegend im




Der deutsche Markt wird
insbesondere in der Erzeu-




ganisiert, Länder und Kom-
munen besitzen über Anteile
am Eigenkapital unter-
schiedliche Einflußmög-
lichkeiten. Daneben sind in
der Stromerzeugung insbe-
sondere industrielle Ei-
generzeuger und die Deut-
sche Bahn tätig. Die Strom-
verteilung wird von den
Verbundunternehmen, den
rund 50 Regionalversorgern
und etwa 900 Stadtwerken
organisiert. Die Verbund-
unternehmen sind insbeson-
dere an einigen Regional-
Staatliche Regulierung
Die Verteiler unterliegen einer Ver-
sorgungspflicht gegenüber privaten
Endkunden, nicht gegenüber der Indu-
strie, die direkt von Electrabel ver-
sorgt wird. Das belgische System ba-
siert auf Abkommen zwischen den in
der Stromversorgung involvierten Or-
ganisationen. Dementsprechend exi-
stieren keine gesetzlich sanktionierten
Monopole in Erzeugung und Über-
tragung. Die Kommunen besitzen das
kodifizierte Recht zur Vergabe aus-
schließlicher Versorgungskonzessio-
nen bis zu 1 MW Anschlußleistung.
Vorschriften zum Nelzzugang Dritter
existieren nicht. Die Endverbrau-
cherpreise sind reguliert
Die Erzeuger unterliegen einer in den
staatlichen Lizenzen festgelegten Ver-
sorgungspflicht. Im Prinzip ist der
Marktzugang zu allen Marktsegmen-
ten möglich, da die bestehenden Li-
zenzen keinerlei Ausschließlichkeits-
rechte verleihen. Die integrierten Un-
ternehmen müssen nach den jüngsten
Vorschriften vertikal entflochten wer-
den. Es gibt eine Vorschrift zum
Nqtzzugang Dritter für Abnehmer
(einschließlich der Verteilungsunter-
nehmen) mit über 100 GWh Jahres-
verbrauch. Für die Stromerzeugung
aus regenerativen Energien und Kraft-
Wärme-Koppelungsanlagen existiert
ein Einspeisungsrecht zu regulierten
Preisen. Die Strompreise sind regu-
liert
Die Verteiler unterliegen einer Ver-
sorgungspflicht. Die regionalen Ver-
sorgungsmonopole sind durch Kon-
zessions- und Demarkationsverlräge
geschützt, die bisher explizit von den
generellen kartellrechtlichen Verboten
vertikaler und horizontaler Wettbe-
werbsbeschränkungen ausgenommen
sind. Es besteht seit 1980 ein begrenz-
tes Netzzugangsrecht für gebicts-
fremde oder unabhängige Erzeuger.
Die Einspeisungspreise für Strom der
industriellen Eigenerzeuger in die
Netze der Stromversorger sind nach
der privatrechtlichen Verbändeverein-
barung geregelt. Regenerative Ener-
gien werden durch spezielle gesetzlich
regulierte Einspeisungstaiife unter-
stützt. Die Strompreise für kleinere
Kunden (Tarifabnehmer) werden re-
guliert, für größere industrielle und






































Der Einsatz von re-
generativen Energien




durch den Staat sub-
ventioniert. Die Be-
treiber dieser Anla-









































erzeugung wird von drei Un-
tcrnelvmenskategorien do-
miniert: Der staatseigenen
IVO (gut 40 vH der Urzeu-
gung), der privaten TVS (41
vH) und den kommunalen
Unternehmen. Die Übertra-
gung von Strom findet in
zwei Übertragungsnetzen
statt, die bisher in partieller
Konkurrenz zueinander ste-
hen. Die Verteilung wird
von rund 120 überwiegend
kommunalen Unternehmen
organisiert
Der französische Markt wird
von dem Staatsunternehmen
Electricite de France (EdF)
dominiert, das sowohl Er-
zeugung, Transport als auch
Verteilung kontrolliert. An-
dere Erzeugcrunlernehmen




Das griechische System wird
vom Staalsunternehmen
DEM dominiert, das sowohl
Erzeugung und Transport als
auch Verteilung kontrolliert
Das irische System wird
vom staatlichen Eleclricity




der Mißbrauchsaufsicht durch das
Kartcllamt
Die größeren Verteiler unterliegen ei-
ner Versorgungspflicht. Es existieren
keine gesetzlich geschützten Mo-
nopole. Es existieren Vorschriften zur
vertikalen Entflechtung der integrier-
ten Unternehmen und gesetzliche Re-
gelungen zum Netzzugang Driltcr für
die Belieferung großer Endabnehmer;
die Strompreise werden nicht regu-
liert. Die Preise für die Nelznutzungen
sind über die Festlegung der Preisbil-
dungsprinzipien reguliert _
Die EdF unterliegt einer Versorgungs-
pflicht. Das gesetzliche Monopol der
Stromübertragung ist vollständig, bei
der Stromverteilung sind Ausnahmen
für andere Unternehmen lokaler Art
unter bestimmten Bedingungen mög-
lich. Gesetzliche Durchleitungsrechte
für Eigenerzeuger zur Versorgung ei-
gener Bctricbsstätlen sind in sehr be-
grenztem Ausmaß etabliert. Die
Strompreise sind reguliert
Oic DEH unterliegt einer Versor-
'ungspflicht. In Übertragung und Ver-
eiking besitzt die DEM ein gesetzli-
ches Monopol, soweit öffentliche
Grundstücke tangiert werden. Unah-
längige Stromerzeugung ist zwar
mittlerweile in engen Grenzen gesetz-
ich zulässig, spielt aber bislang keine
}olle. Der so erzeugte Strom müßte
in die DEH %'erkauft werden; diese
lat zu regulierten Preisen eine An-
caufspflicht. Strompreise werden von
der Regierung reguliert
Das ESB unterliegt keiner formalen
Versorgungspflicht. Eine vertikale
Entflechtung des ESB und die Einfüh-
rung von Nelzzugangsrechten für un-
abhängige Erzeuger ist in der Diskus-
sion. In begrenzter Form hat das ESB
für neue Kraftwerkskapazität bereits
Ausschreibungen veranstaltet; die
Gewinner haben Einspcisungsrecht in
















































Es gibt keine offenen
Subventionen. Die
Erzeugung basiert zu
73 vll auf heimi-
































existieren rund 150 meist
kommunale Vcrteilungsge-





nehmen an Bedeutung zu
Der Markt wird von der
gemischtwirtschaftlichen
CEGEDEL (für Privatkun-
den) und der privaten SO-
TEL (für Industrienach-
frager) dominiert, die für
Transport und Verteilung
zuständig sind. Beide Unter-
nehmen sind angesichts der
geringen eigenen Erzeugung




In den Niederlanden sind
vier regionale Erzcugungs-
gescllschaften, die wie-
derum im Besitz der rund 30
Verteilungsgcsellschaftcn
stehen, für die Stromerzeu-
gung zuständig. Die Unter-
nehmen gehören den unteren
Gebietskörperschaften. Das
Übertragungsnetz wird von
der SEP betrieben, die im
Besitz der Erzeugerunter-












kommen bei. Die Verteilung






wird von der Staatsholding
Staatliche Regulierung
ENEL und die Vertcilungsgesellschaf-
ten unterliegen einer Versorgungs-
pflicht. ENEL besitzt ein (nicht voll-
ständiges) gesetzliches Monopol für
die Übertragung. ENEL hat für unab-
hängigen Strom eine Ankaufspflicht.
Die Ankaufspreise für unabhängigen
Strom sind reguliert, die unabhängige
Erzeugung selber muß vom Wirt-
schaftsministenum genehmigt werden.
Die Strompreise sind traditionell stark
nach regionalpolitischen und vertei-
lungspolitischen Zielen reguliert
Es gibt keine gesetzliche Versor-
gungspflichten. CEGEDEL besitzt ein
unvollständiges Monopol für die
Übertragung und die Verteilung. Es
gibt keine gesetzlichen Regelungen
zum Netzzugang Dritter. Die Strom-
preise sind reguliert
Die Verteiler unterliegen einer Vcr-
sorgungspflicht. Die SEP hat ein ge-
setzliches Übertragungsmonopol. Die
Unternehmen sind vertikal entfloch-
ten. Es gibt keine gesetzlichen Vor-
schriften zum Netzzugang Dritter. Es
bestehen regulierte Einspeisungstarife
für Kraft-Wärme-Koppclungsanlagen
und regenerative Energien und eine
Ankaufspflicht für die Verteiler.: Die
SEP ist Alleinabnehmer für den in
allen anderen, größeren Kraftwerken
erzeugten Strom. Die Stromehdpreise
werden vom Staat hinsichtlich ihrer
Kostenbasis überwacht, aber nicht
formal reguliert
Die Verbundgesellschaft unterliegt ei-
ner indirekte Versorgungspflicht. Sie
besitzt das Monopol für die Strom-
übertragung. Es existiert eine Vor-
schrift, wonach aus regenerativen
Energien erzeugter Strom zu regulier-
ten Preisen in die Netze eingespeist
werden kann. Es ist beabsichtigt, eine
Variante eines Alleinabnehmcrmo-
dells zu etablieren, bei dem die neun
Verteiler jeweils die Funktion eines
regionalen Alleinabnehmers über-
nehmen sollen. Die Strompreise sind
reguliert
Die EDP unterliegt einer Versor-









































































(EDF) dominiert. Es ist über
seine vertikal und teilweise
horizontal entflochtenen
Teiluntcrnchmcn verant-
wortlich für Transport und
den überwiegenden Anteil
der Erzeugung und Vertei-




liches Monopol in der Stromversor-
gung und ein Einspeisungsrecht für
kleine unabhängige Kraftwerke zu re-
gulierten Preisen. Es ist den Kommu-
nen allerdings durch üesetz erlaubt,
exklusive Konzessionen für StTom-
endversorgung zu vergeben und dafür
Konzessionsabgaben zu fordern. Es
gibt bisher keine Vorschriften zum
Netzzugang Dritter. Die Preise wer-
den unter Berücksichtigung allge-







und der Einsatz re-
generativer Energien






anteil bei der natio-
nalen Stromerzeu-
gung erheblich
Schweden Die Stromerzeugung in
Nord- und Zcntralschwcdcn
wird vum Staalsuntcrneh-
men Vatlcnfall. in Sücl-




betreibt auch das Übcrlra-
gungsnetz in Südschweden,
während das Netz in Nord-
und Zcntralschweden vom
Staatsunternehmen Kraftnät




(rund 280) kommunalen Ge-
sellschaften organisiert.
Durch Fusionen nehmen die
Marktanteile der großen Un-
ternchmen gegenwärtig zu
Die Verteiler unterliegen einer Vcr-
sorgungspflicht, die in 2001 auslaufen
wird. Die Endabnehmer können ande-
re Versorger wählen, verlieren dann
allerdings das Uecht der Versorg ...g
durch den Gebiclskonzcssionär. Die
Unternehmen werden vertikal ent-
flochten. Die Strompreise sind noch
reguliert, eine Abschaffung der Regu-
lierung in Anlehnung an die norwegi-
schen Reformen ist beschlossen. Es








niert. Kein ge- j
sctzlichcs Mono-1






Spanien Der spanische Markt wird
von über 600 Unternehmen
versorgt, wobei die ge-
mischtwirtschaftliche EN-
DESA (an der die ' RWE
mittlerweile einen größeren
Anteil hält) rund ein Drittel
der Stromerzeugung und 13
vll der Verteilung über-
nimmt. Für den Transporl-
sektor ist die Tochter RE-
DESA zuständig. Iberdrola
als privates Unternehmen
produziert knapp 30 vH des
nationalen Stroms und ist
für 42 vll der Verteilung
zuständig
Die Verteiler unterliegen einer^ Ver-
sorgungspflicht. REDESA hat die
Pflicht zur Planung der landesweilen
Stromüberlragungsanlagen, ein ge-
setzliches Monopol für die Slromübcr-
tragung besitzt REDESA aber nicht
mehr. Der Staat hat mit den privaten
Unternehmen ein Geflecht von Ver-
trägen geschlossen, der ihm überaus
großen Einfluß auf den Betrieb und
Ausbau der nationalen Stromversor-
gungsanlagcn sichert.;. Die neue Ge-
setzgebung impliziert eine Entflech-
tung der Unlcrnehmensaktivitälcn.
Begrenzter Netzzugang Dritter ist ein-
geführt (aber ohne jegliche Prcisbc-
sürnmungsregeln), unabhängige Un-
ternehmen werden zugelassen. Für be-
stimmte unabhängige (Eigen-) Strom-
erzeuger existiert ein Einspei-








































Dcr Sektor ist bis auf die
Kernkraftwerke privatisiert
Die Verteiler unterliegen einer An-









port, Verteilung und der
Endverkauf in England und
Wales sind aufgespalten
worden. Für die Erzeugung
sind vier große Unterneh-
men (darunter ein neues
Staatsunternehmen, das die
alleren Kernkraftwerke be-
treibt) sowie neue unab-
hängige Erzeuger, für die
Slromübertragung ein bisher
im Besitz der Verteiler ste-
hendes Unternehmen (NGC)
zuständig. Die Verteilung
wird von zwölf Gebietsun-
ternehmen übernommen. In
Schottland sind zwei verti-
kal integrierte Unternehmen
für Erzeugung, Übertragung
und Verteilung zuständig (es
existiert daneben ein staatli-
ches Unternehmen, das die
Kernkraftwerke betreibt)
Staatliche Regulierung
gungspflicht. Die Unternehmen sind
vertikal entflochten. Preise für Trans-
port- und Verteilungsleislungen sowie
Endpreise für kleinere Kunden wer-
den noch reguliert, die Preise für grö-
ßere Nachfrager sind unreguliert.
NGC besitzt innerhalb Englands und
Wales das Monopol für die StTom-
übertragung, die Regionalversorger
besitzen regionale Monopole für die
Verteilung, Beide Netzbereiche wer-
den intensiv über die Lizenzbe-
dingungen reguliert. Der Verkauf an


































niert, der 1998 ent-
fällt
Quelle: Mario (1994), Cross (1996), Eurclectric (1995c), Finon (1995), Gilbert und Kahn (1996), IEA (1985;
1994a), Kumkar (1994), Lucas (1995), McGowan (1993), Nutek (1993), Olsen (1995), Söderslrom (1996), An-
gaben aus der Tagespresse.
Auf der anderen Seite des Konzentrationsspektrums ist beispielsweise das Ver-
einigte Königreich zu nennen, in dem sowohl die Erzeugung als auch der Endver-
kauf wettbewerblich organisiert werden. Mehrere Unternehmen konkurrieren auf
nationaler Ebene direkt gegeneinander. Deutschlands Strommarkt hingegen ist
zwar ebenfalls durch eine Vielzahl von Unternehmen gekennzeichnet, es ist also
auf nationaler Ebene als vertikal und horizontal desintegriert zu bezeichnen. Weite-
re Beispiele für in dieser Definition eher desintegrierte Unternehmensstrukturen
finden sich in Dänemark, Finnland, Luxemburg, den Niederlanden, Schweden,
Portugal und Spanien. Vorherrschendes Organisationsprinzip in diesen Ländern ist
jedoch (mit Ausnahme von Finnland, Schweden und dem Vereinigten Königreich)
in aller Regel die Kooperation gebietsmonopolislischer Unternehmen, nicht etwa
•Wettbewerb zwischen diesen.
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Nicht ganz so auffallende Unterschiede sind bei den Systemen staatlicher Regu-
lierung zu beobachten. Generell sind die Strompreise in den meisten Staaten mehr
Derzeitig ist bei den Eigentums- und Untcrnehmcnsstrukturen innerhalb der Europäischen
Union ein Trend hin zur internationalen Diversifikation zu beobachten Der Grund hierfür
liegt wesentlich in den Deregulierungs- bzw. Re-Regulierungsbestrebungen sowohl auf eu-
ropäischer als auch nationaler Ebene; vgl. Cross (1996: 304 f.).17
oder weniger strikt reguliert, und bis auf einige wenige Ausnahmen unterliegen die
Unternehmen einer Versorgungspflicht für Endkunden. Insofern ähnelt sich das
Bild in den einzelnen Staaten. Die juristische Absicherung der Monopolstellungen
ist jedoch sehr unterschiedlich ausgestaltet. In einigen Ländern existieren ge-
setzliche Monopolpositionen — etwa für die französische EdF —, in anderen Län-
dern werden die Monopole wesentlich durch privatrechtliche Verträge zwischen
den beteiligten Unternehmen und Organisationen ohne explizite gesetzliche Sank-
tionierung gewährleistet. Deutlichstes Beispiel für die letztere Regelung ist die
belgische Stromwirtschaft.
In den einzelnen Ländern sind höchst unterschiedliche Regelungen zum Netzzu-
gang unabhängiger Erzeuger eingerichtet worden. Die Spanne reicht vom diskri-
minierungsfreien Zugang aller Stromerzeuger im Vereinigten Königreich bis hin
zum Luxemburger Modell, in dem unabhängige Stromerzeuger keinerlei gesetzlich
vorgesehenen Zugang zu den Netzen besitzen. In rrankreich ist unter bestimmten
Umständen die Belieferung eigener Betriebsstätten über das Netz der EdF möglich.
In einer Reihe von Mitgliedstaaten bestehen für Betreiber von Kraftwerken, die
nach dem Prinzip der Kraft-Wärme-Koppelung arbeiten oder regenerative Energien
einsetzen, ein Einspeisungsrecht in das Netz des Gebietsversorgers zu regulierten
Preisen. Wirksame Durchleitungsrechte, die bei den später erörterten Reformen
und Reformvorschlägen eine herausragende Rolle spielen, fehlen jedoch in der
überwiegenden Zahl der Mitgliedstaaten der EU. Als Ausnahmen sind alleine das
Vereinigte Königreich, Schweden und Finnland zu nennen. „Durchleitung" be-
zeichnet dabei eine Einspeisung von Strom in ein fremdes Leitungsnetz bei gleich-
zeitiger und gleichartiger Entnahme an einer anderen Stelle dieses Netzes.
In jüngster Zeit sind in einigen Ländern der EU Reformen initiiert worden, die
eine grundsätzliche Reorganisation der nationalen Märkte bedingen. Zu nennen
sind in diesem Zusammenhang insbesondere Finnland, Schweden und das Verei-
nigte Königreich. Der britische Weg ähnelte nach dem Zweiten Weltkrieg zunächst
dem französischen: 1947 wurden die bis dahin existierenden Unternehmen ver-
staatlicht und sowohl vertikal als auch horizontal integriert. In England und Wales
verblieben nach Abschluß der Umstrukturierungen zwölf Verteilungsunternehmen,
die regional abgeschlossene Versorgungsgebiete versorgten, sowie ein Stromer-
zeuger, der auch das Übertragungssystem betrieb. Diese verstaatlichte und weitge-
hend integrierte Struktur wurde 1990 durch Maßnahmen der Thatcher-Regierung
wieder entflochten und zum überwiegenden Teil privatisiert. Gesetzliche Monopole
in der Erzeugung und im Endverkauf sind abgeschafft worden. Im Zuge der Re-
formen wurde eine strikte Trennung zwischen der Stromerzeugung, -Übertragung
und -Verteilung eingeführt sowie ein zentraler Großhandelsmarkt für Elektrizität
etabliert. Kurzfristige Koordiniemngsaufgaben werden seitdem von zentralen
Markünstitutionen übernommen; die Investitionsplanung wird den privaten Markt-18
akteuren überlassen. Der Markteintritt in die Stromerzeugung und in den Strom-
handel ist möglich, die anfänglich hohen Marktanteile der Nachfolgeunternehmen
des ehemaligen Staatsmonopolisten sind generell zu Gunsten neuer Stromerzeuger
gesunken (Kumkar 1994: 108 f.).
Im Zusammenhang mit den in diesem Beitrag behandelten Reformen auf Brüsse-
ler Ebene sind die verschiedenen Außenhandelsregimes in den Mitgliedstaaten der
EU von besonderem Interesse. Auch in diesem Bereich sind die Regelungen hete-
rogen. In einigen Ländern (Frankreich, Griechenland, Italien, Irland) bestehen ge-
setzliche Monopolstellungen im Bereich des Im- und Exports. Diese sind zum Teil
— wie in Frankreich — zwar auch explizit als solche definiert, in anderen Ländern
aber nur indirekt (Griechenland, Irland, Italien). In den letzteren Ländern ergibt
sich das gesetzliche Außenhandelsmonopol durch die Kombination eines Mo-
nopols in der Stromübertragung in Verbindung mit einer fehlenden Durchleitungs-
pflicht für den Betreiber der Übertragungsnetze. In anderen Ländern wiederum
existiert formal keinerlei Handelsmonopol. Nichtsdestotrotz sind auch hier die
Handelsmöglichkeiten regelmäßig auf diejenigen Unternehmen begrenzt, die über
Anlagen zur Übertragung von Strom verfügen.
Indirekt relevant für Handelsfragen ist auch das letzte hier betrachtete Charakte-
ristikum der Marktstrukturen. Dieses umfaßt erstens die nationalen Subventionen
für bestimmte Erzeugungstechnologien, zweitens die Maßnahmen zur Unterstüt-
zung bestimmter Primärenergien sowie drittens die Maßnahmen zur Erhöhung der
Energieeffizienz auf der Nachfrageseite. In einer Reihe von Staaten werden be-
stimmte Umwandlungstechnologien durch verschiedene Maßnahmen unterstützt.
Dies gilt insbesondere für den Einsatz der Kraft-Wärme-Koppelung, aber in vielen
Fällen auch für regenerative Energien. Unter Kraft-Wärme-Koppelung versteht
man gleichzeitige Erzeugung (Kuppelproduktion) von Strom und Wärme in einer
Anlage, in der Regel in Heizkraftwerken. Im Bereich der Unterstützung heimischer
Energieträger sind insbesondere Spanien und Deutschland zu nennen. Wie oben
bereits deutlich wurde, wird in diesen Ländern die Gewinnung von Steinkohle sub-
ventioniert. Im Fall Griechenlands wird der Abbau der heimischen Braunkohle un-
terstützt, im Fall Irlands die Gewinnung von Torf. Zuletzt seien noch die Maßnah-
men zur Erhöhung der Energieeffizienz genannt, die beispielsweise im Fall Däne-
marks über eine den Versorgungsunternehmen auferlegte Pflicht zur Durchführung19
des sogenannten Integrated Resöurce Planning (1RP)
7 institutionalisiert ist. Wich-
tigste — auch in anderen Staaten durchgeführte — Komponente des IRP ist das
Demand Side Management, das unter anderem Maßnahmen zur Verbesserung der
Gebäudeisolierung und der Dämpfung von Lastspitzen beinhalten kann. Die Ge-
samtheit der zuletzt genannten nationalen Maßnahmen kann den Außenhandel indi-
rekt beeinflussen: So kann die Unterstützung bestimmter heimischer Primärener-
gien bei der Stromgewinnung offensichtlich einer möglicherweise ansonsten wirt-
schaftlichen Ausweitung von Stromimporten entgegenstehen.
Die in Übersicht 1 zusammengefaßte Bestandsaufnahme der nationalen Ord-
nungsmodelle und Marktstrukturen offenbart eine außerordentliche Heterogenität
der historisch gewachsenen Strommärkte in den einzelnen Staaten der Europäi-
schen Union. Die Spanne reicht dabej von vollständig vertikal integrierten Staats-
monopolen bis hin zu fragmentierten — freilich nicht notwendig als wettbewerblich
zu bezeichnenden — Systemen, in denen die notwendigen Koordinierungsaufgaben
durch die Zusammenarbeit mehrerer grundsätzlich selbständiger Unternehmen ge-
löst werden.
Es kann festgehalten werden, daß die Elektrizitätsmärkte in Europa durch einen
hohen, wenn auch abnehmenden, Anteil an öffentlichem Eigentum, durch einen
überwiegend hohen Grad der vertikalen Integration, durch im Regelfall starken
politischen Einfluß auf die Investitions- und Preispolitik der betreffenden Unter-
nehmen und durch juristische oder faktische Beschränkungen des grenzüberschrei-
tenden Handels mit Strom gekennzeichnet sind. In fast allen Fällen ergreifen die
Staaten in Form beispielsweise der Gewährung von exklusiven Rechten und der
Auferlegung von besonderen Pflichten der Versorgungsunternehmen Maßnahmen,
die mit den unterstellten Besonderheiten der Stromwirtschaft begründet werden,
auf die unten ausführlich eingegangen wird. In den Ländern, in denen das Ausmaß
der Unternehmensintegration vergleichsweise gering ist, liegen Formen der Unter-
nehmenskooperationen vor, die häufig kaum wettbewerbliche Spielräume für exi-
stierende oder potentielle Marktteilnehmer lassen.
Das Konzept des IRP verlangt, bei der Investitionsplanung alle nachfrage- und angebotssei-
tigen Optionen zur Deckung der Nutzenergienachfrage zu erwägen. Das aus den Vereinig-
ten Staaten stammende IRP wird durch die Notwendigkeit der Korrektur von unterstelltem
Marktversagen bei der Energiegewinnung und -Verwendung begründet. IRP soll insbeson-
dere den Zielen des Umweltschutzes dienen und hat in einigen Fällen der Umsetzung (vor
allem innerhalb der Vereinigten Staaten) zu einer erheblichen Zunahme der staatlichen Ein-
flußnahme bei den Investitionen in Stromerzeugung und -verkauf geführt. Es sei angemerkt,
daß beispielsweise in Kalifornien, das als Vorreiter in diesem Bereich gut, die Bedeutung
des IRP im Zuge der derzeitigen Reformen stark abnimmt, vgl. Kumkar (1996b: 74 f.).20
2. Die europäische Dimension — Preise und Elektrizitätshandel in der Uni-
on
Nachdem die vorstehenden Ausführungen den einzelstaatlichen Marktstrukturen
gewidmet waren, soll nunmehr die europäische Dimension der Stromwirtschaft be-
trachtet werden. Dabei wird zunächst auf die Entwicklung der Strompreise in den
Staaten der Europäischen Union eingegangen und die bemerkenswerten Strom-
preisdifferentiale dargestellt. Aus dieser Betrachtung ergibt sich naturgemäß die
Frage nach möglichen Mechanismen, die mittel- bis langfristig eine Annäherung
der Strompreise herbeiführen könnten. Grenzüberschreitender Handel mit Strom
wäre ein möglicher Mechanismus zur Verringerung der Strompreisunterschiede. Im
Mittelpunkt der sich an die Betrachtung der Strompreise anschließenden Ausfüh-
rungen steht daher das empirische Bild des innergemeinschaftlichen Stromhandels.
Dabei wird zunächst auf die institutionelle Ausgestaltung des innergemeinschaftli-
chen Stromaustauschs eingegangen und dann die Entwicklung der nationalen Han-
delssalden dargestellt.
Zunächst sollen die Strompreise für Endnachfrager in den Mitgliedsländern der
Europäischen Union betrachtet werden. Von besonderem Interesse sind hierbei die
Preise für industrielle Nachfrager, sind diese Nachfrager doch in zunehmendem
Maße dem internationalen Standortwettbewerb ausgesetzt. Es könnte daher erwar-
tet werden, daß die Strompreise für derartige Nachfragergruppen im Zeitablauf
Zeichen einer Konvergenz erkennen lassen, da diese Nachfragergruppen entweder
durch Eigenstromerzeugung oder durch die Wahl des Ortes ihrer Betriebsstätten
am ehesten Druck gegenüber den gebietsmonopolistischen Versorgungsunterneh-
men entfalten könnten. Ihre Verhandlungsposition gegenüber den Elektrizitätsan-
bietern ist relativ zu kleineren Gewerbenachfragern oder Haushaltskunden eher
stark.21



















"Jeweils Preise für industrielle Nachfrager (l() 000 MWh Jahresverbrauch, 4 000 Jahresbenutzungsstunden), um-
gerechnet mil Wechselkursen.
Quelle: Deutsche Bundesbank (1996), Eurostat (Ausdruck vom 5. November 1996 der Eurostat-Datenbank), ei-
gene Berechnungen.
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Betrachtet man die aktuellen Werte für die Strompreise, so zeigt sich eine erheb-
liche Spanne der Strompreise (Schaubild 1). Der aktuelle Stromabgabepreis liegt in
Düsseldorf mit 15,7 Pf/kWh (ohne Steuern) um 11.3 vH über dem Preis von 7,4
Pf/kWh in Stockholm. Unter Berücksichtigung der auf die Stromabgabe bezogenen
Steuern reicht die entsprechende Spanne der Strompreise von 17,9 Pf/kWh bis 9,25
Pf/kWh; einschließlich Steuern liegt der Preis in Düsseldorf mithin um beachtliche
94 vH über dem Preis in Stockholm. Dabei zeigt ein erster Blick auf die Entwick-
lung ausgewählter nationaler Strompreise von 1973 bis 1996, daß auch keine gene-
rellen Anzeichen einer Konvergenz zu erkennen sind (Schaubild 2).
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Die Industriestrompreise in den Ländern der Europäischen Union lassen bis etwa
1985 eine allgemein steigende Tendenz erkennen. Dieser Trend ist im wesentlichen
Betrachtet werden ausgewählte Preise in den Mitgliedsländern, umgerechnet: in DM ohne
Mehrwertsteuern und spezifische Energicsteucrn. Aus diesen Werten kann am ehesten auf
die bei der Stromversorgung entstehenden betriebswirtschaftlichen Kostengrößen geschlos-
sen werden. Bei der Umrechnung der Strompreise in vergleichbare Werte werden in der
Literatur zum Teil sogenannte Kaufkraftparitäten als Umrechnungsfaktoren verwendet.
Vgl. zu den dahinter stehenden methodologischen Konzeptionen und dem Aussagewert der
dadurch gewonnenen Ergebnisse z.B. Kümmert (1995: 1501); Lang (1992); Tick (1990:
276). Für die hier interessierenden Fragen, inwieweit beispielsweise der Standortwettbe-
werb zu einer Angleichung der Preise des durchaus handclbaren Gutes „Strom" führt, ist die
Umrechnung mit Wechselkursen die angemessenen Methode für Preisvergleiche.22
durch die Ölpreiserhöhungen zu erklären. Seit 1985 ist der Durchschnitt der Indu-
striestrompreise (in DM umgerechnet) wieder gesunken. Der Preis etwa für die
kW-Stunde in Düsseldorf liegt aber dauerhaft über den Strompreisen in den ande-
ren Ländern, auch wenn — bedingt durch den Wegfall des Kohlepfennigs und des
Selbstbehalts — in 1996 die Differenz etwas abgenommen hat.
Eine Bestätigung dieses Befundes ergibt sich auch bei der Betrachtung des Va-
riationskoeeffizienten (Schaubild 3), der als statistisches Maß für die Streuung der
Strompreise berechnet wurdet Die durch den Variationskoeffizienten gemessene
Streuung der Industriestrompreise sinkt bis zum Anfang der achtziger Jahre,
schwankt in den achtziger Jahren ohne erkennbaren Trend (die auftretenden
Schwankungen in den achtziger Jahren sind im wesentlichen auf Wechselkurs-
variationen zurückzuführen) und zeigt seit Beginn der neunziger Jahre wieder stei-
gende Werte, die in 1996 insbesondere durch den Wegfall des Selbstbehalts wieder
etwas zurückgegangen sind.
1
0 Die betrachtete Entwicklung des Variationskoeffi-
zienten in den letzten zwei Jahrzehnten ist zwar zum Teil auf die Wechselkursän-
derungen im Europäische Währungssystem zurückzuführen, bildet aber auch natio-
nal stark divergierende Strompreisentwicklungen ab. Beispiele hierfür sind die re-
lativ starken Steigerungen in Portugal zu Beginn der neunziger Jahre, die Senkun-
gen in Dänemark seit 1991 und die bis 1992 beobachteten starken Erhöhungen in
Italien.
" Der Variationskoeffizient ist ein statistisches Maß für die relative Streuung einer Variablen
und als Quotient der Standardabweichung und des arithmetischen Mittels definiert. In
Schaubild 3 sind Werte für diejenigen Länder der Europäische Union angegeben, für die
von Eurostat (Statistisches Amt der Europäischen Union) vergleichbare Daten seit 1973
(EU 9) bzw. seit 1980 (EU 12) ermittelt worden sind.
1
0 Ein ähnliches Bild mit Abweichungen ergibt sich auch bei anderen industriellen Nachfrager-
kategorien und bei den Haushaitsnachfragern (vgl. für letztere Kumkar 1995: Schaubild 2).
Bei den letzteren hat zwar der Variationskoeffizient in den letzten vier Jahren etwas abge-
nommen. Diese Entwicklung beschreibt jedoch keine Trendwende, sondern ist überwiegend
auf die Abwertung einiger Währungen (insbesondere der italienischen Lira) gegenüber der
D-Mark zurückzuführen.23
Schaubild 2 — Entwicklung der Industriestrompreise in ausgewählten Ländern der EU"
1973-19% ....... ••; ...:;• f:,..;.
1974 1976 1978 1980 1982 1984 1986 1988 1990 1992 1994 1996
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Mehrwert- und spezifische Energiesteuern, umgerechnci mit Wechselkursen (bis 1990 Jahresdurchschnillswerte,
ab 1991 Januarwerte für Preise und Wechselkurse.
Quelle: Deutsche Bundesbank (1996), Eurostal (Ausdruck vom 5. November 1996 der Eurostat-Dafenbank; b lfd.
•Ig8-)> eigene Berechnungen.
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Betrachtet man die zeitliche Entwicklung der nationalen Strompreise seit der er-
sten Ölkrise im Rückblick, so wird deutlich, daß von einem Binnenmarkt für Elek-
trizität nicht die Rede sein kann. Die unterschiedlichen Energiepolitiken der Staa-
ten hinsichtlich Marktorganisation, Primärenergieträgereinsatz und Regulierung der
Preise bedingen stark unterschiedliche Preisentwicklungen. Ein Konvergenzprozeß
bei den Preisen ist nicht zu beobachten; die Tendenz in den letzten Jahren verstärkt
eher den Eindruck völlig separierter nationaler Märkte, bei denen die in anderen
Sektoren zu beobachtende generelle Tendenz eines verstärkten Standortwettbe-
werbs spurlos vorbeizugehen scheint.
Im folgenden sollen zunächst die institutionellen Formen des innergemein-
schaftlichen Stromhandels betrachtet werden. In den Strompreisen spiegeln sich
nationale Unterschiede hinsichtlich der — politisch beeinflußten — Marktstruktur
und hinsichtlich der Ausstattung mit Primärenergieträgern wider. Es wäre ein Zei-
chen für die beginnende Integration der nationalen Elektrizitätsmärkte im euro-
päischen Binnenmarkt, wenn die erheblich voneinander abweichenden Strompreise
zu einer signifikanten Zunahme der Werte für den grenzüberschreitenden Handel
mit Strom führen würden. Immerhin ist Strom grundsätzlich trotz Netzverlusten bei
der Stromübertragung ein handelbares Gut, die Strompreisdifferentiale zeigen da-
her die Existenz von erheblichem Arbitragepotential an. Selbst wenn berücksichtigt
wird, daß Handelsmöglichkeiten für Letztverbraucher unter den gegenwärtigen
Rahmenbedingungen kaum vorhanden sind, könnte erwartet werden, daß die
Stromversorgungsunterriehmen aus eigenem Interesse derartige Arbitragemöglich-
keiten ausschöpfen. Diese Erwartung könnte zum einen daherrühren, daß auch
heute beispielsweise für industrielle Endkunden in Deutschland die Alternative der
Eigenerzeugung besteht. Zum anderen könnte zunehmendes Handelsvolumen er-
wartet werden, weil der sich intensivierende Standortwettbewerb zwischen den eu-
ropäischen Ländern Druck auf die Stromversorger ausüben dürfte, ihre Strom-
bezüge wirtschaftlicher zu gestalten. Über die hierdurch ermöglichten Senkungen
der Strompreise könnten sie versuchen, insbesondere stromintensive Industrie-
unternehmen zur Ansiedlung in ihrem Versorgungsgebiet zu bewegen oder zumin-
destens derartige bisherige Kunden zu halten.
Die divergierenden nationalen Ordnungsmodelle in der Stromversorgung und die
stark differierenden Strompreise implizieren in der Tat keineswegs, daß keinerlei
grenzüberschreitender Handel mit Strom zu beobachten ist. Bereits 1951 wurde auf
Anregung der OEEC (der Vorgängerorganisation der OECD) die Union für die
Koordinierung der Erzeugung und des Transportes elektrischer Energie (UCPTE)
gegründet. Diese hat zum Ziel „zur besten Ausnutzung der in den Ländern der
Mitglieder bereits bestehenden oder noch zu errichtenden elektrischen Erzeugungs-
und Übertragungsanlagen beizutragen" und dient nach Art. 2 der Satzung
(wiedergegeben z.B. in OECD 1962: Anlage IX) generell der Erleichterung des25
grenzüberschreitenden Energieaustausches. Die UCPTE handelt selbst nicht mit
Strom, sondern soll als Institution nur den Handel zwischen den Mitgliedern er-
leichtern. Vor der Schaffung der UCPTE war grenzüberschreitender Handel mit
Strom eher die Ausnahme (OECD 1962: 6 f.).
Heute findet der Stromhandel innerhalb der Europäischen Union neben der
UCPTE in zwei weiteren Verbundsystemen statt, deren Grenzen nicht deckungs-
gleich mit den Außengrenzen der Europäischen Union sind (Schaubild 4). Diese
Verbundnetze dienen primär der gemeinsamen Nutzung von Reservekapazitäten
und dem Spitzenlastausgleich und nur in Einzelfällen der Ermöglichung langfristi-
ger Stromlieferungen. Die tatsächlichen Lieferungen basieren meist auf bilateralen,
langfristigen Verträgen, nicht auf multilateralen Verträgen oder Marktorganisatio-
nen. Von einem grenzüberschreitenden „Handel" im normalen Wortsinne — zwi-
schen dem jeweils günstigsten Anbieter und dem Nachfrager —kann bisher kaum
die Rede sein (Charpentier und Schenk 1995; vgl. auch-Eurelectric 1995b: 3).
Der größte europäische Stromverbund wird durch die bereits erwähnte UCPTE
realisiert. Zur UCPTE gehören heute Vertreter von Stromversorgungsunternehmen
aus Belgien, Deutschland, Spanien, Frankreich, Griechenland, Italien, Slowenien,
Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Restjugoslawien, Luxemburg, Niederlanden,
Österreich, Portugal und der Schweiz.
1
1 Seit Oktober 1995 werden auch die Netze
der CENTREL-Staaten (Polen, Ungarn, Tschechische und Slowakische Republik)
synchron mit dem UCPTE-Netz betrieben, nachdem bereits im September 1995
das ostdeutsche und Berliner Netz mit dem westdeutschen Netz synchron geschal-
tet wurde (DVG 1996: 1). Die vorher existierende Synchronverbindung dieser
Länder mit dem Netz der sogenannten Vereinigen Energiesysteme (VES), zu dem
über die Einheitlichen Energiesysteme (EES) auch Rußlands Netze parallel betrie-
ben wurden, sind getrennt worden.
1
1 Bedingt durch die Krisen auf dem Gebiet des früheren Jugoslawiens sind zur Zeit die Ver-
bindungsleitungen auf dem Balkan getrennt worden. Die Stromnetze in Bosnien-
Herzgowina, Rest-Jugoslawien und Griechenland werden daher nicht synchron mit dem
übrigen UCPTE-Netz betrieben.26
Schaubild 4 — Verbundsysteme in Europa
Quelle. Eigene Erstellung basierend auf Angaben der DVG.27
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Quelle: Eurostat (a lfd. Jgg.); IEA (a lfd. Jgg.; b lfd. Jgg.), eigene Berechnungen.
Das Verbundsystem in Großbritannien, das England, Wales und Schottland um-
faßt, ist über zwei Gleichstromkabel (2 x 1 000 MW Übertragungsleistung) asyn-
chron mit dem UCPTE-System verbunden.
1
2 Die vier skandinavischen Ländern
gehören dem M9/?D£L-Verbund an, der ebenfalls über Gleiehstromkabel mit dem
UCPTE-Netz verbunden ist. Dänemark nimmt innerhalb der NORDEL-Staaten ei-
nen Sonderstatus ein: Der Westteil (Jütland und Fünen) wird synchron mit dem
UCPTE-Netz betrieben, der Ostteil (Seeland) synchron mit dem Netz der übrigen
NORDEL-Staaten.
Die oben aufgestellte Hypothese eines im Zuge der zunehmenden wirtschaft-
lichen Integration generell zunehmenden Stromhandels kann anhand der Werte für
den Stromaustausch innerhalb der Europäischen Union nicht bestätigt werden. Das
empirische Bild des grenzüberschreitenden Handels mit Strom zeigt zwar seit
1960 eine Zunahme des Handelsvolumens, erkennbar an der wachsenden durch-
schnittlichen Importquote (Schaubild 5). Die Entwicklung der nationalen Nettoim-
portquoten (Schaubild 6) bestätigt jedoch den obigen Befund, daß der innereuro-
päische Stromhandel im wesentlichen den Zwecken des Spitzenlastausgleichs und
der gemeinsamen Nutzung von Reservekapazitäten dient. Dies spiegelt die Tat-
1
2 Die Stromversorgung in INordirland wird im Inselbetrieb gefahren. Grund hierfür sind wie-
derholte Sabotageaktionen. Die Wiederinbetriebnahme von Verbindungsleitungen zwischen
Nordirland und der Republik Irland ist beabsichtigt. Verbindungsleitungen zwischen
Schottland oder Wales und der Republik Irland sind in der Diskussion (vgl. Energy Eco-
nomist 1997: 30).28
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Quelle: Wie Schaubild 5.
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sache wider, daß beispielsweise die Satzung der UCPTE die Erhöhung der Be-
triebseffizienz als Ziel festlegt, aber keinerlei Bestimmungen enthält, die eine ge-
meinsame Ausbauplanung von Kraftwerken zum Zwecke der generellen Erhöhung
der Effizienz gemäß langfristiger komparativer Kostenvorteile beinhaltet. Mögliche
nationale Spezialisierungsvorteile stehen nicht im Mittelpunkt der Arbeit der
UCPTE.
Bis Ende der siebziger Jahre dominierten entsprechend nationale Selbstversor-
gungsstrategien die Elektrizitätsversorgung: Die national vorgehaltenen Erzeu-
gungskapazitäten richteten sich nach den national nachgefragten Strommengen; die
gemeinsame Haltung von Reservekapazität war die Ausnahme von dieser Regel
und verursachte den in den (Brutto-)Importquoten angezeigten zunehmenden Han-
del. .;,,.'
Dieses Bild des Elektrizitätshandels in der Europäischen Union änderte sich in
den achtziger Jahren im Fall einzelner Länder drastisch. Einige Länder entwickel-
ten sich zu Nettoimporteuren, andere zu Nettoexporteuren. Im Hintergrund dieser
Entwicklungen stehen Veränderungen auf den internationalen Primärenergiemärk-
ten. Im Zuge der beiden Ölpreiskrisen 1973 und 1980 wurden bestehende auf Erd-
öleinsatz basierende Kraftwerke wirtschaftlich stark entwertet. Die nationalen
Energiepolitiken reagierten auf diese Parameteränderung bei den Rohstoffpreisre-
lationen sehr unterschiedlich (vgl. z.B. Harms 1989: 18): Während insbesondere
Frankreich auf den forcierten Ausbau der Kernenergie setzte, erschwerten z.B. in
Italien finanzielle Engpässe des nationalen Elektrizitätsversorgers (und das natio-29
nale Referendum in 1987, welches das Ende der Nutzung der Kernenergie zum
Zwecke der Stromerzeugung nach sich zog) einen Umbau der nationalen Erzeu-
gungskapazität. Ein weiteres kommt hinzu: Der Zubau an Erzeugungskapazität in
den Ländern der Europäischen Union reagierte in der Summe nicht auf die mit den
Ölpreissteigerungen einhergehenden Dämpfungen der Endnachfragezuwächse
(Kumkar 1995: 456 f). Ging bis zur ersten Ölpreiskrise der Ausbau der Kraft-
werkskapazitäten mit der Nachfrageentwicklung konform, zeigt sich in den acht-
ziger Jahren ein Auseinanderfallen der Wachstumsraten, der Zuwachs an Kraft
werkskapazitäten überstieg das Wachstum der Nachfrage. Dieses Auseinanderfal-
len nahm in den europäischen Ländern unterschiedliche Ausmaße an, in einigen
Ländern (insbesondere in Frankreich) entstanden signifikante Überkapazitäten bei
den Kernkraftwerken und somit im Grundlastbereich.
Beide Faktoren hatten für Italien zur Folge, daß erstens Erdöl auch heute — an-
ders als in anderen Staaten der EU — immer noch einen hohen Anteil an der dorti-
gen Stromerzeugung hat (Tabelle 1). Zweitens nutzt Italien aber auch die Preisun-
terschiede zu Frankreich und weist hohe Nettoimportsalden auf, die mit den hohen
Nettoexportquoten Frankreichs korrespondieren. Auch Portugal setzte in den acht-
ziger Jahren vorübergehend auf den Import von französischem Strom (über spani-
sche Netze). Die Niederlande importieren seit Anfang der achtziger Jahre in zu-
nehmendem Maße und wiesen in 1994 eine Nettoimportquote von 13 vH auf
(Tabelle 2). Zu nennen ist auch Finnland als Nettoimporteur. Im Gegensatz zu die-
sen Beispielen für am Handel in der EU intensiv beteiligten Länder wird in
Deutschland wenig auf Importstrom zurückgegriffen, die Nettoimportquote pen-
delte von 1990 bis 1994 zwischen -0,5 vH und +0,5 vH.
1
3 Auch in anderen
„Hochpreisländern" (beispielsweise Österreich, Belgien und Spanien) erreichen die
Nettoimportquoten in 1994 vergleichsweise geringe Werte.
Zusammengenommen zeigen die Entwicklungen im Bereich des Handels zwar
eine generelle Zunahme des grenzüberschreitenden Handels und seit Anfang der
achtziger Jahre auch eine Zunahme einzelner nationaler Handelssalden, die Ent-
wicklung ist aber in den Ländern durchaus uneinheitlich.
Der auffallend hohe Wert für Dänemark ist nicht repräsentativ für einen längeren Zeitraum
und ist auf außergewöhnlich niedrige Niederschlagsmengen in den skandinavischen Nach-
barländern in 1994 zurückzuführen. Diese geringen Niederschlagsmengen hatten eine un-
terdurchschnittliche Stromgewinnung aus den umfangreichen Wasserkraftwerkskapazitäten
in Schweden und Norwegen zur Folge. Dänemark kam so in den ungewöhnlichen Status ei-
nes Nettoexporteurs, während es sonst eher als Nettoimporteur auftritt.30.












































































































































wegen statistischer Differenzen sowie













Quelle: Wie Tabelle 1.
Dem gegenwärtigen Stromhandel liegen Vereinbarungen zwischen Unternehmen
auf der Verbundebene zugrunde. Die einzelnen Übertragungssystembetreiber be-
sitzen jeweils eine unabhängige Kontrolle über ihre Lieferungen. Lokale Vertei-
lungsuntemehmen und Letztverbraucher von Strom können im allgemeinen keinen
Strom in anderen Mitgliedstaaten kaufen. Einer stärkeren Integration stehen bislang
insbesondere die nationalen Energiepolitiken zur Förderung heimischer Energie-
träger und Handelsmonopole der dominierenden Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen entgegen. Diese meist preisregulierten Unternehmen haben offenbar wenig
Anreize, Strombezüge aus dem Ausland als kostengünstige Alternative zur eigenen
Erzeugung zu erwägen. Die hohen Strompreise etwa in Deutschland haben bislang
nicht zu einer verstärkten Einfuhr von Strom aus Ländern geführt, in denen die31
Strompreise niedriger liegen. Eine Integration der nationalen Elektrizitätssektoren
im Sinne einer •••Angleichung der Strompreise oder einer starken Zunahme der Han-
delsströme ist nicht festzustellen. Von einem Binnenmarkt für Elektrizität im Sinne
einer Integration der nationalen Märkte kann angesichts der geringen Handelssal-
den kaum die Rede sein. Der geringe Handelssaldo Deutschlands mit seinen neun
Außengrenzen und der zentralen Lage innerhalb Europas verdeutlicht diesen Be-
fund exemplarisch.C. Die „Besonderheitenlehre" der Elektrizitätswirt-
schaft als normative Rechtfertigung der Regulierung:
Eine kritische Analyse
Die in Kapitel B beschriebenen Marktstrukturen und Ordnungsmodelle verdeutli-
chen, daß die Elektrizitätswirtschaft in den meisten Staaten der Europäischen Uni-
on kaum wettbewerbliche Elemente aufweist. Vielmehr greifen die meisten Staaten
massiv in die Investitions- und Preispolitik der Versorgungsunternehmen ein, die
Monopolstellungen sind durch gesetzliche Markteintrittsbarrieren und/oder pri-
vatwirtschaftliche Gebietsschutzverträge geschützt. Dies steht im offenkundigen
Widerspruch zu der wirtschaftspolitischen Grundsatzentscheidung zugunsten der
marktwirtschaftlichen, wettbewerblichen Wirtschaftsordnung, die sich beispiels-
weise in Deutschland in den generellen Bestimmungen des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen konkretisiert. Auch auf der Ebene der Europäischen Uni-
on ist spätestens seit der Einheitlichen Europäischen Akte (1986) die grund-
sätzliche Entscheidung für ein System „unverfälschten Wettbewerbs" gefallen. Art.
3a EGV schreibt als Prinzip des europäischen Binnenmarkts den „Grundsatz einer
offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb" fest.
Die bestehenden Regulierungen in Deutschland und den anderen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union müssen daher mit „Besonderheiten" der Stromwirtschaft
begründet werden, die einen Ausschluß des Wettbewerbs rechtfertigen können.
Nur dann wäre die Vereinbarkeit mit den wirtschaftspolitischen Grundsatzent-
scheidungen der meisten Mitgliedstaaten und dem EGV gegeben.
Wegen ihrer Bedeutung für die derzeitige Reformdiskussion wird die
„Besonderheitenlehre" im folgenden dargestellt und kritisch analysiert. Trotz der
begrifflichen Vielfalt können die in den verschiedenen europäischen Ländern be-
stehenden Regulierungen auf ähnliche Begründungen zurückgeführt werden. Daher
kann sich die folgende Analyse ohne Verlust an Allgemeingültigkeit zu großen
Teilen der deutschen „Spielart" der Besonderheitenlehre widmen.
1
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Für die folgende Analyse ist es sinnvoll, die unterstellten Besonderheiten der
Stromwirtschaft in zwei Kategorien zu unterteilen, die sich zum einen auf techni-
sche Eigenheiten des Wirtschaftssektors auf der Bereitstellungsebene, zum ande-
Vgl. etwa die in Eurelectric/European Energy Foundation (1996) dokumentierten Seminar-
und Diskussionsbeiträge von Vertretern verschiedener Mitgliedstaaten auf der einen Seite
mit der Darstellung der deutschen Spielart der Besonderheitenlenre in Baur (1979) oder
Lukes (1979) auf der anderen Seite.33
ren auf spezifische wirtschaftliche Charakteristiken des Gutes „Strom": auf der
Verwendungsebene beziehen. Zu den ersten gehören . i ^ ;
- die hohe Kapitalintensität in Verbindung mit einer hohen Kapitalbindungsdauer,
- die Leitungsgebundenheit der Stromversorgung,
- die mangelhafte Speicherbarkeit des Stroms sowie
- die Bedeutung der Netzstabilität.
Zu der zweiten Kategorie der Besonderheiten gehören
- der besondere Versorgungsauftrag und speziell für die deutsche Situation
- die Besonderheiten des kommunalen Querverbunds.
I. Hohe Fixkostenbelastung durch die hohe Kapitalintensität
und die Leitungsgebundenheit der Versorgung
Die Errichtung von Stromerzeugungskapazitäten und die Unterhaltung eines
Stromnetzes für die Übertragung und für die Verteilung des Stroms erfordert einen
hohen Kapitaleinsatz. Dieser sei aber, so lautet das Argument für die Regulierung
der Stromversorgungsuntemehmen, nur zu attrahieren, wenn infolge geschlossener
Versorgungsgebiete ein gesicherter Absatz zu erwarten sei, der Planungssicherheit
biete. Die hohe Kapitalintensität verbiete auch einen Wettbewerb zwischen den
EVU durch den Aufbau paralleler, konkurrierender Netze, denn dies würde die
Stromversorgung „dramatisch verteuern" (Koppel 1993:136). Der Markt tendiere
zu einem „natürlichen Monopol", bei dem letztendlich ein Unternehmen die ge-
samte Marktversorgung bestreiten würde, was wiederum jeden Wettbewerb aus-
schließen würde.
Hierzu ist mehrerlei anzumerken:
(1) Eine hohe Kapitalintensität ist auch in anderen Wirtschaftszweigen anzutreffen,
die keiner Regulierung unterliegen, etwa in der Automobilindustrie und der Chemi-
schen Industrie. Hier kann auch hinreichend Kapital attrahiert werden, ohne daß
„geschlossene Versorgungsgebiete" verlangt oder gar gewährt wurden (Soltwedel
etal. 1986: 177 f.). Denn: Hohe Kapitalintensität impliziert keineswegs von sich
aus, daß vertikale Integration die einzige Antwort auf die Koordinierungsprobleme
und die in der Ökonomie nicht unbekannten Probleme des möglichen „hold-up"34
ist.
1
5 Vielmehr sind andere Lösungen, etwa über vertikale Lieferverträge und vor
allem auch über eine Erhöhung der Vielfalt der Absatz- und Beschaffungsmöglich-
keiten, nicht nur denkbar, sondern auch normale Praxis in anderen kapitalintensi-
veh'lndustrien.
(2) Darüber hinaus gestattet die durch geschlossene Versorgungsgebiete verlangte
und gewährte Planungssicherheit, daß nicht nur betriebsnotwehdige Investitionen,
sondern auch Fehlinvestitionen jeder Art auf den Verbraucher überwälzt werden
können (Monopolkommission 1994: Tz. 370). ..,,••
(3) Femer: Die hohe Kapitalintensität resultiert selber auch aus der sehr hohen ver-
tikalen Integration der Stromversorgungswirtschaft, die sich historisch herausgebil-
det hat, aber — wie bereits betont wurde — keineswegs unbestritten als effiziente
Lösung der Koordinierungsprobleme angesehen werden muß. Einzelne Teilaktivi-
täten der Stromwirtschaft. etwa im Bereich des Stromhandels oder auch bei be-
stimmten Stromerzeugungsanlagen, sind durchaus von geringerer Kapital Intensität,
als sie die Stromversorgung als Ganzes kennzeichnet. Selbst bei der Stromübertra-
gung ist es vorstellbar, daß es bei entsprechender Nachfrage lohnend sein kann,
„Hochspannungsnetze, zumindest einzelne Leitungen, im Wettbewerb zu betrei-
ben" (Deregulierungskommission 1993: Tz. 359).
(4) Und schließlich: Die Planungssicherheit beispielsweise in der Stromerzeugung
kann auch dadurch erhöht werden, daß den Inhabern von Kraftwerken die Mög-
lichkeit der Verhandlung mit mehreren Nachfragern eingeräumt wird. Bei den bis-
her regelmäßig fehlenden Durchleitungsrechten steht ein unabhängiger Stromer-
zeuger regelmäßig einem Monopsonisten (dem umliegenden Gebietsversorger) ge-
genüber. Dann ist es in der Tat anzunehmen, daß dieser unabhängige Erzeuger nur
dann in seine Anlagen investiert, wenn sein Stromabsatz über langfristige Abnah-
meverträge gesichert ist. Analoges gilt für den Gebietsmonopolisten: Dieser wird
nur dann derartige langfristige Verträge unterschreiben, wenn sein eigener Absatz
gesichert ist. Der „einfachste" Weg dieser Absatzsicherung ist ein Gebietsmonopol
für die Versorgung von Letztverbrauchem. Hier schließt sich der Kreis: Mangelnde
Durchleitungsrechte, damit mangelnder Wettbewerb in einem Teil des Strom-
sektörs, bedingt auch in einem anderen Segment die Forderung nach geschlossenen
Gebietsmonopolen, mit anderen Worten: die Forderung nach weitreichenden
Durchleitungsverweigerungskompetenzen. Das Argument der Planungssicherheit
Die Möglichkeit des „hold-up" tritt immer dann auf, wenn die Quasirente des Transaküons-
pärtners, der eine spezifische Investition getätigt hat, teilweise oder zur Gänze von den an-
deren Transaktionspartnern „geraubt" werden kann, z.B. durch eine Vertragsnachverhand-
lung. Im Fall der Stromwirtschaft baut beispielsweise ein Partner ein Kraftwerk, woraufhin
der Abnehmer ex post eine Senkung der ex ante mit dem Kraftwerksinvestor vereinbarten
Preise für Stromlieferungen anstrebt. Letztere Senkung würde einen „Raub" der Quasirente
durch den Stromabnehmer implizieren.35
als Begründung der Regulierung könnte also zu weiten Teilen ein regulierungsim-
manentes „hausgemachtes" Problem sein — und hierfür sprechen in der Tat einige
Indizien, wenn die Ergebnisse ausländischer wettbewerblicher Reformen betrachtet
werden.
Es bleibt festzuhalten, daß das Argument der hohen Kapitalintensität in Verbin-
dung mit der Leitungsgebundenheit der Stromversorgung spätestens dann an
Schlagkraft verlöre, wenn den Stromerzeugern Durchleitungsrechte durch fremde
Netze zustehen würden. Durch die derart verbesserten Absatzmöglichkeiten ent-
stünden unternehmerische Investitionsanreize ohne den bisherigen- ^Nebeneffekt"
der regulierten Gebietsmonopole, daß auch die Kosten von Fehlinvestitionen auto-
matisch auf die Letztverbraucher überwälzt werden können.
II. Mangel an Speicherbarkeit und das Gebot der Stabilität des
Stromnetzes
Ein weiteres Argument zur Begründung des wettbewerblichen Ausnahmebehand-
lung des Stromsektors bezieht sich auf die fehlenden Speichermöglichkeiten des
Gutes Strom in Verbindung mit der Frage der Gewährleistung der Netzstabüität.
Mangel an Speicherbarkeit kennzeichnet nicht nur das Angebot an elektrischer
Energie, sondern ist auch allen Dienstleistungen zu eigen (Soltwedel etal.
1986: 177). Ein zeitliches Auseinanderfallen von Verbrauch und Produktion läßt
sich dort aber im Prinzip über Warteschlangen lösen, was bei der Elektrizität nicht
der Fall ist: Elektrizität muß in dem Moment erzeugt werden, in dem sie vom Ver-
braucher aus dem Netz entnommen wird. Übersteigt die Leistungsentnahme der
Verbraucher die Leistungseinspeisung der Erzeuger, so bricht das Netz zusammen
(„black out"). In diesen Punkten unterscheiden sich die technisch-physikalischen
Eigenschaften der Stromversorgung deutlich von jenen der ebenfalls leitungsge-
bundenen Gasversorgung. Gas ist speicherbar und ein Netzzusammenbruch ist nur
bei einer vollständigen Funktionsstörung von zentralen Versorgungsleitungen zu
erwarten. Die Stromerzeugungskapazitäten müssen sich also, an der Höchstlast ori-
entieren, soll eine weitestgehend störungsfreie Stromversorgung gewährleistet sein
(Koppel 1993: 136). Hierzu sei, so wird argumentiert, ein gut durchmischtes ge-
schlossenes Versorgungsgebiet sehr nützlich, weil dadurch die Lastkurve verstetigt
wird und somit auch die ansonsten notwendigen Reservekapazitäten (und die damit
verbundenen Kosten) geringer ausfallen könnten (beispielsweise Baur 1979: 10).
Auch zu diesem Argument ist mehrerlei anzumerken:36
(1) Die hier angesprochene Frage des Lastmanagements ist nicht nur eine physika-
lisch-technische Frage, sondern auch und vorrangig eine ökonomische. Zum einen
besteht die Möglichkeit des Lastausgleichs im großflächigen Verbund, der derzeit,
wie oben skizziert, europaweit schon praktiziert wird, natürlich auf nicht wettbe-
werblicher Basis. Aber auch wettbewerbliche Strukturen basieren auf Tauschbe-
ziehungen auf freiwilliger Basis. Darüber hinaus haben es die Großabnehmer schon
heute in der Hand, durch den Abschluß unterbrechbarer Lieferverträge (Lastabwurf
bei drohender Netzüberlastung) eine Wähl zwischen höherer Sicherheit und niedri-
gerem Strompreis zu treffen. Diese Preissignale sind durch lastvariable Stromtarife
auch für Tärifabnehmer durchaus ausbaubar. Die Deregulierungskommission fol-
gert:
„Jeder Netzteilnehmer müßte eine entsprechende [sc. individuelle, der Verfasser] Gebühr für das Gut 'Sicherheit'
entrichten, mit der die Kosten für die aus Sicherheitsgründen nötigen Reservekapazitäten gedeckt werden"
(Deregulierungskommission 1993: Tz. 289).
(2) Im übrigen gilt, daß der Mangel an Speicherbarkeit und die damit verbundene
Frage der Stabilität des Stromnetzes Ausdruck des ausgeprägten Netzwerkcharak-
ters der Stromversorgung sind. Dieser Netzwerkcharakter bedingt aber nicht von
sich aus, daß die Stromversorgung nur von vertikal integrierten Unternehmen zu
organisieren wäre. Die Koordinierungserfordernisse in einem komplexen Netzwerk
bedingen allerdings den Aufbau neuer externer Informations- und Koordinierungs-
mechanismen. Dies ist aber kein Spezifikum der Stromwirtschaft, das wettbewerb-
licne Mechanismen grundsätzlich in Frage stellt. Hier können Erfahrungen bei-
spielsweise britischer Reformen aufzeigen, wie bisher innerhalb eines integrierten
Unternehmens erfolgte Kommunikation und Koordinierung nach außen verlagert
werden kann. Die britischen Erfahrungen verdeutlichen auch, daß diese nunmehr
unternehmensextern abgewickelten Koordinierungsprozesse keineswegs Gefahren
für die Netzstabilität bergen müssen. Preise in Verbindung mit dem Aufbau sachge-
rechter Informationsinfrastrukturen können also durchaus die bisher weitgehend
unterriehmensintemen Prozesse ersetzen.
Damit gilt ebenso wie für das Argument der hohen Fixkostenbelastung in Ver-
bindung mit der Leitungsgebundenheit der Versorgung, daß die technisch-physika-
lischen Besonderheiten zwar wettbewerbsrelevant sind, aber keineswegs grund-
sätzlich dem Wettbewerb in der Stromwirtschaft entgegen stehen.37
III. Besonderheiten des „Versorgungsauftrages" und des kommu-
nalen Quer Verbunds
Als normative Begründung für die vorherrschenden Regulierungen der Stromwirt-
schaft werden über die technisch-physikalischen Besonderheiten hinaus spezifi-
sche Eigenschaften des Gutes „Ström" genannt, die sich eher an der Verwendung
des Gutes, nicht an deren Bereitstellung orientieren. Dabei wird davon ausgegan-
gen, daß diese Eigenschaften Wettbewerb in der Stromversorgung ausschlössen.
Die Unternehmen in der Stromversorgung würden Aufgaben im gemeinwirtschaft-
lichen Interesse verfolgen (Baur 1979: 7). Die Erfüllung dieser Aufgaben bedingen
die Existenz integrierter Gebietsmonopole, d.h. ein gesichertes Absatzgebiet. Unter
diesen gemeinschaftlichen Aufgaben — in der europäischen Diskussion auch unter
den Begriffen des „Service Public" oder der „Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichen Interesse", in der deutschen Diskussion unter dem Begriff der
„öffentlichen Daseinsvorsorge" behandelt — können Anschluß- und Versorgüngs-
pflicht für Letztverbraucher, Preisstrukturregulierungen sowie speziell im deut-
schen System die Bestimmungen zu Querverbunduntemehmen zusammengefaßt
werden.
1
6 Die folgenden Ausführungen knüpfen exemplarisch an der Situation in
Deutschland an.
Liefert ein EVU Elektrizität an Letztverbraucher, so ist es nach § 6 EnWG
„verpflichtet, allgemeine Bedingungen und allgemeine Tarifpreise Öffentlich be-
kanntzugeben und zu diesen Bedingungen und Tarifpreisen jedermann an sein Ver-





7 so argumentieren die Vertreter der
bisherigen Regelung, seien die Kehrseite des Privilegs geschlossener Versorgungs-
gebiete via Demarkations- und Konzessionsverträge (Baur 1979: 15). Eine Gleich-
preisigkeit bei unterschiedlichen Anschluß- und Versorgungsaufwendungen sei nur
mittels einer Mischkalkulation bei einer guten Durchmischung des Absatzgebietes
möglich. Bei Wettbewerb würden die besonders interessanten Abnehmer eines Ab-
satzgebietes durch einen Konkurrenten herausgepickt, ohne an der Versorgungs-
pflicht der — als Kunden angeblich nicht so attraktiven — Tarifabnehmer
Neben den in diesem Abschnitt behandelten Fragen der Preisregulierung existieren — wie in
Abschnitt B.II.l behandelt — weitere Formen der Regulierung etwa im Bereich des Pri-
märenergieeinsatzes und der Elekrrizitätsverwendung. Auf diese Ausprägung des Gedan-
kens der „Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse" kann in diesem Ab-
schnitt nicht eingegangen werden.
Es ist zu beachten, daß die Kontrahierungspflichten im deutschen System faktisch nur für
Tarif-, nicht für die Sonderabnehmer gelten.38...
„mittragen" zu müssen. Durch dieses „Rosinenpicken" würden wenige Großab-
nehmer begünstigt, während die Kosten des EVU nunmehr auf die verbliebenen
Endabnehmer („captive customers") verteilt werden müßten mit der Folge steigen-
der Elektrizitätspreise für diese Abnehmergruppe. Dieses „Rosinentheorem" ist
derzeit bei der Argumentation der EVUs und ihrer Verbänden ganz weit oben an-
gesiedelt (Grawe 1996: 182 f.). -
In dieses (Verteilungs-)Argument sind mehrere Aspekte eingebunden, die etwas
ausdifferenziert werden müssen. Vorab: die Versorgungsauflage, alle Tarifkunden
unabhängig von den jeweils entstandenen Kosten zu gleichen Bedingungen zu ver-
sorgen, läßt sich allenfalls mit regional- und sozialpolitischen Gründen, kaum je-
doch mit Effizienzüberlegungen rechtfertigen (Deregulierungskommission 1993:
Tz. 311). Dies spricht aber nicht gegen das vorgetragene Argument, sondern hier
wäre der Gesetzgeber gefragt, diese Vorschriften zu ändern.
Gegen das vorgetragene Argument sprechen aber verschiedene Gesichtspunkte
und derzeitigen Regelungen, die regelmäßig ungenannt bleiben. Im Kern können
die hier betrachteten gemeinwirtschaftlichen Aufgaben, die dem Postulat der
Gleichpreisigkeit zugrunde liegen, als Begründung für Quersubventionen gekenn-
zeichnet werden. Diese von der Regulierung tatsächlich oder mutmaßlich intendier-
ten Quersubventionen können unterschieden werden zum einen in Quersubventio-
nen innerhalb von Kundenkategorien, zum anderen in Quersubventionen zwischen
Kundenkategorien, ferner in Quersubventionen durch (oder zu Gunsten von) Kun-
den einer vollkommen anderen wirtschaftliche Tätigkeit.
(1) Beginnen wir mit den Quer Subventionen innerhalb der Kundenkategorien. Es
ist nicht richtig zu suggerieren, daß etwa die Schleswag als Küsten-EVÜ schlicht-
weg verpflichtet wäre, jeden Hallig-Bewohner mit einem Stromanschluß auszustat-
ten. Bereits Abs. 2 des § 6 EnWG relativiert die allgemeine Anschlußpflicht: Sie
besteht nicht, „wenn der Anschluß oder die Versorgung dem Versorgungsunter-
nenfrien aus wirtschaftlichen Gründen, die auch in der Person des Anschlußneh-
mers liegen können, nicht zugemutet werden kann ..." (Hervorhebung durch den
Autor). In solchen Fällen sieht die Verordnung über Allgemeine Bedingungen für
die, Elektrizitätsversorgung von Tarifkunden (AVBEltV) in § 9 ausdrücklich vor,
daß bei Einzelanschlüssen für die Zuleitungen vom Abnehmer Baukostenzuschüsse
von bis zu 70 vH dieser Gesamtkosten verlangt werden können. Baurs (1979: 37)
These, „das Gebietsdenken (wäre) von Gesetzes wegen vorgeschrieben", ist also
dementsprechend zu relativieren.
Nach § 10 der AVBEltV kann das EVU auch die Erstellung und Veränderung
eines Hausanschlusses für den Anschlußnehmer kostenerstattungspflichtig gestal-
ten, und dies sogar ohne anteilsmäßige Begrenzung. Es ist dem EVU demnach
auch bei Tarifkunden gestattet, kostenmäßig unterschiedliche Anschlußkosten ver-
ursacherädäquat zuzurechnen und einzufordern. Im Prinzip könnte die Preisgleich-39
heit im Raum also auch heute schon durchbrochen werden. Aber selbst einmal da-
von abgesehen, zeichnet sich auch hier offensichtlich ein Paradigmawechsel ab.
Unter der Schlagzeile „Strom soll demnächst auf dem Lande erstmals mehr als in
der Stadt kosten" berichtet die Süddeutsche Zeitung vom 6.12.1996 folgendes:
„Im nächsten Jahr wird es zum ersten Mai in Deutschland innerhalb eines Versorgungsgebietes zwischen Siadt
und Land unterschiedliche Strompreise geben. Die Isar-Amperwerke AG, München,-wird über den Umweg einer
Tochtergesellschaft die; Tarifgleichheit brechen. Die regionalen Elektrizitätsunternehmen Essag, Cottbus, und
Schleswag, Rendsburg, wollen ebenfalls örtlich gestaffelte Preise für ihre Privatkunden durchsetzen."
Als Gründe;;fur diesen Schritt in die „Ungleichpreisigkeit" führen die EVU den
zunehmenden Wettbewerb und ihre im Vergleich zu den Stadtregionen höheren
Kosten auf dem Lande an. Abgesehen von diesen Tendenzen, die eine partielle
Abkehr vom Prinzip der Gleichpreisigkeit ankündigen, gilt auch heute das Prinzip,
daß diese Gleichpreisigkeit nur innerhalb der — historisch gewachsenen — Gren-
zen des Versorgungsgebiets eines Unternehmens herrscht. Zwischen den Preisen
zweier benachbarter Unternehmen können im deutschen System durchaus beachtli-
che Unterschiede bestehen. Wenn sich die Vertreter des Status quo unter Berufung
auf das Gebot der Gleichpreisigkeit gegen eine wettbewerbliche Organisation, aus-
sprechen, müßten sie konsequenterweise:— nach Vorbild etwa Italiens oder Frank-
reichs — bei der Beibehaltung und Befürwortung des derzeitigen Ordnungs-
rahmens eine weitere „Vereinheitlichung" der Unternehmensstruktur hin zu einem
nationalen Monopol fordern, um die Preisgleichheit im Raum zu unterstützen. :«
Unabhängig von der Frage, ob die Preisgleichheit im Raum etwa in Deutschland
den ihr oft zugemessenen rechtlichen Stellenwert hat, gilt es festzuhalten, daß die
faktische Existenz von Quersubventionen innerhalb der verschiedenen Kunden-
gruppen in den derzeitigen europäischen Strommärkten nicht ausgeschlossen wer-
den kann.
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8 Wie bereits angemerkt, spräche dies für eine Änderung durch den Ge-
setzgeber, nicht gegen den Wettbewerb in der Stromversorgung. Sollten nämlich
sozial- oder regionalpolitische Ziele für eine Beibehaltung derartiger .Quersub-
ventionen im Raum sprechen, so könnten die Subventionierungen beispielsweise
über einen aus einem Aufschlag auf die Stromrechnung gespeisten Fond
(„Sozialpfennig") oder aus dem allgemeinen Staatshaushalt finanziert werden. Die
Allokationsverzerrungen könnten durch diese geänderten Finanzierungsformen
stark verringert werden, die Transparenz erheblich erhöht werden.
Neben den im Text behandelten Quersubventionen Jm Raum" gibt es im gegenwärtigen
System der Stromwirtschaft Indizien für Quersubventionen „in der Zeit". Diese Indizien er-
geben sich aus der Beobachtung, daß die Grenzkosten der Stromerzeugung in der Zeit er-
heblichen Schwankungen (nach Grund-, Mittel- und Spitzenlast) unterliegen, auf der ande-
ren Seite vor allem die Tarifabnehmerpreise regelmäßig nicht oder nur in geringem Ausmaß
lastvariabel ausgestaltet sind.40
(2) Ein anderer Aspekt des „Rosinentheorems" betrifft die möglicherweise bisher
politisch gewollte Quersubventionier-ung zwischen den Kundenkategorien, d.h.
beispielsweise zwischen Haushalts- und Industrieabnehmern. Diese Quersubven-
tionierungspraxis sei durch Wettbewerb in der Stromversorgung gefährdet. Dieses
Argument ist grundsätzlich kaum zu widerlegen. Allerdings können mehrere
Aspekte genannt werden, die zum einen die Relevanz des Arguments betreffen,
zum anderen die Ineffizienzen der Quersubventionen betonen, wenn denn das Ar-
gument selber relevant wäre.
Zum ersten: Der die großen Sonderabnehmer schmückende Vergleich mit Rosi-
nen wird diesen zwar schmeicheln, aber kaum ihre ökonomische Urteilskraft her-
absetzen. Denn diese Bezeichnung suggeriert, sie würden — im Vergleich zu den
sonstigen Abnehmern — deutlich mehr zu den Erlösen beisteuern als es den zure-
chenbaren Kosten entspricht. Dies mag in Einzelfällen durchaus zutreffen, als ge-
nerelle Regel ist dies aber ziemlich unwahrscheinlich, denn: GroJ3e Sonderabneh-
mer haben stärker als alle übrigen Abnehmer stets die Möglichkeit, Fremdbezug
von Strom eines EVU durch stromwirtschaftliche Eigenproduktion zu ersetzen. Die
Strompreise für große Sonderabnehmer seitens des EVU können die langfristigen
Grenzkosten der Eigenstromerzeugung kaum dauerhaft übersteigen. Sofern der
Strom- und Wärmebedarf von Industrieunternehmen zeitlich gut übereinstimmt, so
besteht ein großer Anreiz, den Eigenbedarf an Strom durch eigene Kraftwerke mit
Kraft-Wärme-Koppelung zu decken. Dabei bilden die relativ niedrigen Gaspreise
und sinkende Investitionskosten günstige Rahmenbedingungen für einen Ausbau
dieser Eigenerzeugung. Zunehmend bieten auch „Kontraktoren" den Industriebe-
trieben an, für sie die Energie- und Stromversorgung zu übernehmen, indem sie für
diese Betriebe Kraftwerke bauen und betreiben. Wenn die.Stromversorger der öf-
fentlichen Elektrizitätswirtschaft ihre Kunden nicht an „Kontraktoren" verlieren
wollen, müssen sie bereits derzeit die Preise senken oder selbst Contracting-Mo-
delle anbieten (Klinger 1996: 2). Dies schließt es in der Regel auch aus, daß eine
Quersubventionierung durch die Strompreise für Sonderabnehmer in Richtung der
hierdurch „geschonten" Tarifkunden stattfinden wird. Insofern kann ihnen unter




Dies schließt freilich nicht aus, daß ein konkurrierendes EVU einen Großkunden
zu günstigeren Preise beliefert als das bisher versorgende EVU. Hiergegen ist aus
ökonomischer Sicht nichts einzuwenden, und selbiges ist in Form der
1
9 Garnreiter (1992: 744 f.) gelangt aufgrund eigener Berechnungen sogar zu dem Ergebnis,
daß die industriellen Großabnehmer durch die Sondervertragskunden des Mittelstandes und
durch die Tarifabnehmer quersubventioniert werden.41
„Grenzmengenabkommen" bei vertikalen Demarkationsverträgen durchaus schon
Bestandteil derzeitiger „Spielregeln". ,
Aus ökonomischer Sicht liegen Quersubventionen bekanntermaßen nur dann vor,
wenn die Preise entweder über den Einzelproduktionskosten (stand-alone-costs),,
also hier über den Kosten der Eigenerzeugung liegen würden oder aber unter den
kurzfristigen Grenzkosten der Strombereitstellung liegen würden (vgl. allgemein
Faulhaber 1975). Gegen die Relevanz des ersteren spricht aber oben genanntes ArT
gument. Wenn das zweite Kriterium gelten würde, also die Industriekunden durch
kleinere Kunden subventioniert werden würden, dann wäre bei Wettbewerb erst
recht keine Erhöhung der Strompreise kleinerer Kunden zu befürchten.
Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß durch die Einführung von
Wettbewerb keineswegs eine generelle Erhöhung der Preise kleinerer Kunden be-
fürchtet werden muß, wie aus Sicht etwa des deutschen VKU (etwa Decker 1996:
23) prognostiziert wird. Noch weniger ist zu erwarten, daß größere Kunden auf
Dauer zu Preisen unter den Grenzkosten beliefert werden. Selbst wenn die größe-
ren Stromverbraucher anfänglich stärkere Preissenkungen als die Tarifabnehmer zu,
erwarten hätten, so kann Wettbewerb durch Effizienzverbesserungen auch für klei-
nere Kunden zu Preissenkungen führen. Im Einzelfall mag es zwar zu politisch un-
erwünschten Preiserhöhungen kommen, diese könnten dann aber gegebenenfalls
über andere, transparentere, Mechanismen aufgefangen werden (Finanzierung aus
dem allgemeinen Staatshaushalt oder durch einen „Sozialpfennig").
(3) Ähnliches gilt für die deutsche Praxis der kommunalen Querverbundunterneh-
men. Häufig werden sowohl die Konzessionsabgaben als auch die Finanzierung des
defizitären öffentlichen Personennahverkehrs durch den Ergebnisausgleich im
Querverbund mit dem Konzept der „Daseinsvorsorge" begründet. Im Unterschied
zu den eben behandelten Aspekten der Quersubventionierung innerhalb oder zwi-
schen Stromverbraucherkategorien stellt dieses Argument im Kern auf die Sub-
ventionierung einer wirtschaftlichen Tätigkeit durch die Kunden einer vollkom-
menen anderen wirtschaftlichen Tätigkeit ab. Grundsätzlich gilt aus ökonomischer
Sicht analoges wie für die vorher behandelten Aspekte des „Service public". Ins-
besondere ist zum einen zu fragen, ob eine derartige Praxis der Subventionierung
tatsächlich generell gewünscht wird. Dagegen spricht die Tatsache, daß Querver-
bundunternehmen mitnichten in allen Regionen Deutschlands operieren. Zum ande-
ren kann die spezielle Art der Subventionierung hinsichtlich ihrer Effizienz in Frage
gestellt werden. Eine Finanzierung aus den allgemeinen öffentlichen Haushalten
wäre im Prinzip das geeignete Mittel zur Finanzierung derartiger meritorischer
Güter und mit Sicherheit das bessere Instrument zur Verfolgung der unterstellten
Ziele sozial-, mittelstand- und strukturpolitischer Provinienz, die die Befürworter
des Status quo ins Feld führen (Baur 1979: 9 f.). Eine derart geänderte Finanzie-
rungsform würde einem Wettbewerb in der Stromversorgung nicht entgegenstehen.42
Unabhängig von der Frage, ob jede Form der gemeinwirtschaftlichen Aufgaben
zum einen tatsächlich im vorgebrachten Ausmaß gesetzlich fixiert ist (vgl. obige
Anmerkungen zur Gleichpreisigkeit) und zum anderen ökonomisch gerechtfertigt
werden kann, muß die Tatsache festgehalten werden, daß auch die deutschen Un-
ternehmen bisher Pflichten unterliegen, die ihren Hintergrund in der Vorstellung
des Stroms als „essentielles Gut" von besonderer Bedeutung haben. Traditionell
dient dieses Argument als Teil der Begründung von Versorgungspflichten, beson-
derer Investitionsaufsichten und der praktizierten Form der Preisstrukturregulie-
rung. Die geschilderten deutschen Bestimmungen ordnen sich auch unter diesem
Aspekt in den Rahmen der oben skizzierten Regulierungen in anderen europäi-
schen Staaten ein und stellen keinen Sonderfall dar. Grundsätzlich gilt es auch fest-
zuhalten, daß in einigen Staaten derartige auf den „besonderen gemeinwirtschaftli-
chen Charakter" des Gutes Strom gestützte Formen der Regulierung von größerer
Bedeutung sind als in Deutschland. Im Falle Italiens oder Frankreichs geht die
Preisstrukturregulierung beispielsweise so weit, daß im Prinzip sogar staatsweit
uniforme Strompreisstrukturen festgesetzt werden. Diese bestehenden Regulierun-
gen bzw. ihre durch die europäischen Reformen „bedrohte" Existenz stellen die
Grundlage der weiter unten ausführlich behandelten Aspekte der Berücksichtigung
des „service public" bzw. der „Dienstleistungen vom allgemeinen wirtschaftlichen
Interesse" in der europäischen Stromrichtlinie dar.43
D. Reformdruck — Die beiden Ansätze zur Umstruk-
turierung der europäischen Strommärkte
I. Zaghafte erste Schritte zur Reform: Die Preistransparenz-
und Transitrichtlinien
Die nachhaltigen, erheblichen Preisdifferenzen und das geringe Ausmaß der grenz-
überschreitenden Stromlieferungen innerhalb der Europäischen Union haben erst
seit Mitte der achtziger Jahre zu verstärkten Anstrengungen in Brüssel geführt, den
europäischen Binnenmarkt auch im Bereich ucr leitungsgebundenen Energieträger
und hierbei insbesondere für die Elektrizitätsmärkte zu etablieren.
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Für diese Neuorientierung in der Mitte der achtziger Jahre können mehrere Ursa-
chen benannt werden. Zum ersten ist die seit der ersten Ölpreiskrise 1973 erfolg-
reiche Energiediversifikation der EU-Mitgliedsländer zu nennen. Zum zweiten
führte der allgemeine Trend zur Privatisierung und Deregulierung zu Überlegungen,
auch die nationalen Märkte für Strom wettbewerblicher zu organisieren (zu nennen
ist hier als Vorreiter das Vereinigte Königreich). Zum dritten schuf die Einheitliche
Europäische Akte von 1986 die Grundlage für verstärkte Aktivitäten der europäi-
schen Kommission, den Binnenmarkt auch in den Bereichen zu schaffen, die bisher
kaum von europäischen Integrationsbemühungen betroffen waren. Dies gilt neben
den leitungsgebundenen Energieträgern auch für andere Netzwerkindustrien wie
beispielsweise im Telekommunikationssektor und im Verkehrsbereich. Viertens
sanken in den achtziger Jahren die Weltmarktpreise für Erdöl wieder. Dieses rela-
tivierte das Bild der drohenden Energieknappheit in den entwickelten Industrielän-
dern.
Zusammengenommen senkten diese Faktoren den bisherigen öffentlichen Stel-
lenwert der Versorgungssicherheit, die bisher als von überragender Bedeutung für
die nationalen und europäischen Energiepolitiken erachtet wurden. Damit wurde
Gegenstand dieses Beitrages sind die Entwicklungen in der Stromwirtschaft. Parallel zu den
europäischen Reformen in diesem Bereich sind auch Reformschritte im Bereich der Erdgas-
versorgungswirtschaft eingeleitet worden. Diese Schritte sind bisher nicht zum Abschluß
gekommen. Es ist allerdings auf europäischer Ebene beabsichtigt, 1997 auch eine Binnen-
marktrichtlinie für die Gaswirtschaft zu verabschieden, nachdem diese aus dem anfanglich
parallelen Verfahren zur Verabschiedung der Stromrichtlinie entnommen wurde. Vgl. Stagg
(1996) über die Prioritäten der irischen Ratspräsidentschaft sowie die Zusammenfassung
der Ergebnisse der letzten Tagung des Energieministerrats am 3. Dezember 1996 in Energy
in Europe (1996: 46).44
Übersicht 2 —Der lange Weg zur Richtlinie
Mai 1988 Arbeitsdokument der Kommission „Der Binnenmarkt für Energie"
Juni 1990 Verabschiedung der Preistransparenzrichtlinie für industrielle Großabnehmer
Oktober 1990 Verabschiedung der Transitrichtlinie zur Verbesserung des grenzüberschreitenden Stromhandels
Februar 1992 Erster Kommissionsvorschlag zu einer Richtlinie zum Elektrizitätsbinnenmarkt.
Januar 1993 Stellungnalime des Wirtschafts- und und Sozialausschusses des EU-Parlaments Parlaments zum Kom-
missionsvorschlag
November 1993 Stellungnahme des EU-ParlamenLs zum Kommissionsvorschlag
Dezember 1993 Modifizierter Vorschlag der Kommission zu einer Richtlinie zum Elektrizitätsbinnenmarkt.
November 1994 Aufforderung des Rats an die Kommission, die Vereinbarkeit des modifizierten Kommissions Vorschlags
mit dem französischen Vorschlag des Alleinabnehmersystem zu prüfen
März 1995 Arbeitspapier der EU-Kommission über die Vereinbarkeit der beiden Organisationsmodelle
(verhandelter Netzzugang und Alleinabnehmersystem)
Juni 1995 Schlußfolgerungen des Rats über die Vereinbarkeit der beiden Organisationsmodelle
Juli 1995 Kompromißvorschlag der spanischen Ratspräsidentschaft für eine Richtlinie zum Elektrizitätsbinnen-
markt
Oktober 1995 Modifizierter Vorschlag der spanischen Präsidentschaft
Juni 1996 Rat verabschiedet gemeinsamen Standpunkt zum wiederum modifizierten Richtlinienentwurf
Dezember 1996 EU-Parlament billigt in zweiter Lesung abschließend die Richtlinie, die im Januar 1997 endgültig vom
Rat erlassen wird
Platz geschaffen für eine intensivierte Diskussion über das generelle Niveau der
Strompreise und vor allem über Möglichkeiten zur Verringerung der erheblichen
Strompreisdifferentiale: Der Weg zu Überlegungen über eine Einführung wettbe-
werblicher Strukturen und generell einer Liberalisierung der Strommärkte war ge-
ebnet und der scheinbare Widerspruch zwischen Versorgungssicherheit und wett-
bewerblicher Bereitstellung von Strom in Frage gestellt. Die erheblichen Strom-
preisdifferenzen innerhalb der Europäischen Union wurden als Zeichen dafür er-
kannt, daß sich der bisherige grenzüberschreitende Handel offenbar kaum an Effi-
zienzkriterien orientiert.
Die Kommission definierte 1988 im grundlegenden Arbeitsdokument
„Binnenmarkt für Energie" einen gesteigerten Wettbewerb und eine intensivierte
Marktintegration als Prinzip eines Binnenmarktes für Elektrizität (Kommission
1988: 6). Die generellen Prinzipien eines europäischen Binnenmarktes sollten
nunmehr also auch im Stromsektor Anwendung finden. In Art. 7a EG-Vertrag (Art.
,8a, des EWG-Vertrages) wurden diese Prinzipien insbesondere als Gewährleistung
des freien Verkehrs von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital definiert.
Die Tatsache, daß diese „vier Freiheiten" angesichts der rechtlichen und faktischen
Monopolstellungen und Handelsbescliränkungen im Bereich der Stromwirtschaft
bis dato nicht annähernd verwirklicht waren, konnte dabei als kaum umstritten
gelten.45
Ziel der im Arbeitsdokument formulierten europäischen Politik ist vor allem ein
Ausweiten des grenzüberschreitenden (Netto-)Handels, also nicht nur des kurzfri-
stigen Stromaustauschs, wie er bisher überwiegend zwischen den Verbundunter-
nehmen praktiziert wurde. Zu diesem Zweck sollen die potentiellen: Spezialisie-
rungsvorteile in der Stromerzeugung ausgeschöpft werden und die aus den nationa-
len Energiepolitiken herrührenden Handelsbarrieren beseitigt werden. Dies drückt
den Willen der Kommission aus, die oben skizzierte traditionelle nationale Selbst-
versorgermentalität im Bereich der Stromversorgung zu attackieren (vgl. auch
Kommission 1989: 15). Die Kommission nennt in diesem Zusammenhang den
mangelnden Effizienzdruck auf nationale Monopolisten und die mangelnde Aus-
nutzung von Skalenerträgen infolge zu kleiner nationaler Märkte als wesentliche
Ursachen für Ineffizienzen im europäischen Elektrizitätssektor. Im Arbeitsdoku-
ment werden gesamtwirtschaftliche Gewinno (i) aus verstärktem grenzüberschrei-
tenden Handel, der (ii) auch dadurch gewonnenen Versorgungssicherheit, (iii) einer
Kostensenkung durch erhöhten Wettbewerbsdruck und schließlich (iv) durch eine
stärkere Kostentransparenz gewährleistete Preisgerechtigkeit erwartet.
Um die Integration der Elektrizitätsmärkte zu fördern, räumte die Kommission
zunächst der „entschlossenen" (Kommission 1988: Ziffer 38; Ziffer 49 ff.) Anwen-
dung des EG-Rechts
21, wie für andere Branchen schon im Weißbuch von 1985 an-
gekündigt, Priorität ein; gegen verbotene Beihilfen wollte sie künftig „rigoros"
(Kommission 1988: 21) vorgehen. Diese Vorgehensweise setzt an den Rechten der
Kommission an, die ihr ohnehin zur Verfügung stehen. Allerdings nahm die Kom-
mission an, daß diese Politik alleine wenig erfolgversprechend sein würde. Also
begann sie, auch im Bereich der europäischen Gesetzgebung aktiv zu werden und
machte Vorschläge für entsprechende EU-Richtlinien, auf die im folgenden einge-
gangen wird. Dabei wurde früh deutlich, daß die Kommission eine stufenweise Li-
beralisierung beabsichtigte. Die bestehenden nationalen Ordnungsmodelle sollten
nur nach und nach derart transformiert werden, daß sie einen europäischen Strom-
binnenmarkt erlauben. Dieser Ansatz erklärt die Tatsache, daß die Europäische
Kommission davon absah, direkt und unmittelbar beispielsweise über Art. 90 Abs.
3 vorzugehen. Sie wählte statt dessen von vornherein den Weg des Kompromisses
mit und zwischen den einzelnen Regierungen, worauf unten noch ausführlicher ein-
gegangen wird.
Wettbewerbsregeln (und deren Ausnahmen) für Unternehmen in Art. 85 bis 90 EGV bzw.
Bestimmungen über staatliche Beihilfen in Art. 92 bis 93 EGV. Die Wettbewerbsregel in
Art. 85 verbietet Abkommen und Maßnahmen, die einen schädlichen Einfluß auf den Han-
del und den Wettbewerb haben. Art. 86 untersagt die mißbräuchliche Ausnutzung einer
marktbeherrschenden Position. Art. 90(2) erlaubt Ausnahmen für Unternehmen, die mit
Aufgaben im öffentliche Interesse betraut sind.46
Die Preistransparenzrichtlinie :
Basierend auf dem im Arbeitsdokumeht von 1988 geplanten Vorgehen stellte die
Kommission in 1989 Vorschläge für zwei Richtlinien vor, die dann 1990 und 1991
vom Rat beschlossen wurden: die Preistransparenz- und Transitrichtlinien.
Die Preistransparenzrichtlinie (Rat 1990a) führt eine Berichtspflicht der Elek-
trizitätsversorgungsuntemehmenüber die Strompreise industrieller Endverbraucher
ein. Durch diese Richtlinie wurde die Grundlage für die statistische Ermittlung der
Preisentwicklung in der Europäischen Union geschaffen. Auch wenn nicht geleug-
net werden kann, daß der Preistransparenz in einer marktwirtschaftlichen Ordnung
einige Bedeutung zukommt, bleibt doch die Frage, was diese Information dem
Endnachfrager nützt, solange er auf diese Angebote nicht zurückgreifen kann, da er
auf die Versorgung durch seinen Gebietsmonopolisten und dessen Konditionen an-
gewiesen ist. Der einzige Ansatzpunkt könnte eine verbesserte Ver-
handlungsposition derjenigen Stromkunden sein, dem der Weg der Stromeigener-
zeugung offensteht.
Die Transitrichtlinie
Für die Schaffung eines Elektrizitätsbinnenmarktes ist die Transitrichtlinie durch-
aus von größerem Interesse (Rat 1990b; vgl. für den durchaus sehr viel weiter-
gehenden zugrundeliegenden Vorschlag und dessen Begründung Kommission
1989): Sie hat einen intensivierten Handel über die Netze der — namentlich be-
nannten — Betreiber von nationalen Übertragungsnetzen zum Ziel. Die Betreiber
der Netze werden aufgefordert, bei Anfragen von interessierten Stromerzeugern
oder -nachfragern auf Großhandelsebene in Verhandlungen über den Netzzugang
zu treten; eine Pflicht zur Durchleitung kann zwar der Richtlinie entnommen wer-
den (im Erwägungsteil), kann jedoch durch in der Richtlinie vorgesehene Me-
chanismen nicht durchgesetzt werden und bleibt daher weitgehend wirkungslos.
Verbessert wird wegen der vorgesehenen Meldepflicht allerdings die Informations-
lage der Kommission, die gegebenenfalls die im allgemeinen Gemeinschaftsrecht
vorgesehenen Verfahren einleiten könnte. Betroffen von der Richtlinie sind nur die
grenzüberschreitenden Stromlieferungen — der nationale Binnenhandel wird also
von der Richtlinie ebensowenig erfaßt wie der Betrieb von Verteilungsnetzen. Im
Vorschlag der Kommission (1989) war die Begrenzung auf grenzüberschreitende
Stromübertragungen nicht vorgesehen, der Rat hatte also den ersten zaghaften An-
satz der Kommission, den nationalen Binnenhandel zu reformieren, verworfen.
Auch fallen nur Lieferverträge unter die Bestimmungen der Richtlinie, die eine
Mindestlaufzeit von einem Jahr vorsehen.
Hintergrund der Transitrichtlinie waren nicht zuletzt die Konflikte, die sich aus
dem Bestreben Portugals ergaben, kostengünstigen Strom aus Frankreich zu bezie-47
hen. Anders als im Fall der französischen Exporte nach Italien war das Zustande-
kommen des Lieferabkommens zwischen Portugal und Frankreich von der Ge-
nehmigung eines Dritten abhängig, nämlich dem Betreiber des spanischen Trans-
portnetzes. Dieser Betreiber verlangte für die notwendige Übertragung des Stroms
anfänglich Konditionen, die für die portugiesische und die französische Seite inak-
zeptabel waren.
2
2 Genau in diesen Fällen sollte die Transitrichtlinie wegen ihrer
Verpflichtung zu diskriminierungsfreiem Transport „fremden" Stroms zukünftig
greifen. Vorgesehen war die Einleitung eines rechtlich nicht verbindlichen Schieds-
verfahrens, wenn die Verhandlungen zu keinem Ergebnis führten. Die Kommission
hat 1992 basierend auf der Transitrichtlinie ein Sachverständigengremium für den
Elektrizitätstransit über große Netze eingesetzt (Kommission 1992c). Ihm gehören
Vertreter der Elektrizitätsunternehmen sowie drei unabhängige Sachverständige an.
Nach Art. 8 Abs. 9 des Beschlusses wäre t.a Schlichtungsvorschlag des Sachver-
ständigengremiums rechtlich nicht bindend, was bis zum heutigen Tage kein Pro-
blem darstellt, da das Gremium bisher noch in keinem einzigen Fall als Schlich-
tungsgremium nach Art. 8 fungierte.
Der Rat und die Kommission setzten mit der Transitrichtlinie von 1990 im we-
sentlichen auf einen — in engen Grenzen gehaltenen — Wettbewerb auf der Er-
zeugungsebene bei weiterhin geschlossenen nationalen oder regionalen Versor-
gungsgebieten. Das Zustandekommen von „Wettbewerb" war weiter stark davon
abhängig, daß alle Beteiligten, potentielle Käufer und Verkäufer von Strom sowie
die Betreiber von intermittierenden Übertragungsleitungen ein unternehmerisches
Interesse am Stromhandel hatten. Das Zustandekommen von grenzüberschreiten-
dem Handel war somit weiterhin von den Interessen der großen Elektrizitätsver-
sorger abhängig: Die national bestehenden Exklusivrechte im Bereich des Strom-
handels wurden durch die Richtlinie nicht angetastet.
II. Das Common-Carrier-Modell
Die mit den Transparenz- und Transitrichtlinien eingeleiteten Maßnahmen können
als erste, zaghafte Schritte zur Schaffung eines Strombinnenmarktes charakterisiert
werden. Der intensivierte Standortwettbewerb, dem die europäischen Volkswirt-
schaften ausgesetzt sind, verstärkte jedoch den Reformdruck. Die enormen Strom-
2
2 Der spanisch/portugiesisch/französische Konflikt wurde schließlich durch ein Dreiseiten-
Agreement auf Regierungsebene gelöst (Padgett 1992: 68).48
preisdifferentiale und der geringe grenzüberschreitende Stromhandel sorgten in der
Öffentlichkeit für eine zunehmende Diskussion darüber, ob die einzelnen nationa-
len Ordnungsmodelle noch zeitgemäß sind und ob nicht auf europäischer Ebene ein
Versuch gemacht werden sollte, die Stromwirtschaft zu deregulieren und stärker
dem Wettbewerb zu öffnen. Immerhin wurden durch das allgemeine Binnenmarkt-
programm in anderen Sektoren Wachstumsimpulse induziert, die die Frage auf-
kommen ließ, ob nicht auch in der Stromwirtschaft von Brüssel ausgehende Re-
formen das geeignete Mittel sein könnten, zu einer Auflockerung der Gebietsmo-
nopole, zu einer stärkeren Betonung des Wettbewerbs und allgemein zu einer Er-
höhung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit beizutragen. ;
In dem ersten Stromrichtlinienvorschlag von 1992 wurde auf Brüsseler Ebene
erstmals die Zukunft der national abgeschotteten Gebietsmpnopole ernsthaft in
Frage gestellt. Er ist daher als erster ernstzunehmender Versuch der Kommission
anzusehen, den zum Jahreswechsel 1992/1993 „vollendeten" europäischen Bin-
nenmarkt auch im Stromsektor zu etablieren. In vielerlei Hinsicht stellt er den Ver-
such einer grundsätzlichen Neuorganisation der gesamten europäischen
Strommärkte dar. Er diente als Ausgangspunkt der daran anschließenden weiten
Diskussion in Wirtschaft, Politik und Wissenschaft.
1. Das Modell
Sowohl die Preistransparenz- als auch die Transitrichtlinie gingen von den beste-
henden Markstmkturen in den Mitgliedsländern aus. Die Transitrichtlinie stellt so-
gar eine implizite Anerkennung des Status quo dar, galten die in der Richtlinie ent-
haltenen Bestimmungen doch nur für die namentlich benannten Betreiber von
Übertragungsnetzen. Insofern beinhaltete die Richtlinie in dieser Interpretation
auch eine erstmalige Anerkennung der Monopolsituationen im Bereich der europäi-
schen Stromversorgung.
Es war allerdings offensichtlich, daß der Binnenmarktgedanke bei einer Beibe-
haltung der häufig gebietsmonopolitischen Marktstrukturen kaum Einzug finden
würde. Solange Monopolstellungen weiterhin geschützt wurden, war es kaum zu
erwarten, daß grenzüberschreitender Handel an Bedeutung gewinnen wird. Dage-
gen sprach auch die Tatsache, daß in den meisten Ländern die in der Stromversor-
gung engagierten Unternehmen einer Gewinnregulierung unterliegen. Insbesondere
vertikal integrierte und regulierte Unternehmen dürften in der Regel keinen hinrei-
chenden Anreizen unterliegen, volkswirtschaftliche Effizienzpotentiale durch
grenzüberschreitenden Handel voll auszuschöpfen. Im Gegenteil wird ein solches
Unternehmen, (sei es die französische EdF oder ein deutsches Verbundunterneh-49
men) seine Verfügungsgewalt über die Stromnetze dazu verwenden, Wettbewerb
in der Stromerzeugung zu be- öder verhindern.
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3 Dies gilt offenbar verstärkt dann,
wenn das faktische Monopol in der Stromübertragung auch rechtlich abgesichert
ist, wie dies in einigen Staaten der EU der Fall ist. Dann kann nicht einmal ein
grenznah angesiedelter Stromnachfrager von einem ausländischen Stromversor-
gungsunternehmen über eine sonst mögliche Direktleitung beliefert werden. Auch
wenn kein derartiges exklusives rechtliches Monopol existiert, kann das faktische
Monopol im Bereich der Stromübertragung und -Verteilung zu einer Verhinderung
des Wettbewerbs in der Stromwirtschaft führen: Beispielsweise kann ein integrier-
tes Versorgungsuntemehmen die Einspeisung eines anderen Lieferanten in sein
Netz bei gleichzeitiger Entnahme an einer anderen Stelle (Stromdurchleitung) ver-
hindern bzw. untersagen. Dies gilt kr der Regel unabhängig davon, ob es sich um
ein natürliches oder beispielsweise um ein lurch die Investitionsgenehmigungspo-
litik, also durch politisch bedingte Marktzutrittsbarrieren bedingtes Monopol han-
delt. Solange dritte Stromlieferanten potentielle Kunden nicht über fremde Netze
beliefern können, solange ist auch Wettbewerb in der Stromerzeugung in nennens-
wertem Umfang kaum zu erwarten.
Damit stellte sich das Problem, daß der Erreichung des Binneranarktziels —
Wettbewerb und dadurch Erhöhung der Effizienz — die integrierten Gebietsmöno-
pole faktischer und juristischer Art entgegenstanden. Grenzüberschreitender Han-
del mit Strom in effizientem Ausmaße war unter den gegenwärtigen Bedingungen
nicht zu erwarten. Dieses Problem konnte grundsätzlich durch zwei Strategien an-
gegangen werden:
Die Monopolisierung der Stromerzeugung muß dabei nicht das unmittelbare Ziel sein. Es ist
durchaus vorstellbar, daß das integrierte Unternehmen aus Kostengründen die Stromerzeu-
gung nicht vollständig selber übernehmen möchte. Allerdings dürfte bei einem Fremdbezug
von Strom die Marktmacht in den Ankaufspreisen deutlich zum Ausdruck kommen. Dies
gilt a fortiori für etwaige Durchleitungsgebühren. Derartige Konditionen könnte das Ein-
greifen der Wettbewerbs- oder Regulierungsbehörde provozieren. Ergo hat das integrierte
Unternehmen wegen aktueller oder auch drohender Regulierungs- oder Mißbrauchsaufsicht
nur ein vergleichsweise geringes Interesse am Fremdbezug oder sogar Durchleitungen von
Strom. Ein weiteres Argument für die Verweigerung von Durchleitungen.bzw. den Ankauf
fremden Stroms ergibt sich aus der Überlegung, daß regulierte Unternehmen nur dann in
Erzeugungsanlagen investieren, wenn deren Rentabilität mindestens der alternativer Inve-
stitionen entspricht. Regelmäßig kann vermutet werden, daß die Kapitalrentabilität bei ge-
winnregulierten Unternehmen über der Rendite unregulierter Unternehmen liegt. Wenn das
so ist, dann hat das vertikal integrierte Unternehmen nur schwache Anreize, Durchleitungen
zuzulassen: Diese Durchleitungen werden regelmäßig die eigene abgesetzte Strommenge
verringern. Damit sinkt nicht nur kurzfristig die Auslastung der eigenen Anlagen. Langfri-
stig müßte das integrierte Unternehmen Kapazitäten abbauen. Daran kann es angesichts der
hohen (regulierten) Kapitalrentabilität nur selten ein Interesse haben.50
(l)Der erste Ansatzpunkt bestand in einer Neuregulierung der Stromerzeugung.
Hierbei würden die integrierten Versorgungsunternehmen einer veränderten Regu-
lierung unterworfen, die die Unternehmen dazu zwingt, ihre eigenen Erzeugungs-
aktivitäten derart zu reformieren, daß Wettbewerb in der Stromerzeugung entsteht.
Diese Strategie wäre beispielsweise umsetzbar, indem den Unternehmen auferlegt
wird, neue benötigte Erzeugungskapazitäten offen auszuschreiben. An diesen
Ausschreibungen könnten sich dann auch ausländische Unternehmen beteiligen.
Das Einspeisungsrecht in die Netze wäre dann den Gewinnern der Ausschreibun-




(2) Der andere Weg zur Neuordnung der europäischen Stromwirtschaft bestand in
einer gezielten Neuregulierung der Netzaktivitäten: Netzbesitzer werden dazu ver-
pflichtet, ihre Netze Dritten zu öffnen. Gebietsfremde Stromerzeuger können bei
diesem Ansatz mit Stromnachfragern grundsätzlich Stromlieferverträge schließen.
Dieser Ansatz sieht Wettbewerb auch um Letztverbraucher, also auf der Einzel-
handelsebene vor. Die Besitzer der Stromübertragungsnetze müssen Durchleitun-
gen erlauben, sofern nicht technische oder „sonstige" Aspekte eine Verweigerung
der Durchleitungswünsche begründen und erhalten im Gegenzug eine Vergütung
für die Nutzung ihrer Netze.
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5 Die Frage, was unter den „sonstigen" Gründen für
die Verweigerung einer Durchleitung im konkreten Fall verstanden werden muß,
hat erhebliche Bedeutung hinsichtlich der Wirksamkeit einer derartigen Neuregu-
lierung der Stromwirtschaft. Dieser Frage wird in der folgenden Analyse konkreter
Reformvorschläge besonderes Augenmerk gewidmet.
Die Kommission setzte in ihrem Richtlinienvorschlag von 1992 (Kommission
1992b, vgl. auch Gowans 1994a) auf den zweiten eben genannten Reformweg, der
gezielten Neuregulierung der Netzaktivitäten. Der Richtlinienvorschlag der
.Kommission war im einzelnen gekennzeichnet durch fünf Hauptaspekte (Übersicht
•3):
(1) Der Schaffung eines transparenten, objektiven und diskriminierungsfreien Ge-
nehmigungsystems für die Erzeugung und die Übertragung von Strom. Dies impli-
zierte die Beseitigung nationaler Sonderregelungen bezüglich Bau und Betrieb von
•< Erzeugungsanlagen und Leitungen. Ziel war die Öffnung der nationalen Märkte für
Investitionen in Erzeugung und Transport für neue, für gebietsfremde und für aus-
ländische Unternehmen.
Dieser Ansatz wurde und wird beispielsweise in einigen US-Bundesstaaten verfolgt (vgl.
v Kumkar 1996a: 17-21).
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5 Auch dieser Ansatz wird in einigen US-Bundesstaaten verfolgt und ist ein Teil der Refor-
men beispielsweise in Kalifornien (Kumkar 1996b oder 1996c). Es ist auch konstituierendes
Merkmal der norwegischen Stromwirtschaft (Wangenstein und Holtan 1995).51
(2) Der Einführung eines freien Netzzugangs für in- und ausländische Stromerzeu-
ger, wodurch Übertragungs- und Verteilungsunternehmen zur Öffnung ihrer Netz-
werke zu vorher publizierten „vernünftigen" Konditionen verpflichtet würden
(Tarifierungspflicht). Die Netze würden somit einem Common-Car Her-Status un-
terworfen, der bereits im Arbeitsdokument von 1988 als eine mögliche Option für
die Verbesserung des innergemeinschaftlichen Stromaustauschs genannt wurde
(Kommission 1988: Ziffer 61). Exklusive Import- und Exportrechte waren mit die-
sem Regime unvereinbar und müßten daher beseitigt werden.
(3) Zeitlich auslaufende größenmäßige Begrenzung des vorgesehen Kreises der
Nachfrager (zugelassene Kunden), die Zugang zu dem durch die Aspekte (1) und
(2) geschaffenen wettbewerblichen Markt erhalten hätten.
(4) Vertikale Entflechtung des Managements und der Rechnungsführung in Erzeu-
gung, Übertragung, Verteilung und Stror.^iandel bei vertikal integrierten Unter-
nehmen (Unbundling), um die Transparenz der wirtschaftlichen Vorgänge zu ge-
währleisten; die Eigentumsverhältnisse sollen hierdurch nicht tangiert werden. Die-
se Maßnahme soll insbesondere die Überwachung des Verhaltens der Netzbesitzer
gegenüber den Durchleitung begehrenden Unternehmen erleichtern.
(5) Formelle Benennung eines Übertragungsnetzbetreibers, der für den Betrieb,
die Wartung und den Ausbau der Übertragungsanlagen verantwortlich ist. Der
Netzbetreiber selber darf keinen Handel mit Strom betreiben, um Anreizkonflikte
zwischen Stromerzeugungs- und Stromübertragungsaktivitäten zu vermeiden. Die-




Es war, wie unter (3) angeführt, vorgesehen, den Markt schrittweise zu öffnen.
Vorgesehen war eine Einführung des Elektrizitätsbinnenmarktes in drei Stufen: In
der ersten Stufe sollten die beiden bisher verabschiedeten Richtlinien
(Preistransparenz und Transit) Wirkung zeigen. In der zweiten Stufe sollten bereits
ab dem 1. Januar 1993 der Common-Carrier-Status der Übertragungsanlagen ein-
geführt werden, die Entflechtung des Managements und der Rechnungsführung
vorgenommen werden und die Genehmigungsverfahren für Investitionen in Kraft-
werks- und Netzanlagen liberalisiert werden. Der vorgesehene Kreis der zum
Netzzugang berechtigten Nachfrager (zugelassene Kunden) sollte zunächst be-
grenzt bleiben: Zu den Abnehmern, die direkt mit den europäischen Stromerzeu-
gern hätten verhandeln dürfen, gehörten nach den Vorstellungen der Kommission
zum einen große industrielle Nutzer, deren Nachfrage an einem Standort 100 GWh
übersteigt. Dies sind rund 500 Unternehmen in der EU, im wesentlichen Unter-
nehmen der Aluminium-, Metallurgie-, Chemie-, Baustoff- und Glasindustrie: Zum
anderen sollten auch größere (rund 100) europäischen Verteilungsunternehmen, die
einen nationalen Marktanteil von mindestens 3 vH besitzen, ein Netzzugangsrecht52
erhalten. Über die Verteilungsunternehmen sollten nach dem Willen der Kommis-
sion auch kleine Nachfrager von dem intendierten Wettbewerb profitieren.
In der dritten und letzten Stufe (ab 1. Januar 1996) sollten die definitiver! Krite-
rien für den Kreis der zum Netz zugangsberechtigten Nachfrager festgelegt wer-
den. Die 100 GWh-Schwelle war also explizit nur als Eingangswert vorgesehen,
der zu einem späteren Zeitpunkt nach unten revidiert werden sollte.
Von besonderer Bedeutung waren die Vorschriften zu den Netzzugangsbedin-
gutigen. Das im Kommissionsvorschlag vorgesehene Common-Carrier-Verfahren
war in dieser Hinsicht sehr weitgehend, insbesondere wurde dem Besitzer der
Übertragungsanlagen keinerlei Vorrang bei der Nutzung seiner Netze eingeräumt.
Es hätte somit eine weitgehende Trennung von Eigentum und Nutzung der Netzan-
lagen stattfinden müssen. Der Kommissionsvorschlag konnte daher als Vorschlag
zur Einrichtung eines Common-Carrier-Modells charakterisiert werden.
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Die Vorschriften zur vertikalen Entflechtung integrierter Unternehmen
(Unbundling) verstärkten die Vorschrift, die Netzaktivitäten organisatorisch und
buchhalterisch vollständig von der Stromerzeugung und dem Stromhandel trennen
zu müssen. Generell kann eine derartige Auferlegung von Vorschriften zur vertika-
len Entflechtung zwei Zielen dienen: (i) Zum einen kann es eine partielle Deregu-
lierung beispielsweise in der Stromerzeugung erlauben. Es wird regelmäßig davon
ausgegangen, daß die Stromübertragung Charakteristika eines natürlichen Mono-
pols aufweist. Dann kann die Stromübertragung nur gezielt wirksam wettbewerb-
spolitisch überwacht werden, wenn den Überwachungsgremien detaillierte Infor-
mationen über die Kosten in diesem Unternehmensbereich vorliegen. In diesem
in der Diskussion um die Reform der europäischen Stromwirtschaft ist dieser kontroverse
Aspekt der Kommissionsvorstellungen unter verschiedenen Bezeichnungen genannt wor-
den. Gebräuchlich ist der Begriff „Netzzugang Dritter" (Third Party Access, TPA), wobei
die Dritten z.B. gebietsfremde Erzeuger sein können. In der Version des Kommissionsvor-
schlags von 1992 ist jedoch der Begriff des „Common-Camer-Modells" für das angestrebte
Regime des Netzzugangs anschaulicher und wird daher in diesem Beitrag verwandt. Das
Common-Carrier-Modell ist von dem insbesondere in der deutschen Reformdiskussion
verwandten Begriff des „Durchleitungsmodells" (oder „Modell spezifischer Durchleitungs-
rechte") abzugrenzen. Dieses Modell, auf das weiter unten noch eingegangen wird, zeichnet
sich regelmäßig dadurch aus, daß dem Eigentümer eine prioritäres Netznutzungsrecht zu-
steht. Andere potentielle Nutzer können grundsätzlich nur dann das Recht zur Netznutzung
, (Durchleitung) in Anspruch nehmen, wenn der Eigentümer über freie Durchleitungskapazi-
täten verfügt. Auch zeichnen sich die Vorschläge zur Einführung eines Durchleitungsmo-
dells häufig dadurch aus, daß das spezifische, individuelle Recht auf Durchleitung einzel-
fallbezogen erwirkt werden muß. Ein Common-Carrier-Modell, so wie es in diesem Beitrag
verstanden wird, beinhaltet hingegen transparente und uniforme Rationieaingsmechanismen
für die Nutzung knapper Netzkapazitäten. Diese uniformen Rationierungsmechanismen
sowie die publizierten Netznutzungstarife sind konstituierendes Merkmal des Kommissi-
onsvorschlags von 1992.53
Fall kann die Stromerzeugung unter Umständen dereguliert werden. Bei fehlender
Kenntnis der Überwachungsgremien über die Kostenstruktur integrierter Unter-
nehmen könnten Kosten zwischen den verschiedenen Unternehmensteilen verscho-
ben werden. Dies läßt sich unter Gewinnregulierungsaspekten nur dadurch verhin-
dern, daß das integrierte Unternehmen als Ganzes gewinnreguliert wird. Dies ist
aber gerade das Gegenteil dessen, was bei wettbewerblichen Reformen im Strom-
sektor erreicht werden soll, (ii) Zum anderen scheint eine vertikale Entflechtung
unter wettbewerbspolitischen Gründen dann angezeigt, wenn vertikal integrierte
Unternehmen untereinander oder mit Dritten Handel treiben (und das ist ein erklär-
tes Ziel insbesondere auch der Stromrichtlinie). Wenn wiederum grundsätzlicher
Regulierungsbedarf für die Stromversorgung unterstellt wird, so müssen den
Überwachungsgremien in diesem Fall erst recht detaillierte Informationen über die
Kostenstruktur der beteiligten Unternehrr n vorliegen. Andernfalls lassen sich die
Übertragungskonditionen nicht sinnvoll überwachen.
Die geschilderten Bestimmungen zum Netzzugang und die flankierenden Maß-
nahmen zur vertikalen Entflechtung verdeutlichen die als fast revolutionär zu be-
zeichnende Stoßrichtung der EU-Kömmission, da die Vorschriften einen weitge-
henden Umbau fast aller bestehenden nationalen Unternehmensstrukturen impli-
ziert hätten. Dabei fallen die Ähnlichkeiten des ersten Kommissionsvorschlags mit
den britischen Reformen von 1989/90 (vgl. Kumkar 1994) ins Auge. Im Gegensatz
zu den derzeit beobachtbaren Reformen in verschiedenen Mitgliedsstaaten, die in
der Mehrzahl erst durch Diskussion auf europäischer Ebene angestoßen wurden,
gingen die Reformen im Vereinigten Königreich den Brüsseler Vorschlägen zeitlich
voran. Daß sie auch inhaltlich als Vorbild des ersten Kommissionsvorschlags gel-
ten können, machen die Vorschriften zur konkreten Ausgestaltung der wettbe-
werblichen Reformen deutlich (vgl. ähnlich Cross 1996: 282). In beiden Fällen
kann die Grundausrichtung als Kombination einer Deregulierung in Stromer-
zeugung und -handel mit einer gezielten Neuregulierung der Stromübertragung
bezeichnet werden.
2. Widerstände und Spannungen im politischen Prozeß
Ein Vergleich des Kommissionsvorschlags mit den existierenden Ordnungsmodel-
len in den Staaten der EU offenbart erhebliche Diskrepanzen. Eine Umsetzung des
Common-Carrier-Modells hätte drastische Anpassungsmaßnahmen in den Strom-
wirtschaften der Mitgliedstaaten bedeutet. Nicht überraschend, fand der Vorschlag
der Kommission vielfältigen Widerstand im politischen Raum. Die Diskussionen
um den Richtlinienvorschlag kreisten im folgenden um zwei Argumentationslinien:
Die eine Linie unterstützte generell den Kommissionansatz eines Common-Carrier-
Modells und den damit intendierten Wettbewerb sowohl in der Stromerzeugung als54
auch bei der Versorgung von Endkunden. Die andere Linie verfocht die weitge-
hende Beibehaltung der vertikal integrierten Versorgungsunternehmen und der ge-
schlossenen Versorgungsgebiete und hielt allenfalls den begrenzten Wettbewerb in
der Stromerzeugung ohne direkte Vertragsbeziehungen zwischen konkurrierenden
Strömerzeugern und den Stromendnachfragern für machbar und sinnvoll. '•
Zu den Befürwortern des von der Kommission gewählten Common-Carrier-Mo-
dells gehörten nur wenige Regierungen (genauer: die des Vereinigten Königreichs)
und die Organisationen der großen Stromverbraucher.
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7 Diese sahen in der durch
das Common-Carrier-Modell geschaffenen Möglichkeit von direkten Vertragsver-
handlungen zwischen den Nachfragern und Stromerzeugern den notwendigen
„Hebel", um den Wettbewerb in der Stromversorgung anzukurbeln. Die in dem
Richtlinienvorschlag vorgesehene Einführung eines regulierten Netzzugangs wurde
und wird angesichts der Marktmacht der vorherrschenden integrierten Netzbetrei-
bergesellschaften für sinnvoll und notwendig erachtet: Der vorgesehene Common-
Carrier-Status stellt auch aus dieser Sicht sicher, daß der Netzbetreiber nicht unter
Verweis auf eigene Netznutzung die Durchleitung „fremden" Stroms verweigern
kann. Diese eigene Netznutzung — und vor allem der Ausbau der Netzanlagen —
könnte andernfalls strategisch derart manipuliert werden, daß Durchleitungen und
damit wirksamer Wettbewerb in der Stromversorgung verhindert werden. Generell
befürworten Vertreter dieses Standpunkts eine Anwendung des allgemeinen euro-
päischen Wettbewerbsrechts auch in der Stromwirtschaft.
Die andere Seite der Diskussion wurde von denjenigen vertreten, die möglichem
Wettbewerb in der Stromversorgung prinzipiell kritisch gegenüber stehen. Zu den
Vertretern dieser Argumentationslinie gehörten die Mehrheit der nationalen Regie-
rungen und fast alle Verbände der Versorgungsunternehmen.
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8 Aus dieser Sicht
sollte es den Mitgliedsländern überlassen bleiben, im Rahmen der Daseinsvorsorge
öffentliche Dienstleistungspflichten zu definieren und den Unternehmen aufzuerle-
gen. Dies würde — in glatter Umkehrung der Stoßrichtung der Kommission — die
Definition eines wettbewerblichen Ausnahmebereichs für die Stromversorgung auf
europäischer Ebene implizieren. Gestützt auf die technischen Besonderheiten der
Stromversorgung, gepaart mit dem Charakter des Stroms als Gut von besonderer
2
7 Vgl. etwa zur Sicht des deutschen Verbands der Industriellen Strom- und Kraftwirtschaft
(VIK1993; 1995)
2
8 Zur französischer Position vgl. Taccoen (1990: 80) und Cross (1996: 43). Zu ähnlichen Ar-
gumenten aus Sicht der deutschen RWE als Vertreter der Verbundunternehmen vgl. Bier-
hoff (1990: 759). Aus Sicht der deutschen Regionalunternehmen waren die Reformen auf
.. >; europäischer Ebene bereits deswegen abzulehnen, da „das strategische Ziel (der wettbe-
werblichen Reformen)... die Schwächung der Regional- und Verbundstufe" bleibt, und kei-
ne Effizienzverbesserungen gegenüber der gegenwärtigen Marktstruktur erreicht werden
würden (vgl. Recknagel 1990: 220). Die Position des VDEW findet sich in VDEW (1994).55
öffentlicher Bedeutung brachten die Vertreter dieser Seite vor, daß Wettbewerb in
der von der Kommission gewählten Form Gefahren sowohl für die Kostengünstig-
keit als auch für die Versorgungssicherheit der Strombereitstellung birgt. Insbeson-
dere die beabsichtigte Ermöglichung von direkten Vertragsbeziehungen zwischen




Auf der Ebene der europäischen Instanzen waren die Reaktionen ebenfalls eher
ablehnend. Nicht zu Unrecht wurde von den Vertretern der nationalen Regierungen
befürchtet, daß die von der Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen in der Kon-
sequenz die Aufhebung der geschlossenen Versorgungsgebiete in der europäischen
Stromversorgung bedeuten würden. Der Rat verabschiedete bereits Ende 1992 eine
Resolution, durch die die Kommission zu Änderungen am Richtlinienvorschlag
aufgefordert wurde. Die gewünschten Ä derungen sollten zu einer stärkeren Be-
rücksichtigung der nationalen energie- und industriepolitischen Leitlinien führen
(vgl. Europe 1992). Besonderer Widerstand entzündete sich auch im Rat an der
vorgesehenen der Einrichtung eines Common-Garrier-Modells, also der Einführung
von Netzzugangsrechten für Dritte.
Auch der Wirtschafts- und Sozialausschuß, dem der Richtlinienentwurf vom Rat
zugeleitet wurde, nahm eine stark ablehnende Haltung ein. Unter Berufung auf die
besonderen Merkmale des Elektrizitätssektors hält er die Versorgungssicherheit
In der Stellungnahme der Verbands kontinentaleuropäischen Versorgungsunternehmen
(Eurelectric 1991) wurde beispielsweise unter Verweis auf die Besonderheiten des Strom-
sektors (Kapitel C oben) darauf hingewiesen, daß
- die Versorgungssicherheit bei der Einführung von Durchleitungsrechten generell ge-
fährdet wäre, da keine zentrale Netzkontrollsysteme mehr existieren würden und die Beibe-
haltung von Notfall Systemen kaum mit der Durchführung von bilateralen Lieferverträge zu
vereinbaren wäre;
Wettbewerb in der Stromversorgung generell nicht mit dem notwendigen Investitions-
bedarf in der_kapitalintensiven Stromwirtschaft zu vereinbaren wäre;
Wettbewerb mit Marktpreisschwankungen einhergehen würden;
Wettbewerb in der Stromwirtschaft nicht mit nationale Maßnahmen zur Sicherung der
Versorgung mit Primärenergien zu vereinbaren wäre;
Strompreiserhöhungen für kleinere Kunden zu erwarten wären, da größere Kunden
quersubventionierte Stromlieferungen aushandeln könnten und schließlich
generell mit einer zunehmenden Reglementierung zu rechnen wäre.
Daraus folgte aus Sicht der Gegner des Kommissionsvorschlages zwingend, daß die vorge-
sehene Einführung eines Common-Carrier-ModeHs für die Stromübertragung ein falscher
Weg wäre. Die hierbei durch bilaterale Lieferverträge begründeten Durchleitungen durch
fremde Netze würden im Gegenteil die Effizienz in der Stromwirtschaft nachhaltig schädi-
gen. Die Kommission wurde von den europäischen Strornversorgern aufgefordert, „andere
Möglichkeiten zu untersuchen, die es im Gegensatz zur Öffnung der Stromnetze für Dritte
für nützlich und der ElektrizitätsWirtschaft angemessen hält." (Eurelectric 1991: 627).56
und die Erfüllung der vom Wirtschafts- und Sozialausschuß konstatierten öffent-
lichen Pflichten der Elektrizitätsversorgungsunternehmen mit wettbewerblichen
Prinzipien für unvereinbar. Er lehnte daher die vorgeschlagenen Schritte zur Libe-
ralisierung und insbesondere den Netzzugang Dritter kategorisch und mit großer
Mehrheit ab (WSA1993). . :
Im EU-Parlament stieß die Einführung des freien Netzzugangs für Endnachfrager
ebenfalls auf größten Widerstand. In der Stellungnahme wurde eine substantielle
Änderung des Entwurfs verlangt; (EP 1993; vgl. auch McGowan 1993: 58 f.) Im
einzelnen stellte das Parlament eine Priorität der Harmonisierung nationaler Ener-
giepolitiken als Vorbedingung für eine Liberalisierung auf EU-Ebene fest. Dies
sollte nach Willen des Parlaments insbesondere für den Umweltschutz und die
Steuersysteme gelten. Daneben wurde die. Einführung umfangreicher neuer Institu-
tionen zur Regulierung des europäischen Strommarktes gefordert. Bezüglich der
Hauptaspekte des Kommissionsvorschlages wurden wesentliche Korrekturen ge-
fordert:
(1) In die Richtlinie sollte die — oben angesprochene — Möglichkeit der Einfüh-
rung von öffentlichen Ausschreibungswettbewerb für neue Anlagen als Alternative
zum transparenten und nichtdiskriminierenden Genehmigungsverfahren eingefügt
werden.
3
0 Die Mitgliedstaaten sollten bei der Umsetzung der Richtlinie das Wahl-
recht erhalten, eines dieser beiden Verfahren zur „Liberalisierung" der Elektrizi-
tätserzeugung und -Übertragung zu implementieren.
(2) Ferner wurde verlangt, daß das Recht des Netzzugangs Dritter in das Ermessen
der nationalen Entscheidungsträger gestellt wird, also gebietsmonopolistische Ver-
sorgungsunternehmen unter nationaler Billigung weiter bestehen können. Die oben
erwähnten „sonstigen" Gründe für die Verweigerung des Netzzugangs hatten dem-
zufolge sehr weit gefaßt werden müssen.
(3) Damit zusammenhängend, sollen Endverbraucher nur dann die Möglichkeit der
direkten Lieferungen von Stromerzeugern erhalten, wenn der jeweilige Mitglied-
staat das unter (1) genannte Genehmigungsverfahren wählt. Im Falle, daß der je-
weilige Mitgliedstaat den Weg des Ausschreibungswettbewerbs für neue Erzeu-
gungs- und Übertragungsanlagen wählt, sollen Endkunden keinen direkten Zugang
zu den Stromerzeugern erhalten, Netzzugangsrechte mit dem Zweck der Ermögli-
chung bilateraler Lieferbeziehungen also grundsätzlich nicht gewährt werden.
(4) Die vertikale Entflechtung soll sich nur auf buchhalterische, nicht auf organisa-
torische Aspekte beziehen.
™ Als Argument für die Überlegenheit eines Auschreibungswettbewerbs in der Stromerzeu-
gung gegenüber einem Genehmigungsverfahren wurde von den Befürwortern beispielsweise
vorgebracht, daß ein Ausschreibungswettbewerb einfacher durch Regulierungsinstanzen zu
überwachen wäre; vgl. Bouttes und Leban (1995:142).57
Damit waren die Parlamentsvorschläge Ausdruck einer weitgehenden Ablehnung
des Kommissionsansatzes zur Reform der Stromwirtschaft. Die vom Parlament
vorgeschlagenen Änderungen hätten bei vollständiger Berücksichtigung in ihrer
Gesamtwirkung eine komplette Änderung oder sogar Umkehrung der Stoßrichtung
der Richtlinie impliziert.
Insgesamt kann zusammengefaßt werden, daß der Entwurf der Kommission auf
vielfältige Einwände stieß. Die Kritiken waren dabei widersprüchlich und nur darin
eins, daß der Kommissionsvorschlag keinesfalls geltendes EU-Recht werden dürf-
te. Die Spanne reichte von glatter Ablehnung jedweder Einführung selbst be-
grenzter Rechte des Netzzugangs für gebietsfremde Stromerzeuger bis hin zu Mo-
difikationswünschen, die an der von der Kommission intendierten organisatori-
schen Ausgestaltung des Netzzugangs ansetzten.
3. Abschwächung des Common-Carrier-Modells: Ein Modell spezifischer
Durchleitungsrechte
Angesichts des massiven Widerstands gegen die Kommissionsvorstellungen seitens
der meisten nationalen Regierungen und der etablierten Versorgungsunternehmen
war die EU-Kommission gezwungen, ihre Konzeption zu überdenken. Im Dezem-
ber 1993 wurde daher der Korhmissionsvorschlag in modifizierter Form neu vorge-
legt (Kommission 1993a). Die wesentlichen Neuerungen gegenüber dem vorher
propagierten Common-Carrier-Modell waren folgende (Übersicht 3):58
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Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Kommission (1992b; 1993a), Mandil et al. (1994), Rat (1997).61
(1) Die Mitgliedstaaten sollten nunmehr— wie vom Parlament (und dem Verband
der europäischen Versorgungsunternehmen (Eurelectric 1991)) gewünscht — ein
Wahlrecht zwischen dem transparenten und diskriminierungsfreien Genehmigungs-
verfahren und einem Ausschreibungsverfahren für neue Stromerzeugungs- und
Übertragungskapazitäten erhalten. Eine solche Option sollte es Mitgliedstaaten er-
lauben, weiterhin eine zentrale Investitionsplanung zu betreiben, wenn sie dies
wünschten. Diese zentrale Planung auf nationaler Ebene sollte jedoch nicht in das
Ermessen des Netzinhabers gestellt werden, sondern wäre politisch zu begleiten
(Art. 5). Für unabhängige Erzeuger, insbesondere Eigenerzeuger, sollte jedoch
weiterhin ein transparentes Genehmigungsverfahren gewährleistet werden. Hier
wich der Kommissionvorschlag vom Parlamentsvorschlag ab und blieb seiner ur-
sprünglichen Konzeption weitgehend treu. Nationale Marktzutrittsbarrieren im
Segment der Stromerzeugung hätten auch nach den Bestimmungen des modifizier-
ten Richtlinienentwurfs gesenkt werden müssen.
(2) Das Konzept des einzurichtenden Netzzugangsregimes wurde von einem
Common-Carrier-Modell (freier Netzzugang) zu einem Modell spezifischer
Durchleitungsrechte (verhandelter Netzzugang, Durchleitungsmodell) geändert.
Gemäß diesem neu vorgeschlagenen Modell läge es prinzipiell im Ermessen des
Netzbetreibers, über die Nutzung seiner Netzkapazitäten zu entscheiden. Wesentli-
ches Charakteristikum dieses Netzzugangsregimes wäre eine prioritäre Nutzung
durch den Eigentümer, ferner der Umstand, daß der Netzeigentümer nicht ver-
pflichtet wäre, Netznutzungstarife zu veröffentlichen. Die Netznutzungspreise wer-
den in diesem Modell verhandelt und stehen daher nicht ex ante fest, wie es im
Kommissionsvorschlag von 1992 vorgesehen war. Im Zweifelsfall sollte ein Streit-
schlichtungsverfahren durchgeführt werden. Der Netzzugang sollte — im Gegen-
satz zu Parlamentsvorstellungen — auch nach dem neuen Vorschlag für große
Verteileruntemehmen geöffnet werden, so daß aus Sicht der Kömmission mittelbar
auch kleine und mittlere Verbraucher von Kostensenkungen profitieren können.
Bemerkenswert war die Bestimmung in Art. 21, wonach ein Netzbetreiber den
Netzzugang verweigern kann, wenn die Gewährung des Zugangs ihn daran hindern
könnte, die ihm übertragenen öffentlichen Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse zu erfüllen. Es ist aber festzuhalten, da sich gegenüber dem
traditionellen Modell integrierter Gebietsmonopole durch die Möglichkeit der Di-
rektverträge zwischen Erzeugern und Nachfragern auch in diesem Modell eine er-
hebliche Erweiterung der Kontrahierungsmöglichkeiten ergeben würden. Das
Ausmaß der Erweiterung von Kontrahierungsmöglichkeiten gegenüber dem Status
quo (integrierte Gebietsmonopole) ist einem Vergleich der Übersichten 4 und 5 zu62



















(3) Bei der Definition der zugelassenen Kunden wurde gegenüber dem ersten Vor-
schlag von 1992 sogar eine Erweiterung des Kreises der Netzzugangsberechtigten
vorgeschlagen: Die Verteilerunternehmen werden nunmehr generell ohne Größen-
beschränkungen als zugelassene Kunden definiert (Art. 21,l,i); bei den industriel-
len Großnachfragern hat sich die Grenze von 100 GWh nicht geändert.
(4) Die ursprünglich vorgesehene vertikale Entflechtung (Unbundling) des Mana-
gements entfällt. Weiterhin vorgesehen ist jedoch die Trennung im Bereich der
Rechnungslegung, um eine effektive Überwachung des Verhaltens der integrierten
Unternehmen zu erleichtern.
31 In Übersichten 4 bis 7 ist der allgemeine Fall dargestellt, bei dem eigenständige Vertei-
lungsunternehmen unterhalb der Verbundunternehmen angesiedelt sind (wie beispielsweise
in vielen Regionen Deutschlands). Wie oben deutlich wurde (Kapitel B.II), ist in einigen
Staaten der EU diese unternehmerisch eigenständige Verteilungsebene nicht vorhanden. In
diesem Fall ist die graphische Darstellung durch den Wegfall der „Verteilerunternehmen"
(und deren Strombezug aus eigenen und fremden Kraftwerken) zu modifizieren.63
Übersicht 5 — Modell spezifischer Durchleitungsrechte














Inländische Endkunden Zugelassene Kunden
Die Änderungen des Vorschlages sind in Details Ausdruck der Berücksichtigung
insbesondere französischer Vorstellungen hinsichtlich der öffentlichen Dienstlei-
stungspflichten (service public), die den Elektrizitätsunternehmen auferlegt werden
können (Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse lt. Art. 90
EGV), auf die bereits im Rahmen der Diskussion der Besonderheitenlehre einge-
gangen wurde (Abschnitt C.III). Dieses Konzept beinhaltet die für notwendig er-
achtete Möglichkeit, nationale gewünschte Prioritäten hinsichtlich Primärenergie-
trägereinsatz, Qualität der Versorgung und Preisen auf nationaler Ebene stärker
politisch durchzusetzen. Sowohl bei dem Genehmigungsverfahren als auch beim
Ausschreibungsverfahren des modifizierten Richtlinienvorschlags können Kriterien
vorgegeben werden, die sowohl die Art der Primärenergien als auch die Umwand-
lungstechnologien betreffen. Der modifizierte Richtlinienentwurf gibt somit den
einzelnen Mitgliedstaaten größere Möglichkeiten beispielsweise zur Unterstützung
heimischer Primärenergien, als es der Entwurf von 1992 vorsah.
Der derart abgeänderte Kommissionsvorschlag war ein Kompromiß und wesent-
lich weniger weitgehend als der ursprüngliche Vorschlag (Faross 1994: 204).
Nichtsdestotrotz traf auch der modifizierte Vorschlag nicht auf ungeteilte Zustim-64
mung. Beispielsweise beurteilte der Wirtschafts- und Sozialausschuß den geänder-
ten Richtlinienentwurf zwar gegenüber dem ersten Entwurf als durchaus verbes-
sert, sah aber weiterhin Änderungsbedarf. Insbesondere legt er Wert darauf, daß
der Auferlegung öffentlicher Dienstleistüngspflichten durch die Richtlinie keine
wirksamen Schranken auferlegt werden. (WSA 1994: 11.2) Die Umsetzung einer
Stromrichtlinie soll mit einer gleichzeitigen Harmonisierung im Bereich der natio-
nalen Besteuerung, der Umweltpolitik oder im Bereich der öffentlichen Dienstlei-
stungspflichten einhergehen (WSA 1994: 10.1).
Zusammenfassend läßt sich der modifizierte Entwurf der Kommission als abge-
schwächte („une approche plus realiste", Oreja 1994) Variante des ursprünglichen
Vorschlags charakterisieren. Die für den Netzbereich vorgesehene Implementie-
rung eines Modells spezifischer Durchleitungsrechte läßt gegenüber einem Com-
mon-Carrier-Modell eine geringere Wettbewerbsintensität in der Stromerzeugung
erwarten. Ein Grund für diese Einschätzung liegt zum einen in den größeren Spiel-
räumen von netzbesitzenden Versorgungsunternehmen, Durchleitungen durch
strategische Eigennutzungsplanungen zu ver- oder behindern. Zweiter Grund für
die Einschätzung einer geringeren Wettbewerbsintensität sind die höheren Infor-
mations- und Transaktionskosten derjenigen Netzbenutzer, die Strom durch fremde
Netze leiten möchten. Im Common-Carrier-Modell der Kommission waren publi-
zierte Netznutzüngsgebühren vorgesehen. Diese Tarifierungspflicht hätte es für
potentielle Netznutzer unter Umständen sehr viel einfacher gemacht, Stromliefe-
rungsverträge ex ante auf ihre Wirtschaftlichkeit zu prüfen.
Generell gilt jedoch, daß die Kommission ihrer Konzeption — wettbewerbliche
Reformen durch Öffnung der bestehenden Übertragungsnetze für Dritte in Kombi-
nation mit liberalisierten Investitionsgenehmigungsverfahren in der Stromerzeugung
— treu geblieben war. Das Modell der spezifischen Durchleitungsrechte kann zwar
als gegenüber dem Common-Carrier-Modell schwächere Variante zur Einführung
wettbewerblicher Elemente charakterisiert werden. Gleichwohl sah auch der Vor-
schlag von 1993 eine erleichterte Form des Marktzutritts für neue und unabhängige
Stromanbieter vor und stellte aus wettbewerbspolitischer Sicht gegenüber dem
Status quo eine erhebliche Verbesserung dar.
III. Das Aüeinabnehmermodell
Hin Spezifikum des Modells spezifischer Durchleitungsrechte im Kommissions-
vorschlag von 1993 war die Möglichkeit der Beibehaltung nationaler und zentraler
Planungsprozesse im Bereich der Stromversorgung. Das Modell sah jedoch vor,65
daß parallel neben diesem Ausschreibungswettbewerb ein Genehmigungsverfahren
für unabhängige Stromerzeuger eingerichtet werden muß. Insofern bestünde auch
bei der Etablierung des Ausschreibungsverfahrens für unabhängige Unternehmen
eine „exit-Option". Es würde ihnen freistehen, neben dem zentralen System unab-
hängige Anlagen für die Belieferung eigener Kunden zu bauen. Ein von französi-
scher Seite vorgelegtes Modell, das sogenannte Alleinabnehmermodell, zeichnete
sich durch die Tatsache aus, daß diese Handelsmöglichkeiten neben dem zentralen
System ausgeschlossen wurden. Konstituierendes Prinzip dieses Modells war der
Umstand, daß unabhängige oder gebietsfremde Stromanbieter alleine an einen ein-
zigen Aufkäufer liefern dürfen. Dieser Alleinabnehmer ist dann zuständig für die
Belieferung von Endkunden und im Prinzip auch diejenige Instanz, dieifür den Au-
ßenhandel verantwortlich ist. Dieses Modell wird im folgenden aufgrund der bis
heute reichenden Bedeutung in seiner Grundstruktur dargestellt. Im Anschluß an
diese Darstellung steht eine Diskussion, inwieweit die Implementierung dieses
Modell in einem Mitgliedsland grundsätzlich mit der Implementierung des Modells
spezifischer Durchleitungsrechte in einem anderen Mitgliedsland vereinbar ist.
1. Das Modell
Die in der politischen und wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion um Reformen
der Stromwirtschaft regelmäßig am kontroversesten diskutierte Frage ist die nach
der Ausgestaltung des Netzzugangsregimes für gebietsfremde Stromerzeuger. Die-
se Aussage gilt für bereits durchgeführte nationale Reformen beispielsweise im
Vereinigten Königreich (Kumkar 1994), in Norwegen (Wangenstein und Holtan
1995; Wiedswang 1993; Moen 1995) oder den Vereinigten Staaten (Kumkar
1996c; 1996d). Sie gilt auch für die laufenden Reformbestrebungen in Deutsch-
land, auf die weiter unten ausführlich eingegangen wird. Und sie gilt auch für die
Diskussionen um die Stromrichtlinie.
In beiden bisher diskutierten Stadien des Kommissionsvorschlags war die Mög-
lichkeit der direkten Vertragsbeziehungen zwischen verschiedenen Stromerzeugern
und Stromnachfragern wesentlicher Bestandteil. Die Möglichkeit von Durchleitun-
gen durch fremde Netze war das Instrument, das zu Wettbewerb zwischen ver-
schiedenen Stromerzeugern und zu einer Erhöhung der Effizienz führen sollte. Die-
sem Reformmodell wurde insbesondere von französischer Seite ein anderes Mo-
dell, das des Alleinabnehmers gegenübergestellt.
3
2 Dieses Reformmodell wählt als
Ansatzpunkt für die Reformen keinen Wettbewerb um Endkunden zwischen meh-
reren Anbietern, sondern setzt alleine auf „veranstalteten" Wettbewerb in der
Die Konzeption des Alleinabnehmermodells findet sich in Mandil et al. (1994); vgl. auch
Mathis (1995) und Bouttes und Leban (1995).66
Stromerzeugung. Von veranstalteten! Wettbewerb kann gesprochen werden, da die
Aktivitäten Übertragung, Verteilung und Verkauf an Endkunden weiterhin von
vertikal integrierten Unternehmen durchgeführt werden sollen (Übersicht 3). Es
stellt eine spezielle Form des bereits skizzierten Ansatzes der Neuregulierung der
Stromerzeugung und damit grundsätzlich eine andere Strategie als die von der
Kommission gewählte dar.
Der Wettbewerb in der Erzeugung wird durch eine Erweiterung des aus der obi-
gen Diskussion bekannten Ausschreibungsverfahren für neue Erzeugungska-
pazitäten in Verbindung mit einer Ankaufspflicht des Alleinabnehmers angestrebt.
Der Alleinabnehmer wird verpflichtet, jeden in derartigen Kraftwerken erzeugten
Strom zu regulierten Preisen anzukaufen. Die Inlandsnachfrage wird grundsätzlich
vom Alleinabnehmer beliefert. Im Alleinabnehmermodell sind Direktverträge zwi-
schen unabhängigen inländischen Erzeugern und inländischen Nachfragern explizit
untersagt. Als Ausnahmen von diesem Prinzip sind nur Durchleitungen zum Zwek-
ke grenzüberschreitender Stromlieferungen vorgesehen. Dabei sind die Modalitäten
davon abhängig, ob es sich um Export- oder Importlieferungen handelt: j
- Unabhängige inländische Stromerzeuger können über die Netze des Alleinab-
nehmers versuchen, Strom an ausländische Abnehmer zu exportieren. Die Mög-
lichkeiten des Alleinabnehmers, derartige Durchleitungen zu untersagen, sind
vielfältig: Derartige Durchleitungen können nicht alleine aufgrund von techni-
schen Restriktionen verhindert werden, sondern auch unter Hinweis auf die mög-
liche Verletzung öffentlicher Dienstleistungsverpflichtungen. Steigen beispiels-
weise durch die Durchleitung unabhängigen Stroms in das Ausland die durch-
schnittlichen Erzeugungskosten im Inland für die Belieferung der inländischen
Kunden, so kann dies die Untersagung der Durchleitung begründen. Dieser Fall
ist nicht unrealistisch: Jede individuelle Durchleitung kann eine Anpassung der
inländischen Lastverteilung erfordern. War die vom Alleinabnehmer geplante
Lastverteilung ohne die Durchleitung effizient, so führt die Anpassung fast de-
finitorisch zu einer Erhöhung der Kosten, mit der Folge, daß die Durchleitung
unter Umständen untersagt werden kann, selbst wenn sie gesamtwirtschaftlich
effizient wäre. Entscheidendes Kriterium ist hier alleine die Kostenentwicklung
bei der Belieferung der eigenen Kunden des Alleinabnehmers. Im Prinzip liegt
hier speziell für Exportlieferungen eine — sehr restriktive — Variante des Mo-
dells spezifischer Durchleitungsrechte vor.
- Stromimporte von inländischen Nachfragern sind grundsätzlich nicht möglich.
Die einzige Form, in der solche Nachfrager Strom „importieren" können, ist die
eines Dreiecksgeschäfts (Übersicht 6). Der Nachfrager schließt einen Lieferver-
trag mit einem ausländischen Lieferanten ab. In diesen Kaufvertrag kann dann















Inländische Endkunden Zugelassene Kunden
füllung seiner öffentlichen Dienstleistungspflichten nicht behindert. Nur wenn der
Alleinabnehmer in den Kaufvertrag eintritt, zahlt er an den ausländischen Strom-
lieferanten einen Stromeinspeisungspreis und beliefert weiterhin den Endkunden
zu unveränderten Konditionen. Letztendlich bezahlt der Endkunde als Strompreis
den mit dem ausländischen Lieferanten vereinbarten Preis zuzüglich eines Über-
tragungsentgeltes für die „Durchleitung" durch das Netz des Alleinabnehmers.
Zu beachten ist in diesem Fall des Importes, daß das „Eintreten" des Alleinab-
nehmers in den Liefervertrag Bedingung des Zustandekommens der Lieferung ist.
Der Alleinabnehmer würde durch das Eintreten gerade nicht die Einspeisung des
ausländischen Lieferanten in sein Netz verhindern.
Je nach Ausgestaltung der Bedingungen, unter denen diese Dreiecksgeschäfte
vereinbart werden können, könnte dieses Modell im Prinzip zu den gleichen wett-
bewerblichen Ergebnissen führen wie das Modell der spezifischen Durchleitungs-
rechte. Ein Beispiel mag dies verdeutlichen: Bezeichnet Pa den bisherigen (und un-
veränderten) Abgabepreis des Alleinabnehmers, P; den mit dem ausländischen Lie-
feranten vertraglich vereinbarten Importpreis und Pü das Übertragungsentgelt, er-
gibt sich der Handelsgewinn n des Endkunden als n = Pa - Pi - Pü. Der inländische68
Kunde zahlt an den Alleinabnehmer den unveränderten Preis Pa und erhält vom
ausländischen Lieferanten die Zahlung von Pa - P; - PÜ- Der Gesamtpreis des End-
kunden beträgt Pa - (Pa - Pi - PÜ) = P; + PÜ, wenn vertraglich die Übernahme der
Übertragungsgebühren durch den Kunden vereinbart wurde. Der ausländische Lie-
ferant erhält vom Alleinabnehmer eine Zahlung in Höhe von Pa - Pü, er erhält somit
als Gesamtpreis Pa - Pü - (Pa - Pi - PÜ) = Pi- Bemerkenswert an dieser Konstruktion
der Dreiecksgeschäfte ist die Tatsache, daß dem Alleinabnehmer keinerlei Infor-
mationen über den Preis eines Konkurrenzangebotes übermittelt werden, obwohl er
pro forma den Strom selber importiert und dann an den Endkunden liefert. Die
Konstruktion der Dreiecksgeschäfte führt im wesentlichen nur dazu, daß der Al-
leinabnehmer als „Zwischenhändler" fungiert, dessen Handelsspanne sich aus den
vorher publizierten Übertragungstarifen ergibt.
Es ist jedoch zum einen zu beachten, daß derartige (Import-)Dreiecksgeschäfte
im hier diskutierten — von französischer Seite vorgelegten — Alleinabnehmer-
modell einzelfallbezogen vom für Energie zuständigen Ministerium zu genehmigen
sind. Zum anderen kann der Alleinabnehmer, wie bereits erwähnt wurde, die Ein-
speisungen unter Hinweis auf die Erfüllung seiner öffentlichen Dienstleistungs-
pflichten verhindern und die Dreiecksgeschäfte damit wirksam unterbinden. Die
exklusiv und begrenzt für Importgeschäfte vorgesehenen Dreiecksgeschäfte können
als eine Konzession an das "grundsätzliche Freihandelsgebot in einem europäischen
Binnenmarkt charakterisiert werden, und sind wohl am besten als Instrument aufzu-
fassen, das Konfliktpotential mit der EU-Kommission zu begrenzen
(aufschlußreich: Mandil et al. 1994: 217). Diese Ausnahmebestimmungen für
Stromimporte und -exporte stellen Fremdkörper innerhalb des ansonsten als recht
konsistent und geschlossen zu charakterisierenden Alleinabnehmermodells dar. Sie
durchbrechen das beim Alleinabnehmermodell grundsätzlich beibehaltene Prinzip
der geschlossenen Versorgungsgebiete. Zu beachten ist auch, daß die Drei-
ecksgeschäfte ohnehin nur mit ausländischen Anbietern geschlossen werden dürf-
ten. Inländische unabhängige (oder gegebenenfalls inländische andere Ver-
bundunternehmen) dürften keine Verträge mit inländischen zugelassenen Kunden
schließen.
Das Modell des Alleinabnehmers wurde ursprünglich im Rahmen einer Arbeits-
gruppe innerhalb des französischen Industrieministeriums entwickelt und würde in
der Konsequenz nur wenige Änderungen im Fall vertikal und horizontal integrierter
Versörgungsunternehmen verlangen; das französische, von der EdF dominierte,
System könnte in seiner gegenwärtigen Form weitgehend beibehalten werden.
Notwendig wäre im wesentlichen nur die Einrichtung einer nationalen Instanz für
die Ausschreibung von neuen Anlagen im Bereich der Stromerzeugung. Nur diese
sollte begrenzter Konkurrenz unterworfen werden. Es sei angemerkt, daß selbst69
dieses Wettbewerbspotential in Frankreich angesichts der bestehenden Überka-
pazitäten kurz- und mittelfristig von geringer Relevanz ist.
Das Ziel des Alleinabnehmermodells war (und ist) aus Sicht seiner Verfechter
die Sicherung der Erfüllung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse (service public). Die Stromversorgung stellt in dieser Sicht eine öffentli-
che Aufgäbe im Rahmen der Daseinsvorsorge dar, und kann aus diesem Grund
keinem Wettbewerb in normaler Definition ausgesetzt werden. Konstituierendes
Merkmal war demzufolge die Auferlegung öffentlicher Dienstleistungspflichten für
den Alleinabnehmer, vorzugsweise ein vertikal integriertes Staatsmonopol, und die
Beibehaltung eines langfristigen Planungssystems; gleichzeitig sollten begrenzte
wettbewerbliche Elemente auf der Erzeugerebene eingeführt werden.
Das Alleinabnehmermodell kann als eine Variante des Ausschreibungsmodells
charakterisiert werden. Während im letzteren Modell (in der Version der Kommis-
sion) jedoch die Möglichkeit direkter Lieferungen von Anbietern an Verbraucher
existierte, war diese Möglichkeit im französischen Vorschlag für ein Alleinabneh-
mermodell ausgeschlossen. Verbraucher von Strom wären von der Teilnahme an
dem vom Alleinabnehmer veranstalteten Wettbewerb auf der Größhandelsebene
grundsätzlich ausgeschlossen. Sie wären weiterhin auf die (regulierte) Belieferung
durch ihren Gebietsmonopolisten angewiesen. Grundsätzlich gilt, daß im Alleinab-
nehmermodell die Elektrizitätsversorgung weiterhin eher politischen Einflußrnög-
lichkeiten ausgesetzt werden kann, die mit dem generellen Prinzip des Binnenmark-
tes — unverfälschtem Wettbewerb — schwer zu vereinbaren sind. Der Effizienz-
druck, der von individuellen Lieferverträgen auf das Verhalten des Alleinabneh-
mers ausgeübt werden könnte, ist in einem derartigen Ansatz durch den weitgehen-
den Ausschluß derartiger Verträge kaum mehr von Bedeutung. Um so mehr steigt
gegenüber einem Modell spezifischer Durchleitungsrechte die Bedeutung der Re-
gulierungsinstanzen und der politischen Überwachung des Alleinabnehmers. Von
einer Deregulierung kann kaum die Rede sein. Im Gegenteil könnte bei einer Im-
plementierung eher eine Zunahme der Regulierungsintensität erwartet werden, da
das Verhalten des Alleinabnehmers — soll tatsächlich Wettbewerb in der Stromer-
zeugung angestrebt werden — intensiv überwacht werden muß. Ansonsten bestün-
den gegenüber dem Modell spezifischer Durchleitungsrechte ein noch größerer
strategischer Spielraum des Alleinabnehmers, die eigene Stromerzeugung zu be-
vorzugen. Die Berücksichtigung der Möglichkeiten des Alleinabnehmers,
Durchleitungen, Dreiecksgeschäfte und Einspeisungen unter Verweis auf die Erfül-
lung öffentlicher Dienstleistungspflichten zu verhindern, verstärken diese Einschät-
zung noch.70
2. Zur Vereinbarkeit des Alleinabnehmermodells und des Modells spezifi-
scher Durchleitungsrechte
Es ist offenkundig, daß die beiden Reformkonzeptionen Common-Carrier-Modell
bzw. Modell spezifischer Durchleitungsrechte auf der einen Seite und das Allein-
abnehmermodell auf der anderen Seite völlig unterschiedlichen Leitlinien folgten:
hier der Wettbewerb um Endkunden, dort der „Wettbewerb" um das Einspeisungs-
recht in das Netz des Alleinabnehmers. Beide Modelle hätten bei ihrer Implemen-
tierung zu einem sehr unterschiedlichen Ausmaß des Anpassungsbedarfs in den
einzelnen Mitgliedsländern geführt. Es stellte sich daher die Frage, ob und gegebe-
nenfalls wie die beiden Konzeptionen modifiziert werden können, um nebeneinan-
der existieren zu können. Es war beispielsweise vorstellbar, daß die deutsche Seite
die Implementierung des Modells spezifischer Durchleitungsrechte, die französi-
sche Seite die Einführung eines Alleinabnehmermodells präferieren würde.
Die EU-Kommission hat zu dieser Frage, ob ein Nebeneinander der beiden Kon-
zeptionen des Modells spezifischer Durchleitungsrechte (verhandelter Netzzugang)
und des Modells des Alleinabnehmers mit dem Ziel der Schaffung eines Binnen-
marktes für Strom vereinbar ist, ein Arbeitspapier vorgelegt (Kommission 1995b).
Die Kommission stellte in dem Papier fest: „Beide Systeme, der verhandelte Netz-
zugang und der Single Buyer, führen Wettbewerb auf der Stromerzeugungssebene
ein. Der modifizierte Richtlinienvorschlag der Kommission führte mit der Formel
des verhandelten Netzzugangs die Wahl zwischen dem Genehmigungsverfahren
(Originalvorschlag) und dem Ausschreibungsverfahren (Modifikation seitens des
Parlaments) für;den Ausbau neuer Produktionsanlagen ein ... " (Kommission
1995b: 9-10) und fuhr fort, „ ... obwohl die Definition der zugelassenen Konsu-
menten unter beiden Systemen die gleiche ist,sollte nicht vergessen werden, daß in
Systemen des verhandelten Netzzugangs die zugelassenen Konsumenten frei inner-
halb und außerhalb des Systems des Netzbetreibers ihre Bezugsquelle auswählen
können, wohingegen unter dem Single Buyer Vorschlag die zugelassenen Kunden
nur die Erlaubnis hätten, preisgünstigere Anbieter außerhalb des Elektrizitätssy-
stems zu finden." (Kommission 1995b: 12) Eine Liberalisierung der nationalen
Strommärkte durch Erweiterung der Wahlmöglichkeiten der Kunden fehlt also —
wie oben bereits deutlich wurde. Dies war der erste Kritikpunkt der Kommission
am französischen Alleinabnehmermodell.
Aber auch in Außenhandelsfragen war das französische Alleinabnehmermodel 1
nach Meinung der Kommission nur schwer mit dem Binnenmarktgedanken verein-
bar, da durch die monopolistische Stellung des Alleinabnehmers der grenzüber-
schreitende Handel mit Strom stark hätte behindert werden können. Die Möglich-
keit des Stromimports über das Netz des Alleinabnehmers mußte aus Sicht der
Kommission prinzipiell frei sein und das Alleinabnehmermodell entsprechend er-71
weitert werden. Die Möglichkeiten des Alleinabnehmers, unter Rückgriff auf die
Erfüllung öffentlicher Dienstleistungspflichten den Netzzugang zu ver- oder zu be-
hindern, müßten eingeschränkt werden. Nach Kommissionsmeinung war es ferner
notwendig, daß inländische Nachfrager Stromlieferungen mit inländischen unab-
hängigen Erzeugern unter den gleichen Bedingungen wie mit ausländischen Strom-
erzeugern abschließen können. Hierdurch wäre eine Ausnahmeregelung vom Prin-
zip des Alleinabnehmers für unabhängige Erzeuger geschaffen, die das ursprüng-
lich von französischer Seite in die Diskussion gebrachte Modell in wesentlichen
Punkten aushebelt.
Die Kommission hat mit ihrem Arbeitspapier faktisch einen weiteren Kompro-
mißvorschlag für eine Richtlinie zum Elektrizitätsbinnenmarkt gemacht, der zwar
französische Vorstellungen berücksichtigt, aber auch nicht voll übernimmt. Auch
das Alleinabnehmermodell in der Version der Kommission kann als eine Variante
des Ausschreibungsmodells interpretiert werden. In der (modifizierten) Version der
Kommission erlaubte es jedoch — anders als in der ursprünglichen Fassung —
weiterhin Handelsmöglichkeiten neben dem zentralen, vom Alleinabnehmer orga-
nisierten Großhandelsmarkt, der in der ursprünglichen. Version des Alleinabneh-
mermodells durch ein Monoposon des Alleinabnehmers geprägt war. Die Kom-
mission blieb bei der Vorlage des Arbeitspapiers insofern bei der von ihr selbst ge-
setzten Liberalisierungskonzeption hinsichtlich des intendierten Wettbewerbs auch
um Endkunden. Gegenüber dem von ihr vorgelegten Common-Carrier-Modell von
1992 und auch gegenüber dem Modell spezifischer Durchleitungsrechte von 1993
sind zwar die Möglichkeiten für Einflußnahmen politischer Instanzen in die
Stromwirtschaft nicht unerheblich erweitert worden (ähnlich: Monopolkommission
1996: Tz. 67). In der Version der Kommission hätten aber Lieferungen sowohl in-
ländischer als auch grenzüberschreitender Natur grundsätzlich neben dem zentralen
System des Alleinabnehmers organisiert werden können. Die strategischen Spiel-
räume des Alleinabnehmers wären verglichen mit dem von französischer Seite vor-
gelegten ursprünglichen Konzept des Alleinabnehmers als erheblich kleiner zu cha-
rakterisieren.72
E. Die Richtlinie von 1996 — Ein Durchbruch ?
In der Reformdiskussion 1995 zeichnete sich ab, daß die Stromrichtlinie den Mit-
gliedstaaten ein Wahlrecht zwischen einem Modell spezifischer Durchleitungs-
rechte und einem Alleinabnehmermodell einräumen wird. Die Kommission hatte
Vorschläge zu einer Modifikation des Alleinabnehmermodells vorgestellt, die aus
Sicht der Kommission die Vereinbarkeit des Reformansatzes mit dem Binnen-
marktziel sicherstellt. Die offenbar kontroversen Diskussionen in den europäischen
Gremien erschwerten immer wieder die Verabschiedung einer endgültigen Strom-
richtlinie im Rat. Verschiedene Vorschläge des Ratsvorsitzes in 1995 (Rat 1995a;
1995b) wurden diskutiert und verworfen. Im Juni 1996 gelang es dem Rat, einen
gemeinsamen Standpunkt zu verabschieden, der auf einem neuen Kompromißvor-
schlag der italienischen Präsidentschaft basiert. Dieser Richtlinie stimmte das Eu-
ropäische Parlament im Dezember 1996 ohne Änderungen zu. Der Rat verab-
schiedete auf der Sitzung von 19./20. Dezember die Richtlinie endgültig (vgl. zur
Stellung des Europaparlaments Desama 1996; VWD 1996). Sie trat zum 19. Fe-
bruar 1997 in Kraft und muß von den Mitgliedstaaten bis zum 18. Februar 1999 in
nationales Recht umgesetzt werden.
3
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I. Genehmigungs- und Ausschreibungsverfahren für neue Anla-
gen
Nach der vom Rat und Parlament beschlossenen Richtlinie (Rat 1997) haben die
Mitgliedsländer ein Wahlrecht zwischen der Implementierung eines Genehmi-
gungsverfahrens oder eines Ausschreibungsverfahrens für den Bau neuer Anlagen
im Bereich der Stromerzeugung.
Das Genehmigungsverfahren muß den Kriterien der Transparenz, Objektivität
und Nichtdiskriminierung genügen. Hierbei können Genehmigungsanforderungen
beispielsweise über die Art der Primärenergien festgelegt werden. Die Kriterien
müssen öffentlich bekannt gemacht werden, Investitionsablehnungsbescheide müs-
3
3 Eine Richtlinie richtet sich an die Mitgliedstaaten, niclw an die Wirtschaftssubjekte. Sie gibt
den Staaten eine Umsetzung in nationales Recht vor und wird erst in dieser Form unmittel-
bar geltendes Recht für die betreffenden Unternehmer und Nachfrager.73
sen anfechtbar sein und die EU-Kommission im Falle eines ablehnenden Genehmi-
gungsbescheides unterrichtet werden (Art. 5).
Im Fall der Anwendung des Ausschreibungsverfahrens muß sichergestellt wer-
den, daß die ausschreibende Stelle nicht identisch mit dem Netzbetreiber ist. Ähn-
lich den Bestimmungen bei dem Genehmigungsverfahren müssen die Kriterien für
die Ausschreibungen öffentlich bekannt gemacht werden (Art. 6). Neben diesem
Ausschreibungsverfahren müssen jedoch unabhängige Stromerzeuger und Eigener-




Für den Bau von Übertragungsanlagen, die in das allgemeine Übertragungsnetz
eingebunden werden, finden sich im endgültigen Richtlinientext keine expliziten
Bestimmungen. Genannt werden aber allgemein formulierte Anforderungen für den
Bau von Direktleitungen zur Belieferung eigener Betriebsstätten, Tochterunter-
nehmen und zugelassener Kunden. Der Bau solcher Anlagen ist grundsätzlich ei-
nem transparenten, objektiven und nichtdiskrimmierenden Genehmigungsverfahren
zu unterwerfen. Allerdings wird den Mitgliedstaaten in Art. 20 Abs. 4 explizit das
Recht eingeräumt, den Bau solcher Anlagen dann nicht zu genehmigen, wenn die
Erteilung einer solchen Genehmigung den Bestimmungen des Art. 3 zuwiderlaufen
würde, worauf weiter unten noch ausführlich eingegangen wird. Ferner wird den
Mitgliedstaaten in Art. 21 Abs. 4 zusätzlich die Möglichkeit gegeben, die Geneh-
migung der Direktleitung davon abhängig zu machen, daß vorher der Netzzugang
zu bestehenden Leitungen verweigert wurde oder daß ein entsprechendes Schlich-
tungsverfahren eingeleitet wurde.
Im Bereich des Baus von Stromerzeugungsanlagen entspricht der Text der
Richtlinie somit weitgehend der ursprünglichen Konzeption der Kommission: Die
juristischen Marktzutrittsbarrieren müssen im Rahmen der Implementierung in fast
allen Mitgliedsländern der Europäischen Union gesenkt werden. Im Gegensatz zum
ursprünglichen französischen Alleinabnehmermodell sind auch Kraftwerksbauten
zu genehmigen, die der Bedienung heimischer Nachfrager dienen und deren Strom
nicht an den Alleinabnehmer verkauft wird. Im Bereich der Übertragungsanlagen
sind die Vorschriften zum Bau von Direktleitungen ebenfalls derart formuliert, daß
die nationalen Marktzutrittsbarrieren generell sinken werden. Das in den Mitglied-
staaten zum Teil bestehende juristische und umfassende Monopol für den Bau von
In den (gescheiterten) Vorschlägen der spanischen Präsidentschaft von 1995 (Rat 1995a
und 1995b: Art. 6 Abs. 6) war im Fall des Ausschreibungssystems ein (zeitlich auslaufen-
des) Recht der Mitgliedsländer auf Festlegung einer nationalen Höchstgrenze für unabhän-
gige Erzeugungsanlagen vorgesehen. Ferner sollte den Mitgliedsländern das Recht zugebil-
ligt werden, den Bau von Kraftwerken unabhängiger Erzeuger aus Gründen des öffentli-
chen Interesses zu untersagen. Beide Bestimmungen sind im endgültigen Text der Richtlinie
nicht enthalten.74'
Übertragungsleitungen wird beseitigt. Insofern kann der Richtlinientext hinsichtlich
des Abbaus von Investitionsschranken sowohl bei Erzeugungs- als auch bei Über-
tragungsanlagen aus wettbewerbspolitischer Sicht positiv beurteilt werden. Unab-
hängige Erzeuger erhalten unabhängig von der nationalen Festlegung auf ein Ge-
nehmigungsverfahren oder ein Ausschreibungsverfahren das Recht auf ein nicht-
diskriminierendes und transparentes Genehmigungsverfahren.
II. Netznutzungsrechte für unabhängige und gebietsfremde Er-
zeuger
Bei der Frage des einzurichtenden Netzzugangsregimes können die Mitgliedstaaten
nach der Richtlinie grundsätzlich zwischen der Implementierung eines Modells
spezifischer Durchleitungsrechte oder der Einführung eines Alleinabnehmermodells
wählen.
Beim Modell der spezifischen Durchleitungsrechte (verhandelter Netzzugang)
müssen Durchleitung begehrende Unternehmen mit den netzbesitzenden Unter-
nehmen einen Preis für die Durchleitung des Stroms aushandeln. Das netzbesit-
zende Unternehmen kann die Durchleitung unter Hinweis auf technische Gründe
verweigern. Es kann den Netzzugang jedoch nicht aus Gründen der Erfüllung öf-
fentlicher Dienstleistungspflichten verweigern (Art. 17). In dieser Hinsicht unter-
scheidet sich der Text der Richtlinie vom modifizierten Entwurf der Kommission
von 1993, der noch einen derartigen Verweigerungsgrund nannte (Kommission
1993a: Art. 21) und entspricht in diesem Kontext wieder der 1992 gewählten, ur-
sprünglichen Konzeption der Kommission. Das Mitgliedsland kann die Unter-
nehmen auch einer Tarifierungspfücht unterwerfen. Insofern wird den Staaten ex-
plizit das Recht eingeräumt, auch eine Variante des Common-Carrier-Modells ein-
zurichten, also ein dem ersten Richtlinienentwurf von 1992 ähnelndes Netzzu-
gangsregime.
Beim Alleinabnehmermodell sind gegenüber dem von französischer Seite vorge-
legten ursprünglichen Alleinabnehmermodell wesentliche Modifikationen festzu-
stellen, letztlich sind die Modifikationswünsche der EU-Kommission fast voll-75
ständig berücksichtigt worden (vgl. Übersicht 7 mit Übersicht 6).
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können zugelassene Kunden Lieferverträge sowohl mit ausländischen als auch mit
inländischen Stromanbietern schließen (Art. 18). Die Richtlinie betrifft somit auch
den nationalen Binnenhandel mit Strom und behandelt mitnichten nur grenzüber-
schreitenden Handel, pies ist angesichts des oben genannten diesbezüglichen
Scheiterns der Kommission im Fall der Transitrichtlinie und der Verabschiedung
der Richtlinie vorangegangenen Diskussion hervorzuheben. Der Alleinabnehmer
wird verpflichtet, derartigen Strom zu vorher publizierten Preisen anzukaufen, die
dem bisherigen Abgabepreis an den zugelassenen Kunden abzüglich einem Netz-
nutzungspreis entspricht. Der Kunde bezieht seinen Strom pro forma weiterhin vom
Alleinabnehmer zu unveränderten Konditionen (Dreiecksgeschäft) und kann:—wie
oben bei der obigen Diskussion des Alleinabnehmermodells deutlich wurde —
durch den Liefervertrag mit dem unabhängigen oder gebietsfremden Stromanbieter
einen geringeren Gesamtstrompreis erreichen. Ein Kuriosum am Rande: In der
Richtlinie wird den Mitgliedstaaten, die das Alleinabnehmermodell wählen, die
Wahlmöglichkeit eingeräumt, dem Alleinabnehmer keine Ankaufspflicht aufzuerle-
gen (Art. 18 Abs. 3). In diesem Fall hätten die zugelassenen Kunden das Recht,
Lieferverträge direkt abzuschließen, der Netzzugang wäre dann analog dem Modell
der spezifischen Durchleitungsrechte, also als verhandelter Netzzugang auszuge-
stalten. Der Sinn dieser Option für diejenigen Mitgliedstaaten, die ein Alleinab-
nehmersystem wählen, ist nicht unmittelbar einsichtig, hebelt diese Option konzep-
tionell das Alleinabnehmermodell doch vollständig aus. Der Alleinabnehmer wäre
bei Anwendung dieses Wahlrechts nicht einmal pro forma der einzige Lieferant in
seinem Gebiet
Dieser Aspekt der Richtlinie hat im Verlauf der Diskussion im Rat einen wichtigen Grund
für die immer wieder verzögerte Verabschiedung der Richtlinie dargestellt. Die Kommission
hatte beispielsweise in ihrem erwähnten Arbeitspapier zur Vereinbarkeit von Alleinabneh-
mermodell und dem Modell spezifischer Durchleitungsrechte (verhandelter Netzzugang)
gefordert, daß der Alleinabnehmer praktisch keine Möglichkeit haben darf, den Ankauf von
importiertem Strom außer aus technischen Gründen zu verweigern (Kommission 1995b: 38,
Tz. 78) In den Kompromißvorschlägen des spanischen Präsidentschaft von 1995 (Rat
1995b) war hingegen eine weitreichende Definition derjenigen Umstände enthalten, unter
denen der Alleinabnehmer den Ankauf von durch inländische Letztverbrauchem mit aus-
ländischen oder inländischen Anbietern kontrahierten Strommengen verweigern kann (Art.
18 Abs. 4), derartige Dreiecksgeschäfte also unterbinden kann. Die spanischen Vorschläge
von 1995 berücksichtigten daher die Forderungen der Kommission zur Modifikation des
Alleinabnehmermodells nur sehr eingeschränkt. Dies entsprach den Wünschen der Mehrheit
der europäischen Stromversorger (die sich ansonsten untereinander kaum m, die bei voll-
ständiger Berücksichtigung der Kommissionsmeinung die Überlebensfähigkeit des Alleinab-
nehmermodells in Frage gestellt sahen (Eurelectric 1995a: 3). Im endgültigen Richtlinentext
ist der Hinweis auf öffentliche Dienstleistungspflichten an dieser Stelle entfallen und als
Untersagungsgrund nurmehr fehlende Netzkapazität genannt (Art. 18 Abs. 4).76
Im Bereich der nationalen Ausgestaltung des Netzzugangsregimes ist die Tat-
sache von Bedeutung, daß die in der Richtlinie gewählte Konkretisierung des Al-
leinabnehmermodells in den wettbewerblichen Wirkungen kaum vom Modell der
spezifischen Durchleitungsrechte zu unterscheiden ist. Faktisch hat der Alleinab-
nehmer nach der Richtlinie exakt die gleichen Möglichkeiten, Einspeisungen in
sein Netz zu verhindern, die einem netzbesitzenden Unternehmen in einem Mit-
gliedsland offenstehen, das das Modell der spezifischen Durchleitungsrechte in
Form des verhandelten Netzzugangs gewählt hat. Durch die Umsetzung der Richt-
linie muß der Alleinabnehmer dazu verpflichtet werden, Durchleitungen immer
dann zu erlauben, wenn diese technisch zu bewerkstelligen sind. Es ist sogar der
Fall vorstellbar, daß das so definierte Alleinabnchmermodell größere wettbewerb-
liche Auswirkungen haben wird als die Einrichtung eines Modells spezifischer
Durchleitungsrechte in Form des verhandelten Netzzugangs — eine Möglichkeit,
die bei der Diskussion des ursprünglichen französischen Vorschlags als eher theo-
retisch denkbare Variante erwähnt wurde. Wenn dem Alleinabnehmer von Seiten
des betreffenden Mitgliedslands als Grundlage der Dreiecksgeschäfte eine An-
kaufsverpflichtung auferlegt wird, so ist dem Alleinabnehmer auch eine Tarifie-
rungspflicht für die Nutzung der Netzanlagen aufzuerlegen. In diesem Fall kann ein
potentieller inländischer oder ausländischer Stromanbieter bzw. ein zugelassener
Kunde die Wirtschaftlichkeit eines Liefervertrages vergleichsweise einfach kalku-
lieren. Im Fall des verhandelten Netzzugangs liegt der Preis für die Durchleitung
nicht ex ante fest. Die Informations- und Transaktionskosten für zugelassene Kun-
den und Stromanbieter können also beim Alleinabnehmersystemmodell geringer
sein als beim verhandelten Netzzugang. Es hängt maßgeblich von der konkreten
Ausgestaltung des jeweiligen Netzzugangsregimes ab, welches der beiden Systeme
—'"Alleinabnehmer oder verhandelter Netzzugang —• größere Wettbe-
v^erbswirkungen entfaltet. A priori kann diese Frage nicht beantwortet werden.77










Inländische Endkunden Zugelassene Kunden
Es kann gefolgert werden, daß die Richtlinie in der wichtigen Frage der Ausge-
staltung des Netzzugangsregimes trotz erheblicher Textänderungen im wesentli-
chen der ursprünglichen Konzeption der EU-Kommission folgt. Das Europäische
Parlament und der Rat bestätigen somit durch die Verabschiedung der Stromricht-
linie den seit einigen Jahren von der Kommission gewählten neuen wettbewerb-
spolitischen Ansatz für die Überwachung einzelner Industrien (vgl. Markert 1995:
62 f.; 1995b; vgl. zum „essential facility"-Konzept auch die Beiträge in OECD
1996).
3
6 Dieser aus der U.S.-amerikanischen Antitrustpraxis übernommene Ansatz
sieht im allgemeinen vor, den Zugang zu sogenannten „wesentlichen Einrichtun-
gen" (essential facilities) für potentielle Nutzer möglichst diskriminierungsfrei zu
öffnen. Implizit definiert die Stromrichtlinie die Netzbereiche der Übertragung und
Verteilung als „wesentliche Einrichtung" in der Stromwirtschaft.
Für den Beobachter erstaunlich, wird die „essential-facility"-Konzeption im aktuellen Grün-
buch zur EU-Wettbewerbspolitik gegenüber vertikalen Wettbewerbsbeschränkungen
(Kommission 1997) nicht diskutiert.78
Festzuhalten bleibt, daß unabhängig von der nationalen Wahl des Modells des
Netzzugangs Durchleitungen (bzw. deren Durchführung in Form von Dreiecksge-
schäften im Alleinabnehmersystem) nur aus technischen Gründen
(Kapazitätsengpässe) verweigert werden können. Eine mögliche Gefährdung der
Erfüllung öffentlicher Dienstleistungspflichten stellt keinen eigenständigen Grund
für die Verweigerung einer Durchleitung durch den Netzbetreiber dar. Insofern
nennt die Richtlinie zwar die Möglichkeit der Einrichtung eines Alleinabnehmer-
modells. Dieses Modell beinhaltet aber anders als das ursprüngliche französische
Modell gegenüber dem Modell spezifischer Durchleitungsrechte in Form des ver-
handelten Netzzugangs keine tatsächlichen Erweiterungen der Befugnisse des
Netzinhabers gegenüber unabhängigen Stromerzeugern. Die beiden Systeme —
verhandelter Netzzugang und Alleinabnehmer in der Version der verschiedenen
Richtlinien — sind somit hinsichtlich der Frage der Senkung von Marktzutritts-
schranken für unabhängige oder gebietsfremde Stromerzeuger als gleichwertig zu
beurteilen.
3
7 Diese Aussage bestätigt sich bei einem Vergleich von Übersicht 7
(modifiziertes Alleinabnehmermodell) mit Übersicht 5 (Modell spezifischer
Durchleitungsrechte).
III. Kreis der zugelassenen Kunden
Die Richtlinie sieht vor, den europäischen Strommarkt nur schrittweise zu öff-
nen, „damit die Elektrizitätsindustrie sich flexibel und in geordneter Art und Weise
dem neuen Umfeld anpassen kann und weil zu berücksichtigen ist, daß die Elek-
trizitätssysteme gegenwärtig unterschiedlich aufgebaut sind" (Rat 1996b: Abwä-
gungsteil, Punkt 4). Der Kreis derjenigen Letztverbraucher, die die Möglichkeit der
Wahl ihres Stromlieferanten erhalten (zugelassene Kunden), wird im Zeitablauf
ausgedehnt. Grundsätzlich muß dieses Recht allen großen industriellen Nachfra-
gern mit einem Jahresverbrauch von mindestens 100 GWh eingeräumt werden.
Andere Letztverbraucher und Verteilungsunternehmen sind soweit zuzulassen, daß
Vgl. ähnlich die Vorlage des Energieausschusses zur zweiten Lesung im Europaparlament:
„Die nach langen Beratungen ausgearbeitete heutige Formel hält zwar noch formell am Al-
leinabnehmer fest, doch werden für ihn so viele Bedingungen vorgesehen, um die Gegen-
seitigkeit zu gewährleisten, daß es in Wirklichkeit keine grundlegenden Unterschiede zwi-
schen dem System des Alleinabnehmers in der heutigen Fassung und dem vertraglich ver-
einbarten Netzzugang mehr gibt." (EP 1996).79
die nationale Mindestöffnungsquote erreicht wird.
3
8 Diese Mindestöffnungsquote
wird nach den Bestimmungen der Richtlinie von der EU-Kommission festgelegt.
Sie wird berechnet nach dem Anteil derjenigen I.etztverbraucher am gesamten
Stromverbrauch in der europäische Union, deren Jahresverbrauch einen bestimm-
ten Schwellenwert überschreitet. Dieser Schwellenwert beträgt zu Beginn 40 GWh,
drei Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinie 20 GWh, nach drei weiteren Jahren
9 Gwh. Die Frist zur Umsetzung der Richtlinie beträgt zwei Jahre, so daß die an-
fängliche Marktöffnung spätestens 1999 erfolgt sein muß. Die 40 GWh-Schwelle
entspricht unter gegenwärtigen Bedingungen der Vorgabe einer nationalen.Min-
destöffnungsquote von 23 vH, die dann nach sechs Jahren auf 33 vH gestiegen ist.
Den Mitgliedsländern obliegt es, den Kreis der zugelassenen Kunden zu benennen,
so daß die Mindestöffnungsquote erreicht wird. Sie haben dabei Spielraum: Penk-
bar ist die Nennung aller Letztverbraucher mit einem Jahresverbrauch über einem
bestimmten Wert. Denkbar ist auch die Nennung bestimmter oder aUer Vertei-
lungsunternehmen, die als zugelassene Kunden fungieren können. Grundsätzlich
müssen jedoch alle Verteilungsunternehmen mindestens soweit Marktzugang erhal-
ten, daß sie über, die Strommenge, die ihre Kunden, die als zugelassene Kunden




3° Den zugelassenen Kunden muß nur das Recht eingeräumt werden, Strom im Umfang Ihres
eigenen Bedarfs zu importieren. Die Kommission hatte vorgeschlagen, daß ein zugelassener
Kunde durchaus mehr importieren darf, als er selber verbraucht (Kommission 1995b: 12,
Tz. 34). Vertreter der Versorgungsunternehmen aus Dänemark, Finnland, Schweden und
dem Vereinigten Königreich forderten eine entsprechende Regelung (vgl. Eurelectric
1995b: 8). Im ersten Kompromißvorschlag der spanischen Ratspräsidentschaft war in Art.
19 (Rat 1995a) eine Formulierung gewählt, die ähnlich ausgelegt werden könnte. Im zwei-
ten spanischen Vorschlag vom Oktober 1995 (Rat 1995b) war dann die Formulierung in
Art. 19 so gewählt, daß von den zugelassenen Kunden explizit nur solche Mengen kontra-
hiert werden können, die dem eigenen Bedarf entsprechen. Diese Mengenbeschränkung
wurde in den endgültigen Richtlinientext aufgenommen. Grund hierfür dürfte die Tatsache
gewesen sein, daß andernfalls die Marktöffnung für einige Mitgliedstaaten ungeahnte Aus-
maße hätte erreichen können: Wenn ein zugelassener Kunde unbegrenzte Mengen kontra-
hieren kann und ein Alleinabnehmer dazu verpflichtet wird, den gesamten kontrahierten
Strom aufzukaufen, so könnte ein Kunde im Grenzfall das gesamte Versorgungssystem
„manipulieren", indem er Strom in unbegrenzter Menge kontrahiert und ihn dann an andere
(nicht zugelassene) Kunden über weitere Dreiecksgeschäfte weiterverkauft. Der Alleinab-
nehmer hätte in diesem Grenzfall kaum Möglichkeiten zur Kontrolle der Einspeisungsmen-
gen mehr.
39 Die Mitgliedstaaten können auch. Großhändler als zugelassenen Kunden definieren. In der
Richtlinie finden sich jedoch keine Bestimmungen, die die Berücksichtigung einer derartigen
Kategorie von zugelassenen Kunden verpflichtend vorschreibt.80
Grundsätzlich ist es also beispielsweise deutschen Stadtwerken möglich, von
dem neu geschaffenen Wettbewerb zu profitieren: Auch sie sind nicht mehr auf die
Belieferung durch den bisherigen vorgelagerten Regionalverteiler oder gegebenen-
falls das vorgelagerte Verbundunternehmen angewiesen, sondern können nach den
Bestimmungen der Stromrichtlinie mittels Durchleitungen am neu geschaffenen
Markt partizipieren. Eine denkbare Umsetzung der Richtlinie kann auch darin be-
stehen, Verteiler in großem Ausmaß zuzulassen. Dies kann dazu führen, daß Di-
rektvertragsmöglichkeiten für Letztverbraucher auf die 100 GWh-Kategorie be-
schränkt werden, wie dies in den früheren Kommissionsvorschlägen vorgesehen
war.
Die Bestimmungen zum Kreis der zugelassenen Kunden und damit zur schritt-
weisen Öffnung des Strommarktes sind-gegenüber den letzten (spanischen) Vor-
schlägen nur zum Teil als eine Intensivierung des Reformtempos zu charakterisie-
ren. Immerhin sind zwar nach dem Text der Richtlinie Letztverbraucher mit einem
Jahresverbrauch über 100 GWh grundsätzlich als zugelassene Kunden definiert.
Dies entspricht dem ersten Kommissionsvorschlag von 1992, dies entspricht auch
den Entwürfen der spanischen Präsidentschaft von 1995. Gegenüber dem letztge-
nannten spanischen Entwurf von 1995 hat sich — gegen heftigsten Widerstand ins-
besondere von französischer Seite (vgl. Europe 1995a: 4) — auch die Stellung der
Verteilungsunternehmen verbessert. Diese können nunmehr mindestens diejenige
Strommenge wettbewerblich akquirieren, die zugelassene industrielle Größtab-
nehmer wettbewerblich akquirieren können; sie können also versuchen, in dem neu
etablierten europäischen wettbewerblichen Markt selber aktiv zu werden, um die
hierbei möglicherweise erzielten Preissenkungen an den Letztverbraucher weiter-
reichen zu können. Deutsche Stadtwerke können also beispielsweise versuchen, ih-
re
1 Strombezüge derart umzugestalten, daß sie über gesunkene eigene Stromabga-
bepreise ihre bisherigen großen Kunden halten können.
4
0
Der Widerstand einiger südeuropäischer Länder gegen diesen (begrenzten) Zugang der
Verteiler wird dadurch begründet, daß die Preisgleichheit im Raum kaum mehr zu erhalten
wäre, wenn die Verteiler ihren Strom auf dem Großhandelsmarkt zu unterschiedlichen Prei-
sen akquirieren würden. Vgl. beispielsweise die in Eurelectric/European Energy Foundation
(1996: 71) wiedergegebene Argumentation eines Mitarbeiters der italienischen ENEL. Vgl.
zur Stellung der nationalen Regierungen zum Zugang der Verteiler Europe 1995b.81
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a Vorläufige Werte basierend auf Angaben der Mitgliedsstaaten in 1996 bei Mindestausmaß der Definition von
Verteilern als zugelassene Kunden —
 b Werte über 100 GWh sind nicht aufgeführt, da alle Kunden ab 100
GWh in jedem Fall zugelassen werden müssen —
c Werte für Portugal liegen nur unvollständig vor •..-.
Quelle: Stromthemen (1997: 2).
Der Kreis der zugelassenen Kunden wird in der endgültigen Richtlinie durch die
Festlegung einer nationalen Mindestöffnungsquote weiter als durch eine 100 GWh-
Grenze gefaßt. Der Netzzugäng für alle Verbraucher ab 100 GWh Jahresverbrauch
würde einer europäischen Marktöffnung von 17,49 vH entsprechen (Angaben der
EU-Kommission, wiedergegeben in VIK (1996: 94)). Die Erweiterung des Kreises
der zugelassenen Kunden (relativ zu den früheren Vorschlägen) kann dabei in den
Mitgliedsländern unterschiedliche Konsequenzen haben: Während beispielsweise
in Finnland, Luxemburg und Belgien die anfängliche Marktöffnung von 23 vH er-
reicht wird, wenn alle Letztverbraucher mit einem Jahresverbrauch von mindestens
100 GWh als zugelassene Kunden definiert werden, reicht in Irland und Dänemark
selbst die Nennung aller Letztverbraucher mit einem Jahresverbrauch von minde-
stens 10 GWh nicht aus, um die nationale Mindestöffhung von 23 vH zu erreichen
(Tabelle 9), Insofern können sich in den Ländern unterschiedliche Konsequenzen
beispielsweise für identisch große industrielle Nachfrager ergeben. Dies ist ein
Grund für die sogenannten Reziprozitätsbestirnmungen, auf die weiter unten einge-
gangen wird.
Neben dieser Erweiterung des Kreises der zugelassenen Kunden gilt aber auch
festzuhalten, daß die. endgültige Richtlinie eine „Lebensdauer" von neun Jahren,
gerechnet vom Inkrafttreten an haben wird. Erst dann soll über eine angestrebte82
Erweiterung des Kreises der zugelassenen Kunden neu entschieden worden sein.
Noch im letzten spanischen Vorschlag war eine Revision der Richtlinie spätestens
sieben Jahre nach dem ersten Inkrafttreten der Richtlinie vorgesehen. Insofern muß
die Frage, ob die Richtlinie tatsächlich eine Intensivierung des Reformtempos be-
deutet, als offen gelten.
In jedem Fall gilt aber, daß gegenüber den ursprünglichen Vorschlägen der
Kommission das Tempo erheblich gedrosselt wurde: Der erste Vorschlag von 1992
sah eine Lebensdauer von drei (Art. 29), der Vorschlag von 1993 eine Lebensdauer
von fünf Jahren vor (Art. 28). Danach sollte explizit eine signifikante Erweiterung
des Kreises der zugelassenen Kunden in Kraft treten, da auch nach Umsetzung der
Stromrichtlinie „Hemmnisse für den Elektrizitätshandel fortbestehen" werden
(Kommission 1992b; 1993b (Erwägungsteil)). In der Richtlinie von 1996 findet
sich ein derart ausdrücklich formuliertes Ziel der weiteren Marktöffnung nicht. In
der endgültigen Richtlinie ist nurmehr festgehalten, daß „im Interesse eines besse-
ren Funktionierens des Elektrizitätsbinnenmarktes Vorschläge gemacht werden"
können, ohne das Ziel einer Erweiterung des Kreises der zugelassenen Kunden zu
erwähnen (Erwägüngsteil).
Generell stellt sich die Frage, warum sowohl die Kommission als auch der Rat
überhaupt eine nur allmähliche Liberalisierung der europäischen Strommärkte an-
gestrebt haben. Hierzu gibt es zwei Erklärungen:
(i) Zum einen könnte davon ausgegangen werden, daß insbesondere die Umset-
zung der Vorschriften zur Netzöffnung für zugelassene Kunden Zeit erfordert. Er-
fahrungen mit einem begrenzten Wettbewerb könnten genutzt werden, juristische
iind imternehmerische Friktionen bei einer Ausweitung des Kreises der zugelasse-
nen Kunden zu begrenzen. Dieses Argument mag zwar teilweise schlüssig sein,
erklärt aber nicht, warum für derartige Anpassungsprozesse neun Jahre vorgesehen
sind und selbst dann der Netzzugang nur für noch relativ große Nachfrager ver-
bindlich vorgesehen ist. ;
(ii) Zum anderen existieren Befürchtungen seitens der europäischen Stromver-
sörgüngsunternehmen, im Zuge der wettbewerblichen Reformen könnten sich be-
stehende Anlagen insbesondere im Bereich der Stromerzeugung als unwirtschaft-
lich erweisen (vgl. z.B. Eürelectric 1995b: 3).
4
1 Eine nur allmähliche Einführung
von Wettbewerb entschärft die Probleme der betreffenden Unternehmen erheblich:
Diese können versuchen, ihre im Wettbewerb nicht amortisierbaren
(unwirtschaftlichen) Anlagen von den nichtzugelassenen Kunden über die Strom-
In der Tat zeigte sich dieses Problem der „stranded Investments" beispielsweise bei den
Reformen der Stromwirtschaft im Vereinigten Königreich oder in Kalifornien (Kumkar
11^94; 1996b; 1996c). In beiden Fällen wurden daher die Umstrukturierungen von der Ein-
führung einer allgemeinen, auf den Stfomendpreis berechneten, Sonderabgabe zur Finanzie-
rungderartiger „stranded Investments" begleitet.83
preise finanzieren zu lassen. Alternativ zu diesem Verfahren des „Schutzes": un-
wirtschaftlicher Anlagen hätte es jedoch mindestens zwei weitere Möglichkeiten,
gegeben, die Probleme zu entschärfen: Zum einen ist die Finanzierung der
„gestrandeten" Investitionen durch Mittel des allgemeinen Staatshaushalts zu nen-
nen. Zum anderen hätte aber auch — in Anlehnung an die Reformen im Vereinig-
ten Königreich oder den Vereinigten Staaten — die Erhebung einer auf den
Stromendpreis bezogenen Sonderabgabe in Form eines „Wettbewerbspfennigs" ei-
ne Alternative dargestellt. Unabhängig von der Frage, ob tatsächlich die Endkun-
den für derartige „gestrandete" Investitionen aufkommen sollten — die beiden
letzten Möglichkeiten wären ungleich transparenter gewesen und bei sachgerechter
Ausgestaltung vermutlich weitaus weniger verzerrend und eher zielführend gewe-
sen; als das tatsächlich gewählte Verfahren in der Richtlinie.
Zusammenfassend können die Vorschriften, die die Marktöffnung zunächst zeit-
lich begrenzen, wohl am ehesten als Versuch interpretiert werden, die; Eigentümer
der Versorgungsuntemehmen vor Vermögensverlusten zu bewahren. Sie basieren
somit aus ökonomischer Sicht zwar zu einem guten Teil auf Verteilungsargumen-
ten, nicht auf Effizienzüberlegungen. Hinzu kommen jedoch juristische Aspekte
des Eigentums Schutzes und des Vertrauens Schutzes, die ein allmähliches Vorgehen
rechtfertigen könnten: Immerhin haben die Versorgungsunternehmen Investitionen
getätigt im Vertrauen darauf, daß die bisherigen Regulierungspolitiken und kartell-
rechtlichen Freistellungen eine Finanzierung der Investitionen gewährleisten bzw.
absichern. Eine drastische Änderung der Rahmenbedingungen, unter denen die
Versorgungsunternehmen operieren, würde somit notgedrungen Fragen des Ver-
trauensschutzes und möglicher Kompensationsmechanismen aufwerfen, die bei ei-
ner nur allmählichen Reform an Brisanz abnehmen.
IV. Entflechtung der integrierten Unternehmen
Viele der nationalen Strommärkte sind durch die Existenz vertikal und horizontal
integrierter Versorgungsunternehmen gekennzeichnet. In der Richtlinie werden
sowohl beim verhandelten Netzzugang als auch — in etwas anderer Form — beim
Alleinabnehmermodell Durchleitungsrechte durch bestehende Netze geschaffen.
Die wettbewerblichen Wirkungen dieser Maßnahme zur Netzöffnung hängen in
starkem Maß davon ab, inwieweit die netzbesitzenden Unternehmen Anreize ha-
ben, den Netzzugang für alle Interessenten in vergleichbarer Weise zu gewähr-
leisten. Diese Anreize zur Gewährleistung eines diskriminierungsfreien Netzzu-
gangs sind bei vertikal integrierten Unternehmen nicht notwendig gegeben. Im Ge-84
genteil werden — wie oben herausgearbeitet wurde — gerade vertikal integrierte
und gewinnregulierte Unternehmen Anreizen unterliegen, die eigenen Erzeugungs-
kapazitäten zu bevorzugen. Bei den meisten in der Vergangenheit durchgeführten
wettbewerblichen Reformen sind daher Maßnahmen ergriffen worden, die auf eine
Entflechtung der integrierten Unternehmen zielen. Dies kann die Form der Grün-
dung einer eigenständigen Netzgesellschaft annehmen, die über keinerlei Stromer-
zeugungskapazitäten verfügt und auch keine eigenen Stromhandelsaktivitäten auf
eigene Rechnung entfaltet. Beispiel hierfür ist die Gründung der National Grid
Company in England und Wales oder die Etablierung des unabhängigen Systembe-
treibers in Kalifornien. Die Entflechtung kann aber auch rein buchhalterischen Cha-
rakter haben. Erhofft wird in diesem Fall, daß die buchhalterische Entflechtung der
integrierten Unternehmen die Überwachung des Verhaltens hinsichtlich der Be-
handlung von Durchleitungsbegehren durch Wettbewerbsbehörden oder spezielle
Regulierungsinstanzen erleichtert. Durchleitungspreise können durch die zuständi-
gen Gremien nur dann kontrolliert werden, wenn diese über weitgehende Informa-
tionen über die Kostenstruktur des integrierten Unternehmens verfügen.
In der Stromrichtlinie wird der letztgenannte Weg einer buchhalterischen vertika-
len Entflechtung gewählt und um einige weitere zusätzliche Maßnahmen ergänzt.
Verbindlich wird vorgeschrieben, daß die Rechnungslegung der Versorgungsunter-
nehmen in Stromerzeugung, -Übertragung und -Verteilung gegliedert werden muß
(unbundling). Zusätzlich müssen diejenigen Teile von integrierten Unternehmen,
die mit der Organisation des Netzbetriebs befaßt sind, organisatorisch von den an-
deren Unternehmensteilen getrennt werden (Art. 7 Abs. 6). Im Fall des Alleinab-
nehmers gilt zusätzlich, daß der Informationsfluß zwischen dem Alleinabneh-




Es fällt eine mögliche Diskrepanz zwischen Art. 7 Abs. 6 und Art. 15 Abs. 1 auf. Erster
schreibt die Unabhängigkeit der Stromübertragung auf Verwaltungsebene für alle integrier-
ten Unternehmen vor. Zweiter schreibt eine getrennte Verwaltung der Alleinabnehmerfunk-
tion von den anderen Tätigkeiten des integrierten Unternehmens vor. Diese Diskrepanz ist
kaum durch redaktionelle Unachtsamkeit bei der letzten Erstellung des gemeinsamen
Standpunktes zu erklären, finden sich die beiden Bestimmungen doch bereits an gleicher
Stelle in beiden Vorschlägen der spanischen Präsidentschaft von 1995. Die unseres Erach-
tens einzig sinnvolle Deutung der beiden Bestimmung könnte dahin gehen, daß an den Al-
leinabnehmer stärkere Entflechtungsanforderungen gestellt werden. Angesichts der domina-
ten Stellung der Alleinabnehmers auf dem Großhandelsmarkt für Strom scheint dies nicht
ganz ungerechtfertigt zu sein. Er ist gleichzeitig Netzbetreiber im eigentlichen Sinn und so-
wohl Veranstalter und Teilnehmer des zentralen Großhandelsmarkts. Ein Netzbetreiber im
System des verhandelten Netzzugangs hat eine solche Stellung nicht notwendig in diesem
Ausmaße inne. Insofern kann Art. 15 Abs. 2 nur sinnvoll als zusätzliche Vorschrift gedeutet
werden, nach der insbesondere die zentrale Handelsaktivitäten des Alleinabnehmers von der
Stromerzeugung und der -Verteilung zu trennen sind.85
Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß die Entflechtungs- oder Un-
bundlingvorschriften gegenüber dem ersten Kommissionsvorschlag weitaus schwä-
cher formuliert worden sind. Die wettbewerbliche Auswirkungen dieser Abschwä-
chungen sind nicht eindeutig erkennbar. Als sicher kann gelten, daß die funktions-
fähige Überwachung der Netzaktivitäten bei integrierten Unternehmen — Kern-,
stück der wettbewerbspolitischen Begleitung bei den Reformen des Strommarktes
— bei einer rein buchhalterischen Entflechtung schwieriger ist als bei einer weiter-
gehenden Zerlegung etwa in eigenständige Erzeugungs-, Übertragungs- und Vertei-
lungsunternehmen. Aus ökonomischer Sicht wäre die Gründung eineroder mehre-
rer eigenständiger und unabhängiger Netzgesellschaften zumindest unter diesem
speziellen Aspekt vielversprechender.
4
3 Für die moderate Form der Ent-,
flechtungsvorschriften könnte die leichtere Umsetzung und damit tendenziell gerin-
gere Übergangskosten sprechen. ;
V. Funktion des Netzbetreibers
In jedem Mitgliedstaat muß nach der Richtlinie ein (gegebenenfalls mehrere) ver-
antwortlicher Netzbetreiber ernannt werden, der für den Betrieb, die Wartung und
den Ausbau des Übertragungsnetzes in einem bestimmten Gebiet verantwortlich ist
(Art. 7). Zu seinen Aufgaben zählt insbesondere die Lastverteilung. Der Abruf der
Kraftwerke hat grundsätzlich nach objektiven und nichtdiskriminierenden Kriterien
zu erfolgen (Art. 8). Vertragliche Verpflichtungen des Netzbetreibers beispielswei-
se aus möglichen Ausschreibungsverfahren oder aus Durchleitungsverträgen sind
zu berücksichtigen. Bei den genannten sonstigen Kriterien ist insbesondere der
wirtschaftliche Vorrang aus verfügbaren Erzeugungsanjagen von Bedeutung. Unter
diesem wirtschaftlichen Vorrang ist nach Art. 2 Nr. 13 die „Rangfolge der Elek-
trizitätsquellen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten" zu verstehen. Eine Interpre-
Die Frage, ob eine eigentumsrechtliche Entflechtung der integrierten Unternehmen im Zuge
wettbewerblicher Reformen angestrebt werden sollte, ist auch unter Ökonomen nicht ein-
deutig entschieden. Vgl. etwa die Aussage von Taylor (1996) (in einem vergleichbaren
Kontext): „We simply do not know enough about this industry, given how distored it has
been by government intervention, to pass judgement about whether vertical Integration is or
is not efficient" mit Schulz (1996:.228), der die These aufstellt: „In order to create a whole-
sale market for electricity it is necessary to break up the vertical integration" und ein
Durchleitungsmodell unter Beibehaltung der vertikal integrierten Unternehmen als
„inherently inefficient" (Schulz. 1996: 227) bezeichnet. Schulz bezieht in seine vergleichende
Analyse allerdings kein Common-Carrier-Modell ein, welches nicht notwendig eine eigen-
tumsrechtliche Entflechtung der Unternehmen vorsieht.86
tation dieser Bestimmung könnte wie folgt lauten: Der Netzbetreiber hat Kräft-
werksabruf nach den variablen Kosten der Stromerzeugung in den verschiedenen
Kraftwerken zu gestalten, er muß also nach einer sogenannten merit order vorge-
hen. Es findet sich allerdings in der Richtlinie keine Konkretisierung, wie diese
merit order auszusehen hätte und vor allem, wie sie zu ermitteln ist (im Prinzip
könnte die merit order beispielsweise wie im Strompool von England und Wales
oder der Strombörse in Kalifornien über eine kurzfristige und periodisch wiederhol-
te Ausschreibung für ein 24-Stunden-Intervall ermittelt werden). Den Staaten wird
an dieser Stelle offensichtlich ein erheblicher Gestaltungsspielraum eingeräumt.
Die Implikationen dieser Bestimmung sind damit nicht unmittelbar abzusehen, ei-
nige wichtige Fragen bleiben offen: Wie wird dieser wirtschaftliche Vorrang be-
stimmt? Und wie verhält es sich mit dem Verhältnis des Kraftwerksabrufs nach
wirtschaftlichem Vorrang zum Kraftwerksabruf nach vertraglichen Verpflichtun-
gen? Und vor allem: Gelten für die Erfüllung von Durchleitungsverträgen oder
Lieferverträgen aus Ausschreibungsverfahren grundsätzlich Prioritäten gegenüber
anderen Einspeisungen in das Netz des Netzbetreibers? Letztlich könnte damit das
Kriterium des wirtschaftlichen Kriteriums gänzlich seines Sinns beraubt werden,
nämlich eine Erhöhung der Gesamteffizienz bei der Stromerzeugung durch den
Kraftwerksabruf des Netzbetreibers zu erreichen. Es wird in starkem Maße von der
nationalen Ausgestaltung der Kriterien für den Betrieb des Netzes abhängen, in
welcher Form sich Wettbewerb in der Stromerzeugung entfalten wird.
Anzumerken bleibt, daß im ersten Vorschlag der Kommission von 1992 vorgese-
hen war, daß der Netzbetreiber als Institution grundsätzlich keinen Handel mit
3trorn auf eigene Rechnung betreibt. Ausnahmen waren alleine für Stromlieferun-
gen zum Zwecke der Erhaltung der Netzstabilität, d.h. der Akquirierung von
Netzhilfsdienstleistungen sowie für bestimmte Kraftwerkstechnologien vorgesehen.
Eine derartige Vorschrift, die als Konkretisierung der allgemeinen Vorschriften zur
vertikalen Entflechtung charakterisiert werden kann, fehlt im endgültigen Text der
Richtlinie. Dies ist auch wenig verwunderlich, wenn beachtet wird, daß ein Allein-
abnehmer schon von der Konzeption her sowohl die Rolle des Netzbetreiber als
auch des zentralen Großhändlers einnimmt.
In der Gesamtsicht des Richtlinientextes bleibt die Rolle des Netzbetreibers un-
klar. Es sind Vorschriften enthalten, die dem Netzbetreiber eine Lastverteilung
nach (unbestimmt bleibenden) wirtschaftlichen Kriterien auferlegen. Femer er-
wächst dem Netzbetreiber eine Koordinierungsaufgabe im gesamten Stromsektor.
Er hat die technische Vereinbarkeit beispielsweise von Durchleitungsverträgen mit
den sonstigen Determinanten der Netzflüsse zu prüfen und mögliche Ausbaupla-
nungen im Bereich der Stromübertragung zu überwachen. Wieweit dem Netzbe-
treiber beispielsweise Zugriffsrechte auf alle Erzeugungsanlagen in seinem Gebiet
zugestanden werden, wird von den nationalen Bestimmungen abhängen. Den87
Mitgliedsländern werden somit in diesem Bereich weite Spielräume der konkreten
Ausgestaltung eingeräumt. Vermutlich ist dies zum Teil Konsequenz der verschie-
denen und komplexen Bestimmungen zum Netzzugangsregime, die eine einfache
und gleichzeitig konkrete Definition der Kriterien für den Betrieb der Übertra-
gungsnetze erheblich erschwerten.
VI. Reziprozitätsvorschriften
In der politischen Diskussion um die Stromrichtlinie konzentrierten sich die heftig-
sten Kontroversen, auf die Frage, wie „gleichwertige wirtschaftliche Ergebnisse"
und eine „direkt vergleichbare Marktöffnung sowie ein direkt vergleichbarer Zu-
gang zu den Elektrizitätsmärkten" (Erwägungsteil, Satz .11) in den Mitgliedslän-
dern erreicht werden kann. Hintergrund dieses Problems sind die Wahlmöglichkei-
ten der Mitgliedsländer zum einen im Bereich der Ausgestaltung der Bestimmun-
gen zum Bau neuer Erzeugungsanlagen und zum anderen zur Frage des Nejzzu-
gangsregimes. Insbesondere von Seiten deutscher Versorgungsunternehmen wurden
Befürchtungen geäußert, daß durch das Nebeneinander der verschiedenen Systeme
Wettbewerbsverzerrungen entstehen. Konkret könnte z.B. die EdF, die in Frank-
reich als Alleinabnehmer fungiere, in Deutschland über deutsche Netze zugelasse-
ne Kunden beliefern, während es Lieferungen deutscher Versorgungsunternehmen
in das eigene Versorgungsgebiet verhindern könnte. Wie in der bisherigen Ausfüh-
rungen zur Richtlinie deutlich wurde, ist diese Befürchtung angesichts der Be-
schneidung der Kompetenzen eines Alleinabnehmers im Text der endgültigen
Stromrichtlinie kaum gerechtfertigt: Die EdF kann grundsätzlich Stromlieferungen
in sein Versorgungsgebiet nur unter den gleichen Kriterien verweigern, die bei-
spielsweise der RWE offenstehen, um Lieferungen der EdF in ihr Gebiet zu ver-
hindern.
Es bleibt aber ein weiteres Argument, daß zur Begründung von Reziprozitäts-
klauseln in der Richtlinie angeführt werden könnte: In der Richtlinie wird den
Mitgliedsländern die Befugnis eingeräumt, ihre Strommärkte in größerem Umfang
zu öffnen, als dies den nationalen Mindestöffnungsquoten entsprechen würde —-
wie dies der weiter unten diskutierte jüngste Vorschlag aus dem BMWi vorsieht.
Hier könnte eine Gefahr darin gesehen werden, daß durch nationale Bestimmungen
der Kreis der zugelassenen Kunden in einem Mitgliedstaat weiter gefaßt wird als in
einem anderen Staat. Dies verstärkte die bereits erwähnten Befürchtungen deut-
scher Versorgungsunternehmen vor drohenden Exporten der EdF.Die Richtlinie reagiert auf derartige Befürchtungen mit einer Reziprozitätsklau-
sel. Diese hat zum Inhalt, daß grenzüberschreitende Stromlieferverträge dann un-
tersagt werden können, wenn ein zugelassener Kunde nicht in beiden betreffenden
Staaten als zugelassener Kunde betrachtet werden würde (Art. 19: Satz 5). Ein
konkretes Beispiel könnte so lauten: In Land A sind alle Unternehmen mit einem
Jahresverbrauch von mindestens 10 GWh, in Land B alle Unternehmen mit einem
Jahresverbrauch von mindestens 40 GWh als zugelassene Kunden benannt. Dann
müssen zwischen Land A und Land B grundsätzlich Stromlieferungsverträge nur
dann ermöglicht werden, wenn die einen Liefervertrag abschließenden Kunden ei-
nen Jahresverbrauch von mindestens 40 GWh aufweisen können. Die Mitglied-
staaten können also intern ihren Strommarkt weiter als in der Richtlinie gefordert




Es ist auf den ersten Blick nicht eindeutig festgelegt, wer das Recht auf Netzzu-
gang verweigern kann. Der Text der Richtlinie spricht aber von einer möglichen
„Untersagung" (Art. 19 Abs. 5a) der Lieferverträge. Dies würde dafür sprechen,
daß sich der jeweilige Mitgliedstaat, nicht ein Versorgungsunternehmen, auf die
Reziprozitätsklausel berufen kann. Ein deutsches Verbundunternehmen könnte im
obigen Beispiel die Lieferverträge nicht „untersagen", dazu würde ihm schlicht die
hoheitliche Funktion fehlen. Insofern ist die Befugnis, grenzüberschreitende Liefe-
rungen zu verhindern, nicht beim Unternehmen, sondern beim Staat zu orten. Wenn
überhaupt eine derartige Reziprozitätsklausel für notwendig erachtet werden
könnte (und daran können berechtigte Zweifel bestehen), dann wäre die Art der
Ausübung bei den politischen Entscheidungsträgern sicher die angemessene Zu-
ordnung der Entscheidungsbefugnis.
Die Reziprozitätsklausel ist als Schutzklausel vor „zu viel" Wettbewerb zu inter-
pretieren und aus anderen Diskussionen um Handelsliberalisierungen etwa im
Rahmen des GATT oder jetzt der WTO nicht unbekannt. Aus ökonomischer Sicht
gibt es wenige Begründungen für derartige nationale „Schutzwälle", wenn man da-
von absehen könnte, daß die Aufnahme derartiger Klauseln politisch oftmals über-
haupt erst die Möglichkeit einer immerhin partiellen Liberalisierung eröffnet. Wenn
es national für sinnvoll erachtet wird, den heimischen Markt weitgehend dem
Wettbewerb zu öffnen, um Kosten zu senken und generell die Effizienz zu erhöhen
(und hierfür spricht in der Tat vieles), dann macht es wenig Sinn, den Wettbewerb
auf der Anbieterseite zu begrenzen. Hierdurch könnten Staatsgrenzen- Mafktzu-
gängsbarrieren bleiben, was mit dem grundsätzlichen Freihandelsgedanken, dem
4
4 Verweigerungen von Durchleitungen aufgrund der Reziprozitätsklausel können nach Art. 5
(b) einzelfallbezogen auf Antrag desjenigen Mitgliedslandes, in dem der zugelassenen Kun-
de ansässig ist, von der EU-Kommission untersagt werden.89
die Richtlinie folgt, kaum zu vereinbaren ist. Es ist offensichtlich, daß an diesem
Punkt politische Verteilungsargumente entscheidend waren, die beispielsweise
deutsche Versorgungsunternehmen vor „zu viel" Wettbewerb schützen sollen.
Leidtragende sind Kunden, denen unter Hinweis auf die Reziprozitätsklausel der
Zugang zu preiswerten ausländischen Stromanbietern verwehrt werden könnte.
Im Gesamtzusammenhang der Richtlinie ist die Reziprozitätsklaüsel als weiteres
Instrument zu werten, die wettbewerbliche Öffnung der europäischen Strommärkte
allmählich durchzuführen und den möglichen Umfang von durch die Reformen
notwendig werdenden Abschreibungen unwirtschaftlicher Erzeugungsahlagen zu
begrenzen. Politische und juristische Argumente können eine Grundlage derartigen




VII. Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse
Tn der Diskussion um die europäische Wettbewerbspolitik als ganzes und konkret
auch bei der Diskussion um die Binnenmarktrichtlinie für Elektrizität haben sich
die Stimmen gemehrt, die den Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse einen höheren Stellenwert im Europarecht einräumen wollen. Wie in der
Diskussion der verschiedenen Richtlinienentwürfe deutlich wurde,
5 wird dieser
Wunsch insbesondere in Frankreich und anderen südeuropäischen Ländern unter
dem Begriff des „Service public" deutlich geäußert. Aber -auch in Deutschland gab
es vor allem von Seiten der kommunalen Versorgühgsunternehmen Forderungen
Es mag eingewandt werden, daß beispielsweise die EdF zunächst „billigen" Strom in gro-
ßem Umfang nach Deutschland liefert, um dann später —
; wenn die deutsche Konkurrenz
ausgeschaltet ist — die Preise erhöhen zu können. Ein solches Argument ist aus zweierlei
Gründen fragwürdig: Erstens ist kaum davon auszugehen, daß die gesamte Stromerzeu-
gung in der Europäischen Union von der EdF monopolisiert wird. Dies wäre aber die Vor-
aussetzung für den Erfolg der „deep-pockef'-Strategie der EdF. Zu anderen gilt es zu be-
denken, daß die zeitliche Verzögerung der Wettbewerbsöffnung ein höchst untaugliches
Mittel wäre, einer derartigen Strategie der EdF zu begegnen. Nichts spräche dagegen, daß
die EdF eine derartige Strategie wählen würde, wenn dies zu einem späteren Zeitpunkt
profitabel und möglich wäre. In der Richtlinie ist explizit festgehalten, daß die Reziprozi-
tätsklausel nach neun Jahren in ihrer jetzigen Form nicht mehr angewandt werden soll. Ab-
gesehen davon wäre diese Vermeidung eines europäischen Monopols, wenn es denn eine
wirkliche Gefahr wäre, wohl eine Gemeinschaftsaufgabe und kaum sinnvoll von einzelnen
Mitgliedstaaten zu lösen. .90




Hintergrund dürfte nicht zuletzt die Tatsache sein, daß im Rahmen des allgemei-
nen Binnenmarktprogramms insbesondere die Prinzipien der Deregulierung und
Privatisierung zunehmende Bedeutung erlangt haben. Die Umsetzung der vier Frei-
heiten zielt generell auf eine starke Betonung des Wettbewerbsgedankens ab.
Gleichzeitig wächst der europäischen Wirtschaftspolitik im Rahmen der Vollen-
dung des Binnenmarktes eine zunehmende Bedeutung zu; der Einfluß der nationa-
len Regierungen auch auf den Energiesektor nimmt daher tendenziell mit zuneh-
menden europäischen Initiativen ab. Damit sehen einige Vertreter die Gefahr, daß
die bisherigen Ansätze im Rahmen der Dienstleistungen vom allgemeinen Interesse
nicht mehr weiter verfolgt werden können.
Es sollte daher nicht überraschen, daß auch im Rahmen der langen Entstehungs-
geschichte der Stromrichtlinie Versuche unternommen wurden, das bisher regel-
mäßig national definierte Prinzip der Stromversorgung als besondere öffentliche
Dienstleistung in das Europarecht „hinüberzuretten". Immerhin dürfte der obige
Überblick über die nationalen Ordnungsmodelle das Ausmaß die verschiedenen
nationalen politischen Einflußnahmen verdeutlicht haben. Die Stromversorgung
wird in den meisten Ländern der Gemeinschaft ersichtlich als Dienstleistung von
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse im Sinne des Art. 90 Abs. 2 eingestuft. Wi-
derstände gegen die Wettbewerbselemente in den Richtlinienentwürfen waren da-
her von Anfang an zu erwarten. Dies gilt in besonderem Maße für den ersten Vor-
schlag der Kommission, der angesichts seiner doch weitgehend wettbewerblichen
Ausrichtung von verschiedenen Seiten als „Provokation" empfunden werden muß-





6 Püttner (1992: 37) spricht beispielsweise bedauernd von den „öffentlichen Unternehmen als
Stiefkindern des Gemeinschaftrechts", deren Tätigkeiten im Bereich der Erfüllung von Auf-
gaben im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse bisher nur unzureichend vom Gemein-
sphaftsrecht behandelt seien. Dementsprechend wurden nicht nur von seilen Frankreichs
Wünsche geäußert (vgl. exemplarisch bereits oben erwähnten „Rapport Maridil" (Mandil et
al. 1994: insbesondere 207 f.)), den Gedanken des „Service Public" auf europäischer Ebene
zu verankern. Es gibt auf europäischer Ebene Versuche einer Erweiterung des Gemein-
schaftsrechts um eine „Charta der öffentlichen Dienste". Der damalige Kommission spräsi-
dent Delors hatte bereits 1994 den Europaischen Zentral verband der öffentlichen Wirtschaft
(CEEP) beauftragt, eine Studie über eine Charta der öffentlichen Dienstleistungen zu erstel-
len. Diese ist im Jahr 1995 vorgelegt worden (deutsche Übersetzung in CEEP 1996). Vgl.
zu diesem Themenkreis Cox (1996), Tettinger (1995b) sowie die aktuelle Stellungnahme
der Kommission (1996b).
4
7 Ergänzend sei erwähnt, daß —. wenig überraschend — auch die europäischen Gewerk-
schaftsverbände den Liberalisierungsbemühungen kritisch gegenüberstanden und -stehen
(vgl. Europe 1996a; 1996b).91
Nachdem im ersten Vorschlag der Kommission keinerlei Hinweis auf Dienst-
leistungen vom allgemeinen wirtschaftlichen Interesse enthalten war (wenn man
von dem Hinweis auf mögliche Preisregulierung bei kleinen Kunden in Art. 16
Abs. 2 absieht), war seit dem modifizierten Richtlinienentwurf von 1993 eine Be-




In der dann 1996 beschlossenen Stromrichtlinie ist in Art. 3 Abs. 3 eine Bestim-
mung enthalten, die es verdient, im Wortlaut zitiert zu werden: ;.. • .
„Die Mitgliedstaaten können beschließen, die Regelungen in den Artikeln 5,6/17, 18 und 21 nicht anzuwenden,
soweit ihre Anwendung die Erfüllung der den Elektrizitätsversorgungsunternehmen übertragenen gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen de jure oder de facto verhindern würde und soweit die Entwicklung des Handels-
verkehrs nicht in dein Ausmaße beeinträchtigt wird, das den Interessen der Gemeinschaft zuwiderläuft, Zu den
Interessen der Gemeinschaft gehört insbesondere der Wettbewerb um zugelassene Kunden in Übereinstimmung
mit dieser Richtlinie und mit Artikel 90 des Vertrages."
Die Bestimmung in Art. 3 lehnt sich auffallend an EGV Art. 90 Abs. 2, der fol-
genden Wortlaut hat:
„Für Unternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse betraut sind oder den
Charakter eines Finanzmonopols haben, gelten die Vorschriften dieses Vertrages, insbesondere die Wettbewerbs-
regeln, soweit die Anwendung dieser Vorschriften nicht die Erfüllung der ihnen übertragenen besonderen Aufga-
ben rechtlich oder tatsächlich verhindert. Die Entwicklung des Handelsverkehrs darf nicht in einem Ausmaß
verhindert werden, das dem Interesse der Gemeinschaft zuwiderläuft." •
Es kann im Rahmen dieses Beitrags keine juristische Analyse der Auswirkungen
der Textunterschiede zwischen diesen beiden Bestimmungen angestellt werden.
Aber auch aus ökonomischer Sicht ergeben sich einige Überlegungen zu diesen
bemerkenswerten Ähnlichkeiten in EGV und der Stromrichtlinie:
4
9
- Erstens eröffnen beide Bestimmungen wettbewerbliche Ausnahmebereiche, die




8 Vgl. zu dem Begriff der öffentlichen Dienste (service public) aus Sicht von Mitgliedern der
Kommission die in Europe (1995d) wiedergegebenen Stellungnahmen von Karel van Miert
und Jaques Delors.
4^ Es ist in diesem Zusammenhang vielleicht von Interesse, daß auch Art. 90 Abs. 2 auf An-
trag der französischen Delegation in den Vertrag genommen wurde. Vgl. Schütze (1992:
130).
•^ Die Verwendung des Begriffes „Übertragung" könnte vermuten lassen, daß die Stromver-
sorgungsunternehmen eher nach Art. 3 Abs. 3 als nach Art. 90 Abs. 2 EGV freigestellt
werden könnten. Es wäre eine juristische — hier nicht zu klärende — Frage, ob diese Be-
stimmung der Richtlinie als Teil des Sekundärrechts mit dem im EGV kodifizierten Primär-
recht der Gemeinschaft zu vereinbaren ist, ob mit anderen Worten, die Richtlinie selber
rechtmäßig ist. Angesichts der Nennung des EGV und seiner Wettbewerbsbestimmungen,
deren Anwendung durch die Richtlinie nicht berührt werden soll (vgl. Erwägungen 3 und
19), kann die Diskrepanz der Formulierungen in der Richtlinie und dem EGV wohl am
ehesten auf eine unbeabsichtigte sprachliche Ungenauigkeit zurückgeführt werden.92
ähnlichen Anforderungen unterliegen: In beiden Fällen müssen es offensichtlich
durch das Mitgliedsland hoheitlich (vgl. zum Art. 90 EGV Tettinger 1995a: 28
f.) definierte Aufgaben im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse sein, deren
Erfüllung durch die Anwendung der Wettbewerbsregeln verhindert werden wür-
de. Es reicht also nicht aus, daß die Erfüllung behindert oder erschwert würde
(zu dieser Auslegung des Art. 90 EGV vgl. Tettinger 1995a: 31 und Schütze
1992: 147 f. sowie die dort angeführte Literatur), es reicht auch nicht aus, daß
diese Verpflichtungen etwa durch eigenständige Verpflichtungen der beteiligten
Unternehmen erfüllt werden. Sie müssen als explizite Verpflichtungen seitens
des Mitgliedslandes den Unternehmen auferlegt werden.
- Zweitens darf der Handelsverkehr nach beiden Bestimmungen nicht in einem
Ausmaß behindert werden, daß dies die Erreichung der Ziele des Binnenmarktes
gefährden würde. Die Grenze für derartige nationale Handelsbeschränkungen ist
also da erreicht, wo der innergemeinschaftliche Handel signifikant beeinträchtigt
wir. Auch insofern scheinen die beiden Bestimmungen inhaltsgleich zu sein.
- Drittens gilt offenbar auch, daß die Ausnahmen von den wettbewerbsrechtlichen
Bestimmungen nur dann europarechtlich zulässig sind, wenn es keine anderen
technisch machbaren und rechtlich wie wirtschaftlich zumutbaren Wege gibt, die
übertragenen Aufgaben ohne die Verletzungen des Wettbewerbsrechts zu erfül-
len (vgl. Cox 1995: 5 ff. und Schütze 1992: 147 f. sowie die dort angeführte Li-
teratur; ähnlich Kommission 1996b: Tz. 21). Die Bestimmungen zur Schaffung
wettbewerblicher Ausnahmebereiche sind dieser Argumentation folgend grund-
sätzlich restriktiv auszulegen.
Zusammengenommen verdichtet sich das Bild, daß die Stromrichtlinie zwar die
Auferlegung öffentlicher Dienstleistungspflichten als Möglichkeit nennt und in Art.
3 Abs. 2 sogar eine Konkretisierung auf „Versorgungssicherheit, die Regelmäßig-
keit, die Qualität und den Preis der Lieferungen sowie auf den Umweltschutz" ver-
sucht:, damit aber keine tatsächliche Konkretisierung der entsprechenden Dienst-
leistungen erreicht. Immerhin können die vorgenannten Aspekte generell unter
„Preis und Qualität eines Gutes unter Beachtung des Umweltschutzes" eingeordnet
werden. Dies könnte Preisstrukturregulierungen (beispielsweise Preisgleichheit im
Raum), Preisniveauregulierungen (beispielsweise eine allgemeine Gewinnregulie-
rung) und vieles weitere umfassen, begrenzt also die Anwendung der Ausnahme-
bestimmung nicht wirklich.
Basierend auf diesen Überlegungen kann gefolgert werden, daß sich gegenüber
der bisherigen rechtlichen Situation bezüglich der Auferlegung öffentlicher Dienst-
leistungspflichten durch die Richtlinie wenig geändert hat. Bemerkenswert ist in
diesem Zusammenhang allerdings, daß die Bestimmung eindeutig geklärt haben
dürfte, daß derartige Wettbewerbsbeschränkungen alleine von den Mitgliedstaaten,
nicht von den betroffenen Elektrizitätsunternehmen beschlossen werden müssen. In93
den Entwürfen der spanischen Präsidentschaft waren statt dessen beispielsweise
ein Verweigerungsrecht des Netzzugangsrechts durch den Netzbetreiber vorgese-
hen (Art. 17 Absatz 3), ohne daß der Mitgliedstaat vorher explizit einen entspre-
chenden Beschluß getroffen hätte.
In der Gesamtbeurteilung bleibt damit die Frage nach den Konsequenzen der
Bestimmungen zu den Dienstleistungen im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse
offen. Die Richtlinie hat eine Chance versäumt, die Vereinbarkeit der Auferlegung
von öffentlichen Dienstleistungspflichten in der Stromwirtschaft mit dem Gemein-
schaftsrecht konkreter zu fassen, als es bisher schon Art. 90 EGV tat. An der gene-
rell unsicheren Rechtssituation hat sich nichts geändert. Weder ist geklärt, welche
Dienstleistungen überhaupt „auferlegt" werden können, noch ein Konkretisierung




Vielleicht könnte man nach dem Motto „Schlimmeres konnte verhindert werden"
als positiv folgern, daß die Rücknahme der Verweigerungsbefugnisse des Netzbe-
treibers und die Zuordnung dieser Verhinderungsbefugnis zu den Mitgliedstaaten in
jedem Fall ein Fortschritt gegenüber dem Status quo und auch gegenüber dem
letzten spanischen Entwurf von 1995 darstellt. Die entsprechenden Bestimmungen
zur Erfüllung von Aufgaben im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse müssen nach
der Richtlinie explizit definiert und transparent gemacht werden. Sie sind daher zu-
künftig klar als politische Maßnahmen identifizierbar und können somit von Au-
ßenstehenden (beispielsweise der EU-Kommission) überprüft werden. Dies ändert
nichts an der aus ökonomischer Sicht insgesamt als kritisch zu beurteilenden Rolle
des Art. 3 Abs. 2 und der dadurch unter Umständen ermöglichten weiteren massi-
ven Einflußnahme der Staaten auf die Stromversorgung, die durch die Richtlinie
gegenüber dem bisherigen Gemeinschaftsrecht (insbesondere Art. 90 EGV) weder
eingeschränkt noch konkreter gefaßt wurde.
VIII. Weitere Vorschriften
In den bisherigen Ausführungen wurde insbesondere auf die allgemeinen Vor-
schriften zur Liberalisierung des Marktzutritts in der Stromerzeugung, zur Neure-
gulierung der Stromübertragung und die flankierenden Maßnahmen zur vertikalen
Die zwei bisher ergangenen Entscheidungen des EuGH nach Art. 90 Abs. 2 im Zusammen-
hang mit den nationalen Vorschriften zur Stromwirtschaft („Corbeau" und „Almelo") helfen
in diesem Zusammenhang nicht viel weiter. Vgl. zu einer Diskussion der beiden Entschei-
dungen Le Nestour und Zinow (1995) und Cox (1996).94
Entflechtung der integrierten Unternehmen eingegangen. In der Richtlinie finden
sich darüber hinaus noch weitere Bestimmungen, die Auswirkungen auf die euro-
päischen Strommärkte haben werden, jedoch unter wettbewerbspolitischen
Aspekten eher sekundärer Natur sind oder aber sich erst mittel- bis langfristig
auswirken werden.
Zum letzteren Punkt gehören die Bestimmungen zum Betrieb der Verteilernetze,
die sich insbesondere in Kapitel V der Richtlinie finden. Dieser Aspekt der Richt-
linie wird in> naher Zukunft von untergeordneter Bedeutung sein, wird sich der
Wettbewerb — nicht zuletzt durch die Vorschriften zum Kreis der zugelassenen
Kunden — doch zumindest anfänglich auf die großen industriellen Nachfrager
konzentrieren. Diese sind regelmäßig direkt an das Übertragungssystem ange-
schlossen, bedürfen also keines Zugangs zu den Verteilernetzen. Mittel- bis lang-
fristig kann sich jedoch auch Wettbewerb um kleinere Kunden entfalten — dann
wird die Bedeutung der Vorschriften für die Verteilernetze zunehmen. Auf sie soll
daher im folgenden eingegangen werden.
In Art. 10. Abs. 2 findet sich (ähnlich Art. 7 Abs. 1 für die Stromübertragung) die
Vorschrift, daß die Mitgliedstaaten direkt oder indirekt einen Betreiber der Vertei-
lernetze zu ernennen haben, der für Betrieb, Wartung und gegebenenfalls den Aus-
bau des Verteilersystems in einem bestimmten Gebiet verantwortlich ist. Dieser
Verteiler hat sich nach Art. 11 Abs. 2 jeglicher Diskriminierung gegenüber den
Netzbenutzern zu enthalten. Es finden sich keine Bestimmungen zur Organisation
des Netzzugangs, die von denen abweichen, die für die Übertragungsnetze gelten.
Im Prinzip können also die Mitgliedstaaten auch im Bereich der Verteilernetze
zwischen einem Alleinabnehmermodell oder einem Modell der spezifischen
Durchleitungsrechte (verhandelter Netzzugang) wählen. Die Frage, ob Kombina-
tionen zwischen diesen beiden Modellen zulässig sind (etwa Verteiler als Alleinab-
nehmer, Überträger im Rahmen des verhandelten Netzzugangs in einem Mitglied-
staats) ist in der Richtlinie nirgendwo behandelt. Es kann daher davon ausgegangen
werden, daß Kombinationen möglich sind, wenn auch die praktische Ausgestaltung
nicht unkompliziert sein dürfte.
Interessant ist die Tatsache, daß den Mitgliedsländern bei der Ausgestaltung der
Befugnisse der Verteiler größerer Spielraum als im Fall der Übertragungssysteme
gelassen wird. Sind schon die Bestimmungen zu den Kompetenzen und Auflagen
des Netzbetreibers zur Lastverteilung in Kapitel IV (Betrieb der Übertragungssy-
steme) auffallend wenig konkret gestaltet, so finden sich in Kapitel V beispiels-
weise überhaupt keine Bestimmungen mehr, wonach der Abruf der Kraftwerke
nach dem wirtschaftliche Vorrang auszugestalten wäre.
Die sonstigen Bestimmungen zum Betrieb der Verteilernetze sind unter Wettbe-
werbsaspekten als problematisch zu beurteilen: In Art. 10 Abs. 1 — also noch vor
der Beschreibung der wirtschaftlichen Aufgaben des Verteilemetzbetreibers — ist95
festgelegt, daß die Mitgliedstaaten den Verteilern auferlegen können, „Kunden in
einem bestimmten Gebiet zu beliefern. Der Tarif für diese Leistungen kann festge-
legt werden, z.B. um die Gleichbehandlung der Kunden zu gewährleisten". Diese
Bestimmung stellt offenbar ein Detail der vom Rat für zulässig gehaltenen Auferle-
gung von Dienstleistungspflichten im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse dar,
auf deren generelle Bedeutung bereits eingegangen wurde. Diese — bereits in den
Vorschlägen der Kommission von 1992 und 1993 enthaltene — explizite Ermäch-
tigung der Mitgliedstaaten, den Verteilern Versorgungspflichten aufzuerlegen und
die Preise für die Kunden zu regulieren, stellt einen Fremdkörper innerhalb der
Richtlinie dar. Es scheint wenig richtlinienimmanent, daß über diese Bestimmung
weitere Regulierungen ausdrücklich ermöglicht werden, die andernfalls nach Art. 3
Abs. 2 oder Art. 90 Abs. 2 EGV einer Überprüfung unterzogen werden könnten.
Zusammenfassend muß die Gesamtbeurteilung zu den Bestimmungen im Bereich
der Verteilernetze eher noch kritischer als zu den Regelungen im Übertragungsbe-
reich ausfallen.
Unter den zusätzlichen Bestimmungen der Richtlinie sind der Vollständigkeit
halber die Maßnahmen zur Unterstützung bestimmter Primärenergien und Um-
wandlungtechnologien zu nennen. In der Richtlinie ist bei den Bestimmungen über
den Betrieb des Übertragunsgnetzes ein Recht der Mitgliedsländer zur Unterstüt-
zung heimischer Primärenergien durch den Vorrang beim Kraftwerksabruf einge-
räumt (Art. 8 Abs. 4). Bis zu 15 vH des nationalen gesamten Elektrizitätsver-
brauchs kann vorrangig aus solchen Erzeugungsanlagen abgerufen werden, die
heimische Primärenergien einsetzen. Bei den Bestimmungen zum Betrieb der Ver-
teilernetze findet sich in Art. 11 Abs. 3 die Befugnis der Mitgliedstaaten, den
Stromverteilern die vorrangige Einspeisung aus Kraftwerken aufzuerlegen, die re-
generative Energieträger einsetzen oder nach dem Prinzip der Kraft-Wärme-
Koppelung arbeiten. Auch diese Bestimmungen sind unter Wettbewerbsaspekten
als problematisch zu beurteilen, wenn auch deren Bedeutung nicht überschätzt
werden sollte.
Als letzte hier erwähnte Übergangs- und Ausnahmebestimmungen von den Wett-
bewerbsregeln sind die in Art. 23 genannten Ausnahmebestimmungen für kleine,
isolierte Netze sowie Luxemburg vorgesehen. Die Mitgliedstaaten können bei der
EU-Kommission einen Antrag auf Genehmigung von Ausnahmeregelungen stellen.
Femer ist im Einzelfall eine Fristverlängerung zur Umsetzung der Richtlinie in na-
tionales Recht vorgesehen (dies gilt für Belgien, Griechenland und Irland) (Art.
26).96
IX. Anmerkungen zum gewählten Verfahren der Kommission
Zur Einordnung der von der Kommission und dem Rates gewählten Ansatzes zur
Liberalisierung der Strommärkte ist es hilfreich, einen Blick auf die grundsätzlich
zur Verfügung stehenden Mittel nach dem EGV zu werfen, die zur Etablierung des
Binnenmarktes zur Verfügung stehen. Die Kommission stützte ihre Entwürfe für
eine Strommarktrichtlinie auf Art. 57 Abs. 2 (Richtlinien zur gegenseitigen Aner-
kennung von Diplomen, Zeugnissen zur Aufnahme und Ausübung selbständiger
Tätigkeiten im Rahmen des Abbaus der Beschränkungen der Niederlassungsfrei-
heit), Artikel 66 (die entsprechende Bestimmung für den Dienstleistungsbereich)
und Art. 100a, der zur Erreichung-der Ziele des Art. 7a EGV (bzw. Art. 8a des
EWGV) (Verwirklichung des Binnenmarktes, Gewährleistung der vier Freiheiten)
ein Beschlußverfahren vorsieht, daß eine Verabschiedung der Richtlinie durch den
Rat unter Mitentscheidung (bzw. der Zusammenarbeit) des Parlaments beinhaltet.
Im Prinzip hätten der Kommission auch andere Wege zur Verfolgung ihrer Ziele
offengestanden:
- Die Einleitung von Vertragsverletzungsverfahren beim Europäischen Gerichtshof
zur Beseitigung der teilweise vorhandenen staatlich gewährleisteten ausschließli-
chen Export und/oder Importrechte, gestützt auf Art. 30, 34 und 37 EGV (Verbot
mengenmäßiger Einfuhr- und Ausfuhrbeschränkungen sowie schrittweiser Um-
bau staatlicher Handelsmonopole). Tatsächlich hat die EU-Kommission derartige
Schritte gegen nationale Handelsmonopole im Bereich des Elektrizitätssektors in
der Vergangenheit nicht nur angekündigt (Kommission 1988: 17 ff), sondern
auch eingeleitet (vgl. Gowans 1994a: 36; Faross 1994: 203; Cross 1996: 3).
- Ein Vorgehen im Rahmen des Art. 87. Hiemach kann die Kommission zur
Durchsetzung der Wettbewerbsregeln der Art. 85 und 86 Vorschläge für Richt-
linien an den Rat richten, über die dieser nach Anhörung des Parlaments be-
schließen muß. Durch eine derartige Richtlinie, insbesondere nach Art. 87 Abs. 2
c), hätte die Kommission versuchen können, den Anwendungsbereich der Art. 85
und 86 im Stromsektor näher zu bestimmen, insbesondere um Rechtsklarheit
über den rechtlichen Status der vorherrschenden gebietsmonopolistischen Unter-
• nehmen zu schaffen.
Der Maastrichter Vertrag führte zu einer Änderung der Beschlußverfahren. Im Fall der
Stromrichüinie wurde, nachdem zunächst das Verfahren der Zusammenarbeit mit dem Par-
lament Anwendung fand, das Verfahren der Mitentscheidung eingeleitet.97
- Ein Vorgehen nach Art. 90 Abs. 3. Hiernach kann die Kommission (ohne Betei-
ligung des Rates und des Parlaments) Richtlinien oder Entscheidungen an die
Mitgliedsstaaten richten, die die Anwendung der beiden ersten Absätze des Art.
90 betreffen. Die, Kommission hat Befugnis, die Einhaltung der Wettbewerbsre-
geln durch diejenigen Unternehmen zu sichern, die mit Dienstleistungen von all-
gemeinem wirtschaftlichen Interesse betraut sind. Selbst wenn hier die Frage
nicht beantwortet werden kann, ob etwa in Deutschland diese Bedingung der
Betrauung erfüllt ist (vgl. für einen Überblick z.B. Schütze 1992: Kapitel D), so
ist diese Betrauung beispielsweise im Fall Frankreichs wohl zweifelsfrei gegeben
und unterliegt insofern der Überwachung durch die EU-Kommission bzw. den
Europäischen Gerichtshof. Eine derartige Entscheidung oder Richtlinie kann die
Kommission jederzeit treffen bzw. beschließen (vgl. Hochbaum 1992: 9). Von
verschiedenen Seiten wurde dieses Vorgehen der Kommission in der Vergangen-
heit erwartet oder gefordert (vgl. etwa Seidel 1992, Tettinger 1995a: 32). Mit-
glieder der Kommission haben in der Tat auch immer wieder mit einem derarti-
gen Verfahren „gedroht", insbesondere immer dann, wenn die politischen Bera-
tungen im Rat wieder einmal in einer Sackgasse zu stecken drohten (vgl. etwa
die Stellungnahme des Kommissars Papoutsis in Europe 1995c).
Grundsätzlich bestehen diese Möglichkeiten der Vorgehens für die Kommission
auch weiterhin, wenn die Entwicklungen nach der Umsetzung der Stromrichtlinie
von ihr als nicht hinreichend beurteilt werden würden. Es gilt jedoch, daß die
Kommission bislang in der Stromwirtschaft die Taktik der Herbeiführung eines
politischen Kompromisses zwischen den nationalen Regierungen bevorzugte. Be-
reits im ersten Richtlinienvorschlag (Erwägungsteil) konstatierte die Kommission:
„Die Vollendung des Elektrizitätsbinnenmarktes muß schrittweise erfolgen und in
Stufen verwirklicht werden, damit die Industrie sich flexible und in geordneter Art
und Weise dem neuen Umfeld anpassen kann." Trotz der langen seit Vorstellung
des ersten Entwurfs verstrichenen Zeit ist die Kommission bei diesem Konzept
geblieben.
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3 Dies ist eine bemerkenswerter Unterschied zum Fall der Telekommu-
nikation, in der der Erlaß von zwei Richtlinien nach Art. 90 Abs. 3 der entschei-
dende Motor zur Liberalisierung der nationalen Märkte war (vgl. Boss et al. 1996:
189 ff.; Kommission 1996b: Tz. 24).
Zusammenfassend kann das Vorgehen der Kommission angesichts der rechtli-
chen Möglichkeiten, die ihr zur Verfügung standen, als eher vorsichtig charakteri-
siert werden. Immer wieder versuchte sie, eine politische Einigung zwischen den
Mitgliedsstaaten herbeizuführen, selbst wenn der erste Richtlinienvorschlag von
Ein Mitglied der Kommission charakterisierte die Strategie der Kommission, nicht nach Art.
90 Abs. 3 vorzugehen, anschaulich als „we don't want to use the big Bertha" (Eurelectric/
European Energy Foundation 1996: 81)98
1992 als durchaus „revolutionär" zu charakterisieren war. Insbesondere die Rezi-
prozitätsklausel und vor allem auch die Definition eines Kreises der „zugelassenen
Kunden" in der endgültigen Richtlinie lassen jedoch den Eindruck eine stark poli-
tisch geprägten Kompromisses. Es wird sich erst in der Zukunft zeigen, ob weitere
Liberalisierungs schritte von Seiten der Mitgliedsstaaten bzw. des Rates folgen,
oder ob die Kommission ungeachtet ihrer bisherigen Strategie zukünftig stärker auf
Art. 87 oder Art. 90 gestützt vorgehen wird oder vorgehen sollte.
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Immerhin wird die europarechtliche Zulässigkeit der bestehenden nationalen Ordnungsmo-
delle auch direkt unter Bezug auf den EGV zunehmend in Frage gestellt. Genannt sei nur
die bekannte Einschätzung des Bundeskartellamts der europarechtlichen Unzulässigkeit der
deutschen Gebietsschutzverträge (beispielsweise wiedergegeben in Bundeskartellamt 1995:
141 f.). Generell kann ohnehin die — hier nicht zu beantwortende — Frage gestellt werden,
ob die jetzt verabschiedete Stromrichtlinie angesichts der kodifizierten Ausnahmen von den
allgemeinen Wettbewerbsregeln mit dem primären Gemeinschaftsrecht vereinbar ist.99
F. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen
/. Die Stromwirtschaft in den meisten europäischen Ländern ist derzeit
durch den Ausschluß des Wettbewerbs gekennzeichnet. Von einem Binnen-
marktfür Elektrizität kann nicht die Rede sein.
1. Bei den nationalen Ordnungsmodellen der Stromversorgung offenbart sich
eine außerordentlich starke Heterogenität der historisch gewachsenen Strommärkte
in den einzelnen Staaten der Europäischen Union. Von herausragender Bedeutung
für die Entwicklung der nationalen Stromwirtschaften waren in der Vergangenheit
die nationalen Ziele der Energiepolitik, die vornehmlich einen regional-, sozial oder
strukturpolitischen Hintergrund haben.
2. Die Elektrizitätsmärkte in Europa sind fast durchgängig durch einen hohen,
wenn auch abnehmenden, Anteil an öffentlichem Eigentum und einen hohen Grad
der vertikalen Integration gekennzeichnet. Im Regelfall wird starker politischer
Einfluß auf die Investitions- und Preispolitik der Unternehmen ausgeübt. In fast al-
len Fällen gewähren die Staaten auf der einen Seite exklusive Rechte und erlegen
den Versorgungsunternehmen auf der anderen Seite besondere Pflichten auf. • • ;,.
3. Der Umfang der zwischenstaatlichen Strompreisdifferentiale und des in-
nereuropäischen Handels mit Strom verdeutlicht, daß von einem Binnenmarkt für
Elektrizität derzeit nicht die Rede sein kann.
//. Die Rechtfertigungen für die bisherigen Regulierungen halten einer öko
L
nomischen Überprüfung nicht stand. Selbst wenn die politischen Ziele akzep-
tiert würden, die mit der Regulierung verfolgt werden, sind die hierzu eingesetz-
ten Mittel als ineffizient zu beurteilen.
4. Die bestehenden Regulierungen in Deutschland und den anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union werden von ihren Befürwortern mit den
„Besonderheiten" der Stromwirtschaft begründet. Bei der Analyse der
„Besonderheitenlehre" zeigt sich aber, daß sowohl die technischen Eigenheiten des
Wirtschaftssektors auf der Bereitstellungsebene als auch die spezifischen wirt-
schaftlichen Charakteristiken des Gutes „Strom" auf der Verwendungsebene keine
tragfähige ökonomische Grundlage für eine Beibehaltung der derzeitigen nationalen
Strommarktregulierungen bieten.100
5. Die von der Regulierung in den europäischen Staaten angestrebten Ziele
werden derzeit mit ineffizienten Mitteln verfolgt. Zum einen ist ein Teil der Be-
gründung der Regulierungen auf der Bereitstellungsebene durch die Regulierung
„hausgemacht"
1 und entfällt somit nach wettbewerblichen Reformen. Zum anderen
wäre im Fall der auf der Verwendungsseite ansetzenden Regulierungsgründe sozi-
al-, regional- oder strukturpolitischer Art die Finanzierung sinnvoller aus dem all-
gemeinen Staatshaushalt zu bestreiten. Hilfsweise könnte ein Aufschlag auf die
Stromrechnungen (Sozialpfennig) erwogen werden.
III. Nachdem der Stromsektor bisher von allen Bestrebungen zur Schaffung
eines europäischen Binnenmarktes unberührt blieb, sind durch die
EU-Stromrichtlinie von 1996 erstmals entscheidende Schritte zum Aufbrechen
der nationalen Monopolstellungen eingeleitet worden.
6. Die nachhaltigen, erheblichen Preisdifferenzen und das geringe Ausmaß der
grenzüberschreitenden Stromlieferungen haben seit Mitte der achtziger Jahre zu
verstärkten Anstrengungen in Brüssel geführt, den europäischen Binnenmarkt auch
im Bereich der Elektrizitätsmärkte zu etablieren. Jedoch kann bei den beiden zu-
nächst beschlossenen Richtlinien — der Preistransparenzrichtlinie und der Tran-
sitrichtlinie (beide 1990) — von wirksamen Maßnahmen zur Schaffung des
Strombinnenmarktes nicht die Rede sein.
7. Anders ist die Stromrichtlinie von 1996 zu beurteilen: Die beschlossenen Li-
beralisierungen der Stromerzeugung und des Stromhandels sind erste Schritte zum
Aufbrechen der nationalen Monopolstellungen.
IV. Die Stromrichtlinie schreibt die Einführung von Durchleitungsrechten
durch bestehende Netze, die Liberalisierung des Baus von Anlagen in Erzeu-
gung und Übertragung sowie eine moderate Form der Entflechtung integrierter
Versorgungsunternehmen vor.
8. Die Durchleitungsrechte durch bestehende Netze der etablierten Versor-
gungsuntemehmen ermöglichen Kunden eine größere Freiheit bei der Wahl ihrer
Lieferanten. Damit wird zwar nicht das ursprünglich vorgesehene Cornmon-
Carrier-Modell eingerichtet. Aber auch das Netzzugangsregime der spezifischen
Durchleitungsrechte schafft Chancen für den Wettbewerb in der Stromerzeugung
und dem Stromhandel.
9. Die Marktzutrittsbarrieren in Erzeugung und Übertragung müssen in fast al-
len Mitgliedsländern der Europäischen Union gesenkt werden. Insofern kann der
Richtlinientext hinsichtlich des Abbaus von Investitionsschranken sowohl bei Er-101
zeugungs- als auch bei Übertragungsanlagen aus wettbewerbspolitischer Sicht
positiv beurteilt werden. Unabhängige Erzeuger erhalten das Recht auf ein nicht-
diskriminierendes und transparentes Genehmigungsverfahren — unabhängig da-
von, ob sich das Mitgliedsland grundsätzlich für das Genehmigungsverfahren oder
das Ausschreibungsverfahren für den Bau neuer Anlagen entschieden hat.
10. In der Richtlinie ist vorgesehen, daß integrierte Versorgungsunternehmen
mindestens eine separate Rechnungslegung für Erzeugung, Übertragung und Ver-
teilung vornehmen (buchhalterische Entflechtung). Diese Entflechtungsvorschriften
sind weitaus schwächer formuliert worden, als es die Kommission in ihren ur-
sprünglichen Vorschlägen vorsah. Aus ökonomischer Sicht wäre die Gründung ei-
ner oder mehrerer unabhängiger Netzgesellschaften zumindest aus Gründen einer
wirksamen Überwachung des Netzbetriebs, in dem natürliche Monopole vermutet
werden können, vielversprechender. Für die in der Richtlinie gewählte moderate
Form der Entflechtungsvorschriften könnten die leichtere Umsetzung und damit
tendenziell geringere Übergangskosten zu einem wettbewerblicheren Markt spre-
chen. "
V. Die in der Stromrichtlinie eingeräumte Freiheit der Mitgliedstaaten, zwi-
schen einem Modell des verhandelten Netzzugangs und einem Alleinabneh-
mermodell wählen zu können, hat keine unmittelbaren Konsequenzen für das
zukünftige Ausmaß des Wettbewerbs in den europäischen Strommärkten.
11. In den zwei in der Richtlinie genannten Modellen des Netzzugangs —- ver-
handelter Netzzugang und Alleinabnehmermodell — werden weitgehend identische
Bedingungen für das Zustandekommen von Lieferverträgen zwischen zugelassenen
Kunden und unabhängigen oder gebietsfremden Versorgungsunternehmen definiert.
Einem Alleinabnehmer steht grundsätzlich kein größerer Spielraum zur Verhinde-
rung von Durchleitungen zur Verfügung als einem netzbesitzenden Unternehmen in
einem Land, welches das Modell des verhandelten Netzzugangs gewählt hat.
12. Die Wahl eines Alleinabnehmermodell kann sogar größere wettbewerbliche
Wirkungen nach sich ziehen als die Wahl des verhandelten Netzzugangs. Dies liegt
darin begründet, daß ein Alleinabnehmer im Regelfall zur Veröffentlichung von
Netznutzungstarifen verpflichtet sein wird. Die Tarifierungsvorschrift führt zu einer
größere Kalkulationssicherheit potentieller Durchleitungskunden und senkt ihre
Transaktions- und Informationskosten.
VI. Trotz der Liberalisierung kann von einem wirklichen Strombinnenmarkt
auch zukünftig kaum die Rede sein. So bedingt die in der Stromrichtlinie ent-
haltene Definition der „zugelassenen Kunden", daß der überwiegende Teil der102
Stromnachfrager zumindest bis 2006 kaum Zugang zu den wettbewerblichen
Märkten haben wird. Auch die Reziprozitätsklausel und die Bestimmungen zu
den gemeinwirtschaftlichen Aufgaben der Versorgungsunternehmen können zu
Wettbewerbsbeschränkungen führen.
13. Die Richtlinie sieht vor, den europäischen Strommarkt nur schrittweise zu
öffnen. Der Kreis derjenigen Letztverbraucher, die die Möglichkeit der Wahl ihres
Stromlieferanten erhalten (zugelassene Kunden), wird im Zeitablauf stufenweise
ausgedehnt. Aber auch nach der dritten und letzten Stufe werden weite Teile der
Stromnachfrager nicht unmittelbar am Wettbewerb partizipieren können. Weitere
Marktöffnungsmaßnahmen sind gegenwärtig nicht absehbar.
14. Die Vorschriften, die die Marktöffnung zeitlich hinausschieben, können als
Versuch gewertet werden, die Versorgungsuntemehmen vor Vermögensverlusten
bei unwirtschaftlichen Erzeugungsanlagen zu bewahren. Sie basieren aus ökonomi-
scher Sicht zu einem guten Teil auf Verteilungsargumenten, nicht auf Effizienz-
überlegungen. Auch juristische Aspekte des Eigentumsschutzes und des Vertrau-
ensschutzes mögen ein allmähliches Vorgehen rechtfertigen. Andere Methoden zur
Lösung dieses Problems des Eigentumsschutzes und des Vertrauensschutzes —
etwa durch eine Kompensation aus Mitteln des allgemeinen Staatshaushalts — wä-
ren aber aus ökonomischer Sicht effizienter.
15. Die politischen Forderungen nach einer „gleichgewichtigen" Marktöffnung
führten zur Aufnahme einer Reziprozitätsklausel: Den Mitgliedstaaten wird nach
dieser Klausel das Recht eingeräumt, Importe aus denjenigen Ländern mengenmä-
ßig zu begrenzen, die ihre Strommärkte in geringerem Ausmaß geöffnet haben. Die
Rcziprozitätsklausel ist als weiteres Instrument zu werten, die wettbewerbliche
Öffnung der europäischen Strommärkte nur allmählich durchzuführen und den
möglichen Umfang von durch die Reformen notwendig werdenden Abschreibungen
unwirtschaftlicher Erzeugungsanlagen zu begrenzen.
16. In der Frage der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der Versorgungsun-
temehmen bleiben die Konsequenzen der Richtlinie offen. Durch die Richtlinie
wurde eine Chance vertan, die Vereinbarkeit der Auferlegung von öffentlichen
Dienstleistungspflichten in der Stromwirtschaft mit dem Gemeinschaftsrecht kon-
kreter zu fassen, als es bisher schon Art. 90 EGV tat. Immerhin müssen die ent-
sprechenden nationalen Bestimmungen zur Erfüllung von Aufgaben im allgemeinen
wirtschaftlichen Interesse nunmehr explizit und transparent, definiert werden. Sie
sind daher zukünftig klar als politische Maßnahmen identifizierbar und können
somit von Außenstehenden (beispielsweise der EU-Kommission) überprüft wer-
den. Dies ändert nichts an der aus ökonomischer Sicht insgesamt als kritisch zu be-
urteilenden Rolle der entsprechenden Bestimmungen der Stromrichtlinie und der103
dadurch unter Umständen ermöglichten weiteren massiven Einflußnahme der
Staaten auf die Stromversorgung.
17. Das Vorgehen der Kommission kann angesichts der rechtlichen Möglichkei-
ten, die ihr zur Verfügung standen, als sehr vorsichtig charakterisiert werden. Im-
mer wieder versuchte sie, eine politische Einigung zwischen den Mitgliedstaaten
herbeizuführen. Es wird sich erst in der Zukunft zeigen, ob weitere Liberalisie-
rungsschritte von Seiten der Mitgliedstaaten bzw. des Rates folgen, oder ob die
Kommission ungeachtet ihrer bisherigen Strategie zukünftig stärker auf das allge-
meine europäische Wettbewerbsrecht gestützt vorgehen wird, um eine weitere Li-
beralisierung der Strommärkte durchzusetzen.
VII. Trotz der in der Richtlinie vorgesehenen nur partiellen Marktöffnung
steht zu erwarten, daß die Umstrukturierungen zu einer — möglicherweise na-
tional stark differierenden — Eigendynamik führen werden.
18. Im Fall Deutschlands kann beispielsweise erwartet werden, daß Wettbewerb
auch auf der Großhandelsebene entstehen wird. Die Position insbesondere der lo-
kalen Verteilungsunternehmen als Nachfrager auf dem Großhandelsmarkt wird sich
durch die jüngsten Liberalisierungsinitiativen entscheidend verbessern. Auf der an-
deren Seite wird ihre bisher unangefochtene Position als regionale Monopolisten
im Verkauf an „zugelassene Kunden" erheblich geschwächt. An ihre betriebswirt-
schaftlichen Fähigkeiten werden damit bisher ungewohnte Anforderungen gestellt,
denen nicht alle Versorgungsunternehmen gewachsen sein werden.
19. Mangelnde Wettbewerbsfähigkeit einzelner Unternehmen kann zu Unter-
nehmenszusammenschlüssen und -kooperationen und damit zu einer tendenziell
steigenden Marktkonzentration führen. Dies ist aus wettbewerbspolitischer Sicht
nicht notwendig als Gefahr einzuschätzen. Denn gleichzeitig erwächst durch den
zukünftig möglichen Marktzutritt neuer und ausländischer Anbieter zusätzlicher
Wettbewerbsdruck — auch auf die großen etablierten Versorgungsunternehmen.
20. Die mit der Wettbewerbsaufsicht betrauten europäischen und nationalen In-
stanzen werden grundsätzlich neu definierten Anforderungen gegenüberstehen, die
vor allem aus den Vorschriften zur buchhalterischen Entflechtung der integrierten
Versorgungsunternehmen sowie der notwendigen Überwachung von Durchlei-
tungskonditionen erwachsen.
21. Die wettbewerblichen Reformen werden darüber hinaus dazu führen, daß
auch die Wettbewerbspolitik in der Stromwirtschaft auf der Grundlage sukzessive
gesammelter Erfahrungen — beispielsweise mit konkreten Durchleitungsfällen —
laufend neu ausgerichtet werden muß. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist das
„Design" der zukünftigen nationalen Regulierungs- und Wettbewerbspolitiken
noch nicht hinreichend erkennbar, um eindeutige Aussagen über das „Wie" und104
„Wann" der weiteren Liberalisierungs- und Ümstrukturierungsetappen zu treffen.
Viel wird hier von der konkreten Ausgestaltung der Durchleitungsrechte sowohl
durch die nationalen Gesetzgeber, die Wettbewerbsbehörden und die Gerichte ab-
hängen.
22. Bisherige ausländische Erfahrungen mit wettbewerblichen Reformen des
Stromsektors lassen erwarten, daß die jetzt europaweit eingeleiteten Umstrukturie-
rungen eine Eigendynamik entfalten werden. Es ist davon auszugehen, daß die
neuen Betätigungsmöglichkeiten der Versorgungsunternehmen im Zusammenwir-
ken mit dem Aufbrechen kartellartiger Strukturen eine Tendenz hin zu mehr Wett-
bewerb bewirken werden, die sich nur schwer begrenzen lassen wird. Dieser
Wettbewerb wird langfristig nicht auf „zugelassene Kunden" beschränkt bleiben.106
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